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Vorwort

Den Krieg um Afghanistan hat der Westen verloren, wieder 
einmal. Nach den Engländern im 19. Jahrhundert zogen sow-

jetische Truppen Ende der 1980er Jahre ab. Nun steht der Westen 
erneut vor einem Fiasko. Einige Regierungen haben schon ihre 
Lehre gezogen und sind abgezogen. Andere, wie US-Präsident 
Obama und die Regierungskoalition in Berlin, verstärken erstmal 
ihre Truppen, um – wenn schon nicht mit „erhobenem Haupt“, so 
doch „ohne Gesichtsverlust“ – das Land am Hindukusch verlas-
sen zu können. Ob dies aufgeht, ist mehr als fraglich. 2014 ist das 
magische Jahr: Danach wird „Afghanistan“ hierzulande wohl nur 
noch für Historiker und Ethnografen von Interesse sein. All jene, 
die in den letzten zehn Jahren im Parlament und im Feuilleton für 
diesen Krieg gestimmt oder geschrieben haben, werden sich dann 
„neuen Herausforderungen“ zuwenden. Vielleicht haben wir dann 
schon unser nächstes Afghanistan, z.B. in Nordafrika.

Im Frühjahr dieses Jahres hat der Deutsche Bundestag erneut 
über das Mandat der Bundeswehr für Afghanistan entschieden. 
Bis zum endgültigen Abzug will sich Berlin verstärkt engagieren, 
auch militärisch. Partnering heißt das geschmeidige Wort, mit 
dem kaschiert werden soll, dass deutsche Soldaten (als Ausbilder) 
verstärkt in der Fläche, d.h. bei Kampfhandlungen, präsent sein 
werden. Eine solche Ausweitung führt zu weiteren Opfern: in der 
afghanischen Bevölkerung und auch bei deutschen Soldaten. Diese 
bittere Wahrheit mussten alle Beteiligten bereits zur Kenntnis 
nehmen. Naivität oder Illusionen sind jetzt nicht nur fehl am 
Platz, sondern können sogar tödlich sein. Es würde nicht nur der 
Auffassung der übergroßen Mehrheit der deutschen Bevölkerung 
entsprechen, sondern auch der politischen (und militärischen) 
Vernunft, wenn das Parlament die Bundeswehr zurückholt – 
sicherlich nicht kopflos, aber sofort! Es würde auch den Souverän 
wieder stärker ins Spiel bringen, wenn es um die Fragen von 
„Krieg und Frieden“ geht. Dort gibt bisher die Exekutive den 
Ton an. Ein solcher Abzug würde weitere Opfer unter deutschen 
Soldaten verhindern und auch eine politische Lösung des afghani-
schen Knotens befördern. Für ein Mitglied des UN-Sicherheits-
rates sicherlich eine lohnende Aufgabe!

In der vorliegenden Publikation diskutieren Autoren mit unterschied-
lichen Sichten das Thema Afghanistan. Den ersten Teil beginnt der 

Prof. Dr. Raimund Krämer, 
geb. 1952, Universität 

Potsdam, Chefredakteur 
WeltTrends, 

 rkraemer@uni-potsdam.de
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Asienkenner Diethelm Weidemann (Berlin) mit einer Entwicklungs-
geschichte des Afghanistankomplexes; er skizziert die vielfältigen 
Konfliktlinien seit Anfang des 20. Jahrhunderts. Auch Hartmut Elsen-
hans (Leipzig) empfiehlt einen Blick in das Buch der Geschichte: Er 
zeigt, welche Lehren wir aus Frankreichs Algerienkrieg 1954 bis 1962 
und dem algerischen Bürgerkrieg der 1990er Jahre für Afghanistan 
ziehen sollten. Der viel beschworene Truppenabzug birgt Gefahren, 
die in der Debatte nicht unter den Tisch fallen sollten. Wolfgang F. 
Danspeckgruber (Princeton) warnt vor einer übereilten Aktion, da 
diese unvorhersehbare Folgen für die Stabilität Afghanistans hätte. 
Im Unterschied dazu formulieren ehemalige deutsche Botschafter 
aus den beiden deutschen Staaten recht konkrete Vorschläge für eine 
politisch-diplomatische Lösung, die über den Tag hinausgeht. Diese 
könnten sich, so Botschafter a. D. Karl Fischer, zum Beispiel an den 
Genfer Verhandlungen der 1980er Jahre über den Abzug der Sowjet-
armee aus Afghanistan orientieren. Wie Soldaten der Bundeswehr die 
Situation in Afghanistan sehen, das artikulieren Kapitänleutnant Jörg 
Wiebach, Sprecher des kritischen Arbeitskreises Darmstädter Signal, 
und Oberstleutnant a.D. Jürgen Rose.

Der zweite Teil dieser Publikation gibt eine akademische Debatte 
wieder, die zugleich eine zutiefst politische ist. In der „Aporie des 
Völkerrechts“ geht es um die Widersprüchlichkeit des modernen 
Völkerrechts, die zunächst ratlos macht: Es gibt ein weltumfas-
sendes Völkerrecht, aber keine Weltregierung, um dieses konse-
quent umzusetzen. Das führe dazu, dass der Stärkere, in dem 
Fall der Westen, in den internationalen Beziehungen bestimmt 
und Kriege nach Gutdünken führt, meist stark moralisierend. So 
auch heute in Afghanistan. Ausgelöst wurde die Debatte von der 
Potsdamer Juristin und Soziologin Sibylle Tönnies, die in Ausein-
andersetzung mit Carl Schmitts „Nomos der Erde“ ihre Argumente 
formuliert. Die unterschiedlichen Antworten auf ihre provozie-
renden Thesen zeigen auch, dass wir so ratlos nicht sind.

Die Herausgeber hoffen, dass diese Publikation, die in Zusammen-
arbeit mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung Brandenburg entstand, 
die Debatten über Afghanistan speziell und die internationale 
Politik im 21. Jahrhundert in diesem Land befördern wird.

Raimund Krämer                     Christoph Sebastian Widdau
Christoph Sebastian 
Widdau M.A., geb. 1983, 
Universität Potsdam, 
widdau@uni-potsdam.de



Das Trauerspiel von Afghanistan

Der Schnee leis stäubend vom Himmel fällt,
Ein Reiter vor Dschellalabad hält,

„Wer da!“ – „Ein britischer Reitersmann,
Bringe Botschaft aus Afghanistan.“

Afghanistan! er sprach es so matt;
Es umdrängt den Reiter die halbe Stadt,

Sir Robert Sale, der Commandant,
Hebt ihn vom Rosse mit eigener Hand.

Sie führen in’s steinerne Wachthaus ihn,
Sie setzen ihn nieder an den Kamin,

Wie wärmt ihn das Feuer, wie labt ihn das Licht,
Er athmet hoch auf und dankt und spricht:

„Wir waren dreizehntausend Mann,
Von Cabul unser Zug begann,

Soldaten, Führer, Weib und Kind,
Erstarrt, erschlagen, verrathen sind.

Zersprengt ist unser ganzes Heer,
Was lebt, irrt draußen in Nacht umher,
Mir hat ein Gott die Rettung gegönnt,
Seht zu, ob den Rest ihr retten könnt.“



Sir Robert stieg auf den Festungswall,
Offiziere, Soldaten folgten ihm all’,

Sir Robert sprach: „Der Schnee fällt dicht,
Die uns suchen, sie können uns finden nicht.

Sie irren wie Blinde und sind uns so nah,
So laßt sie’s hören, daß wir da,

Stimmt an ein Lied von Heimath und Haus,
Trompeter, blas’t in die Nacht hinaus!“

Da huben sie an und sie wurden’s nicht müd’,
Durch die Nacht hin klang es Lied um Lied,
Erst englische Lieder mit fröhlichem Klang,

Dann Hochlandslieder wie Klagegesang.

Sie bliesen die Nacht und über den Tag,
Laut, wie nur die Liebe rufen mag,

Sie bliesen – es kam die zweite Nacht,

Umsonst, daß ihr ruft, umsonst, daß ihr wacht.
Die hören sollen, sie hören nicht mehr,

Vernichtet ist das ganze Heer,
Mit dreizehntausend der Zug begann,

Einer kam heim aus Afghanistan.

Theodor Fontane
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1.	 Exit Afghanistan

Afghanistan-Diagnostik: eine Kolumnistenprofession mit dem 
Hang zur Permanenz. Auch der große Balladendichter 

Fontane schwang schon die Feder. Die Zunft der Schreibenden 
– ob vor Ort oder fern in Bürokomplexen – wird nicht müde, 
dem Land der Afghanen Zeilen zu widmen. Die jüngste militä-
rische Intervention gilt nunmehr weithin als gescheitert; falsch 
fanden und finden sie viele allemal.

Wie weiter? Dass die Intervenierenden das Land verlassen 
sollen, ist politischer Konsens, nicht nur in Deutschland. 
Doch die Erfolg versprechende Methodik und der richtige 
Zeitpunkt werden weiterhin gesucht. Wie genau soll abgezo-
gen werden? Kleckerweise oder im großen Stil? Und welche 
Abzugsstrategie führt zu was?

Hilflosigkeit, buchstäblich, vielerorts – als exemplarisch kann das 
„Friedensgutachten 2010“ erachtet werden, in dessen Heraus-
geberstellungnahme zum Afghanistaneinsatz einiges suggeriert, 
manches vermischt, aber wenig Präzises konkret vorgeschlagen 
wird. Bekannte Ansätze werden mit gutem Willen benannt, aber 
auch aus diesen berufenen Mündern erschallen keine „kristall-
klaren Ansagen“.

Seit Anbeginn der militärischen Intervention werden im außen-
politischen Journal WeltTrends ihre Gründe analysiert und 
Auswege gesucht: kontrovers, ohne Blatt (und Schaum) vor den 
Mündern der Autoren und mit dem Mut zur wohlgesetzten 
Provokation. Man darf diese Versuche getrost und buchstäblich 
als notwendig bezeichnen.
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1.1. Der Afghanistan-Komplex:  
Historische Entwicklungslinien
Diethelm Weidemann

Den Afghanistankonflikt als solchen gibt es nicht. Durch innere 
Entwicklungen seit dem ersten Drittel des 20. Jahrhunderts 

und äußere Eingriffe hat sich in Afghanistan eine komplexe Situ-
ation herausgebildet, die auf drei Ebenen wirkt – der inneren 
Konfliktlage, der Bürgerkriegskonstellation und der internati-
onalen Ebene (siehe Anhang am Ende des Beitrages). Historisch 
betrachtet, ist der Konflikt in Afghanistan ein innerafghanischer 
Gesellschafts- und Modernisierungskonflikt. Er umfasst eine tief 
greifende und grundsätzliche Auseinandersetzung zwischen isla-
mischem Traditionalismus und gesellschaftlicher Moderne. Diese 
vollzieht sich zwischen einer überwiegend tribalen Gesellschaft und 
einer embryonalen Form eines modernen nationalen Staates, wobei 
tribalistische und orthodox-islamische Kräfte auf eine moderni-
sierte städtische Bevölkerung treffen. Diese Konfliktsituation wird 
immer wieder durch Kriege um Afghanistan verschärft, die immer 
auch mit dem Versuch verbunden waren, einen bestimmten Typ 
von Modernisierung von außen durchzusetzen.

Historische Herausbildung des Konfliktes

Das Scheitern der Reformen Amanullah Khans

Die Wurzeln des Konflikts können bis zur Entstehung der 
jungafghanischen Bewegung Anfang des 20. Jahrhunderts zurück-
verfolgt werden. Seinen ersten Höhepunkt erreichte er Ende der 
1920er Jahre mit den Reformen König Amanullah Khans. Dieser 
schuf eine zeitgemäße Verfassung, bildete moderne administrative 
Strukturen, führte die Schulpflicht für alle Kinder ein, sicherte die 
Pressefreiheit und die Freiheit der Religionsausübung. Das war für 
die archaischen Gesellschaftsverhältnisse ein revolutionärer Moder-
nisierungsversuch, den Realitäten vor Ort aber offensichtlich zu weit 
voraus. Es war nicht überraschend, dass Amanullahs Reformen auf 
den erbitterten Widerstand der Geistlichkeit, der Stammeschefs, der 
großen Grundherren und selbst der Hofkreise stießen. 1929 setzte 
die erste akute Phase des afghanischen Gesellschafts- und Moder-
nisierungskonflikts ein, als bewaffnete Gruppen unter Führung des 
Tadschiken Habibullah Kalakani die Hauptstadt Kabul eroberten. 

Prof. Dr. Diethelm Weide-
mann, geb. 1931, zuletzt 
Institut für Asien- und 
Afrikawissenschaften der 
Humboldt-Universität 
zu Berlin.
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Kalakani proklamierte sich zum Khadim ed din Rasaullah (Herr der 
Religion des Propheten Gottes). Den paschtunischen Gegenschlag 
führte Amanullahs Kriegsminister General Mohammed Nadir Shah, 
der Kalakanis Aufständische vernichtend schlug und sich am 15. 
Oktober 1929 selbst zum König ausrief. Unter Einsatz brutalster 
Methoden (Ermordung zahlreicher Reformanhänger) gelang es 
ihm, die Lage bis 1933 wieder zu stabilisieren. Am 7. November 
1933 wurde er vom Hazara Abdul Khalik ermordet.

Der Sturz und die Vertreibung König Amanullah Khans, verbun-
den mit der Beseitigung aller gesellschaftlich relevanten Aspekte seiner 
Reformen, markierte die erste Niederlage der afghanischen Moderne.

Der Modus Vivendi Zahir Shahs

Der zweite ernsthafte Versuch, das Land von oben zu moderni-
sieren, setzte nach 1933 unter König Zahir Shah ein. Es ging um 
die Durchsetzung staatlicher administrativer Strukturen in ganz 
Afghanistan, die Entwicklung von Wirtschaft und Infrastruktur 
und die Modernisierung der Armee. Aber die erneute Welle der 
Verfolgung und Ermordung von Amanullah-Anhängern, bürgerli-
chen Politikern und oppositionellen Intellektuellen und vor allem 
der massive Widerstand paschtunischer Stämme gegen jede Reform 
ließen dieses Konzept scheitern.

Zwischen Mitte der 1930er Jahre und den 1960er Jahren nahm der 
fortdauernde Modernisierungskonflikt nicht die Form einer offenen 
Konfrontation an, weil die Monarchie eine de facto formale, zeremo-
nielle Herrschaft über die Provinzen akzeptierte. Sie war niemals in 
der Lage, die Stammesgebiete wirklich zu regieren und überließ die 
lokalen und regionalen Angelegenheiten weitgehend den bodenstän-
digen Stammeseliten. Dafür behelligten diese die Regierung nicht 
bei deren schüchternen Versuchen der Wirtschaftsentwicklung und 
des Infrastruktur-Ausbaus sowie bei der Aufrüstung der Armee.

Aus der Sicht der modernen Funktionen des Staates war der Modus 
vivendi Zahir Shahs eine Deformierung des Staates. Er verstärkte die 
paschtunischen Stammeshierarchien und deren Partikularismus.

Der Afghanistankrieg von 1979 bis 1989

Die dritte Phase des afghanischen Modernisierungskonflikts begann 
im April 1978, als nach einem Staatsstreich linksnationalistischer 
Offiziere gegen Präsident Daud Khan, der seinerseits 1973 König 
Zahir Shah gestürzt hatte, die DVPA in Kabul die Macht übernahm. 
Diese Partei hatte ein politisches Konzept, das dem sowjetischen Sozia-
lismusmodell nahestand, aber auf einem radikalen Linksnationalismus 
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basierte. Die verschiedenen Parteiflügel organisierten sich entlang 
ethnischer Linien (paschtunische Chalq und tadschikische Parcham). 
Die DVPA war entschlossen, das Land zu regieren, und leitete daher 
einen Modernisierungskurs ein. Ihre Führung ignorierte dabei die 
gesellschaftlichen Realitäten, die Mentalität der Bevölkerung und die 
ethnisch-religiösen Traditionen. Letztlich hatte sie kein wirkliches 
Modernisierungskonzept für Afghanistan.

Als die Regierung in Kabul begann, gegen die wachsende 
Unzufriedenheit gewaltsam vorzugehen, wuchs der spontane 
Widerstand 1979 zu einer bewaffneten Opposition. Im Verlauf 
nur eines Jahres wurde der andauernde Gesellschaftskonflikt nicht 
nur in militanten Formen revitalisiert, sondern erlangte eine neue 
Qualität, die eines Anti-Regime-Krieges, der spezifischen Dritte-
Welt-Variante von Bürgerkriegen.

Unter diesen Bedingungen war die gravierende Fehlentschei-
dung einer kleinen Gruppe in der sowjetischen Führung, in Afgha-
nistan militärisch zu intervenieren, nicht nur die Auslösung der 
größten Tragödie in der modernen Geschichte Afghanistans. Sie 
veränderte zugleich grundlegend die Kräftekonstellation inner-
halb Afghanistans und die internationale Stellung der UdSSR. Die 
Konsequenzen dieser Entscheidung waren:

–  Der Anti-Regime-Krieg der afghanischen Opposition wandelte 
sich in einen antisowjetischen Widerstandskrieg, der die verschie-
denen Strömungen zeitweilig einigte. Dieser wurde von Pakistan 

Bürgerkriege in Afghanistan

Machtkampf rivalisierender feudaler und tribaler Gruppen 1929 bis 1933

Anti-Regime-Krieg islamistischer und tribalistischer Kräfte gegen die Herr-
schaft der Demokratischen Volkspartei Afghanistans (DVPA) 1979 bis 1992

Bürgerkrieg zwischen islamistischen und ethnopolitischen Formationen 
1992 bis 1996, der 1994 gleitend in einen Machtkampf zwischen nicht 
paschtunischen Fraktionen und dem sich etablierenden paschtunischen 
Taliban-Regime überging und bis 2001 andauerte

Anti-Regime-Krieg oppositioneller Gruppen (mit den Taliban als zentraler 
Kraft) gegen die Regierung Karzai seit 2002/03, der mit einem Wider-
standskrieg gegen die ausländische Intervention verbunden ist

Kriege um Afghanistan

die anglo-afghanischen Kriege von 1840 bis 1842, 1877 bis 1879 und 1919

die sowjetische Intervention von 1979 bis 1989

der Krieg der USA und später auch der NATO gegen die in Afghanistan 
imaginierte territoriale Basis des islamischen Terrorismus (seit 2001)
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gefördert bzw. logistisch getragen sowie von den USA mit Kriegs-
material und von einigen arabischen Staaten finanziell unterstützt.

–  Die sowjetische Intervention denunzierte die afghanische 
Linke als Marionette der intervenierenden Supermacht. Dies 
verschärfte den inneren Konflikt zwischen Linken und Moder-
nisierern einerseits sowie Traditionalisten und Orthodoxen 
andererseits. Die These von der Sowjetisierung Afghanistans war 
ein tödlicher Schlag gegen jedes künftige Modernisierungskon-
zept, denn die in Afghanistan kämpfenden Oppositionsfrakti-
onen hatten das gemeinsame Ziel, im Lande eine traditionelle 
islamische Gesellschaft wiederherzustellen.

–  Die sowjetische Intervention alarmierte die internationale 
Öffentlichkeit, isolierte die UdSSR und rechtfertigte massive 
Gegenmaßnahmen der USA sowie der westlichen Welt. Als 
langfristig folgenschwer erwiesen sich die antisowjetische 
Mobilisierung der islamischen Welt und der in diesem Kontext 
forcierte Aufstieg eines militanten Islamismus.

Im Ergebnis der sich seit 1979 vollziehenden Prozesse musste die 
UdSSR Afghanistan 1989 verlassen, mit gravierenden außenpoliti-
schen Folgen und inneren Konsequenzen für sie selbst.

Der Bürgerkrieg 1989 bis 2001

Der Bürgerkrieg zwischen Februar 1989 und Oktober 2001 
muss als ein Prozess betrachtet werden, der sich in drei deutlich 
erkennbaren Phasen mit jeweils unterschiedlichen Frontstellungen 
vollzog, aber von den islamistischen Kräften mit der gleichen 
Grundzielstellung – der Errichtung eines islamischen Staates – 
geführt wurde. Die vierte, fünfte und sechste Phase des innerafgha-
nischen Konflikts waren schließlich
–  die Fortsetzung des Anti-Regime-Krieges gegen die DVPA-

Regierung 1989 bis 1992;
–  der Machtkampf zwischen den islamistischen Gruppierungen 

1992 bis 1996;
–  die Machtergreifung der Taliban sowie die Fortsetzung des 

Bürgerkrieges gegen die nicht paschtunischen Milizen und 
politischen Gruppierungen 1996 bis 2001.

Das militärische Eingreifen der UdSSR hatte den afghanischen 
Bürgerkrieg mit der Folie eines von breit gefächerten Kräften getra-
genen Krieges gegen eine Intervention von außen, eines Krieges gegen 
Fremdherrschaft, überdeckt. Der innere Konflikt wurde nach dem 
Abzug der sowjetischen Truppen wieder sichtbar. Der Krieg ging 
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daher nach Februar 1989 weiter. Er nahm erneut die Form eines Anti-
Regime-Krieges gegen das „ungläubige“ DVPA-Regime an. Dieses 
konnte sich bis 1992 halten, hatte aber nach der Einstellung sowjeti-
scher Waffenlieferungen keine Chance mehr. Präsident Najibullah fiel 
durch den Verrat seiner eigenen Generale – wie in der afghanischen 
Geschichte seit Jahrhunderten Tradition. Mit dem Fall der DVPA-
Regierung und durch die Folgen der sowjetischen Intervention schei-
terte auch der dritte Modernisierungsanlauf in Afghanistan. Dieses 
Scheitern war vollständig und mit einem blutigen Ende verbunden.

1992 fiel Kabul durch ein Komplott der paschtunischen Generale 
Najibullahs kampflos an die bewaffnete islamistische Opposition. 
Jede Fraktion der „Peshawarer Sieben“ versuchte, möglichst viel von 
Najibullahs Armee und Verwaltungspersonal für sich zu rekrutieren, 
um sich im beginnenden Machtkampf um die Kriegsbeute zu stärken.

Ihre eigenen Führer besaßen keinerlei Kompetenz hinsicht-
lich der Führung eines Staates. Der gnadenlose Kampf der rivali-
sierenden Fraktionen um Gulbuddin Hekmatyar, Burhanuddin 
Rabbani, Mojadeddi, die Massood-Brüder oder Dostum um die 
Macht 1992 bis 1996 zerstörte das, was in Afghanistan noch 
unzerstört war. Die Bevölkerung musste einen hohen Blutzoll 
zahlen. Diese Machtkämpfe desillusionierten auch die bisherigen 
Geldgeber der „Freiheitskämpfer“, denn diese brachen bedenken-
los alle unter dem Schirm Pakistans und Saudi-Arabiens gefassten 
Beschlüsse und Abkommen. Dieser Machtkampf war ein Bürger-
krieg aller gegen alle, der mit ständig wechselnden Fronten und 
Allianzen geführt wurde. Er zeigte zugleich die Konzeptions- und 
Prinzipienlosigkeit sowie Käuflichkeit der „Gotteskämpfer“.

Einzug der Taliban

Das Mudschaheddin-Intermezzo endete im Oktober 1996 mit 
dem kampflosen Einzug der Taliban in Kabul. Diese bilden eine 
in Pakistan durch den Militärgeheimdienst ISI und durch Saudi-
Arabien im pakistanisch-afghanischen Grenzgebiet finanzierte, aus 
Koranschulen formierte, ausgebildete und ausgerüstete radikale 
orthodox-islamische Bewegung. Sie war 1994 auf der afghanischen 
Bürgerkriegsbühne erschienen. Sie ging gegen die von ihrer Führung 
als unislamisch bezeichneten rivalisierenden und Bürgerkrieg 
führenden Milizen vor, um ihre Sicht von einem islamischen Frieden 
und einer islamischen Gesellschaft durchzusetzen. Die offensichtliche 
paschtunische Prägung der Taliban veranlasste die meisten paschtu-
nischen Bürgerkriegsmilizen, zu ihnen zu konvertieren, während ein 
großer Teil der tadschikischen, usbekischen und Hazara-Milizen aus 
vornehmlich ethnopolitischen Gründen den Widerstand fortsetzte. 

Weiterlesen:
J. Eckert,
Politisierung der Ethnizität
WeltTrends 38
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Dem Taliban-Regime gelang es zwar, die sogenannte Nordallianz in 
die nördlichen Grenzregionen zurückzudrängen, ohne diese militä-
risch und politisch ausschalten zu können. Die Taliban-Phase im 
afghanischen Bürgerkrieg endete im Herbst 2001 mit dem militäri-
schen Eingreifen der USA in Afghanistan.

Aktuelle Lage in Afghanistan

Wer nach Wegen aus der Konfliktspirale sucht, muss die langfris-
tigen Wirkungen des Bürgerkrieges berücksichtigen. Aus der großen 
Zahl relevanter Faktoren soll hier auf vier Aspekte verwiesen werden.

1) Die Unfähigkeit der kämpfenden Seiten in Afghanistan, den 
Krieg zu beenden, resultierte unabhängig von ihrem jewei-
ligen politischen Credo aus ihrer Zugehörigkeit zu militanten 
Strömungen im Islam, ihrem Ethnozentrismus und einem 
ungezügelten Machtstreben, dem alle anderen Aspekte unterge-
ordnet wurden – die sich spirituell gerierenden Taliban einge-
schlossen. Sie waren daher nicht kompromissfähig. Keine 
Gruppe besaß über die Perzeption eines islamischen Staates 
hinaus ein wirkliches Konzept, welche Wege Afghanistan nach 
ihrer Machtergreifung gehen sollte. Auch die Taliban-Program-
matik war und ist lediglich eine Kollektion unverbundener 
Dogmen, was sich in der Endphase ihrer Herrschaft zeigte. Im 
Ergebnis des intra-islamistischen Bürgerkrieges wurde nicht nur 
das Land endgültig ruiniert, sondern auch der afghanische Staat, 
der zwischen 1996 und 2001 faktisch nicht mehr existierte. Mit 
Ausnahme der Taliban nehmen alle diese Gruppen heute Positi-
onen im Karzai-Regime ein und sind im Parlament vertreten.

2) Eine gravierende Folge des Bürgerkrieges war die gezielte Ethni-
sierung der inneren Machtkämpfe zwischen 1992 und 2001, die 
mit der offenen Frontstellung zwischen paschtunischem Taliban-
Regime und nicht paschtunischen Bevölkerungsgruppen nicht 
nur zu periodischen Massakern führte, wodurch die ethnischen 
Gräben weiter vertieft wurden. Die ethnische Frage erlangte im 
Verlauf des Bürgerkrieges eine für die ohnehin fragile staatliche 
Einheit gefährliche Dimension.

3) Der Bürgerkrieg hinterließ als schwerwiegende Hypothek, dass 
keine der seit 1992 um die Macht kämpfenden Gruppen bzw. 
Formationen jemals eine nationale Option für Afghanistan hatte. 
Ihre Perzeptionen waren entweder islamistisch oder ethnozen-
tristisch. Alle sich ablösenden Regime demonstrierten ihre 
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Verachtung der Geschichte und Kultur des eigenen Landes, aber 
auch der grundlegenden Bürger- und Menschenrechte. Keine 
der rivalisierenden Gruppen konnte daher jemals den Anspruch 
erheben, Afghanistan zu repräsentieren. Sie sind heute überwie-
gend Teil des Nach-Taliban-Herrschaftssystems, einer der profi-
liertesten Islamisten leitete 2010 sogar die sogenannte 
Friedens-Jirga. Die Konsequenzen für die Chancen 
einer nationalen Entwicklung Afghanistan sollten 
nicht übersehen werden.

4) Der Bürgerkrieg von 1989 bis 2001 war eine neue Stufe 
im afghanischen Modernisierungskonflikt, da er für 
die Aufrichtung eines strikt islamischen Staates geführt 
wurde, was im Klartext die Eliminierung aller seit 1929 
erreichten gesellschaftlichen Fortschritte bedeutet. Der Bürger-
krieg hat daher neben seinen langfristigen materiellen, kulturellen 
und mentalen Folgen den afghanischen Grundkonflikt drastisch 
verschärft, und seine Auswirkungen sind bis heute sichtbar.

Intervention der USA und Folgen

Die afghanische Konfliktlage wurde mit dem am 7. Oktober 2001 
begonnenen Krieg nicht beendet, sondern im Gegenteil verschärft. 
Trotz der im Vergleich zu den 1980er Jahren gravierend verän-
derten internationalen Situation und innerafghanischen Bedin-
gungen bildeten sich nach einer kurzzeitigen Schockstarre der 
Taliban ab 2003/04 erneut jene Konfrontationslinien heraus, die 
für die Zeit der sowjetischen Intervention charakteristisch waren.

Es ist hier nicht der Ort, die völkerrechtlich in hohem Maße 
strittige Berechtigung des amerikanischen Afghanistankrieges zu 
erörtern; unstrittig ist jedoch, dass die heutige Situation in Afgha-
nistan ein direktes Ergebnis dieser Intervention und der mit ihr 
verbundenen Politik ist. Der fünfte machtpolitische Krieg um 
Afghanistan ist von den USA weder für die Befreiung Afghanis-
tans von den Taliban begonnen worden, noch wird er heute dafür 
geführt. Die al-Qaida-Firmierung dieses Krieges war nur eine 
Camouflage der tatsächlichen Kriegsziele, denn auch Washington 
war bekannt, dass man nicht staatliche, transnational operierende 
terroristische Kräfte mit einem konventionellen Krieg und einer 
internationalen Drohkulisse nicht ausschalten kann.

Die Operation Enduring Freedom basierte auf keinem wirklichen 
Konzept, ignorierte die historischen Erfahrungen externer Inter-
ventionen in Afghanistan und unterschätzte aufgrund von Super-
macht-Arroganz den Gegner. 2008 war sie faktisch gescheitert. 

Afghanistan
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Das Wiedererstarken der Taliban und die Ausdehnung des Wider-
standes auf nicht zum Taliban-Orbit gehörende Gruppen sind 
Ergebnisse der verfehlten Strategie von USA und NATO. Keine 
Truppenaufstockung wird daran etwas ändern.

Die heutige politische Situation in Afghanistan ist die langfris-
tige Konsequenz der Taktik der Bush-Administration im Zeitraum 
2001 bis 2003. Es begann mit dem Ausschluss des politischen 
Flügels der Taliban und der zeitweiligen Duldung der durch die 
Zerschlagung der Taliban-Front im Norden und die Einnahme 
Kabuls zu einem neuen Machtfaktor gewordenen Nordallianz. 
Es folgte ein vorübergehender Flirt mit der monarchistischen 
Fraktion bis zur Loya Jirga von 2002 und ständige Avancen 
gegenüber der Paschtunen-Hierarchie mit dem Ziel, diese für 
eine Kollaboration zu gewinnen. Die sich unter schwierigsten 
Bedingungen entwickelnde Zivilgesellschaft wurde hingegen 
weitgehend ignoriert. Die Einsetzung einer Übergangsregierung 
durch ausländische Mächte und die darauf folgenden späteren 
Wahlen waren nicht der Beginn eines demokratischen Prozes-
ses, sondern de facto die Wiedereinsetzung der alten Machteliten 
und der meisten Bürgerkriegsfraktionen. Die Afghanistanpo-
litik Washingtons war gekennzeichnet durch eine weitgehende 
Ignoranz der wirklichen Situation vor Ort und die gefährliche 
Unterschätzung der für Afghanistan zentralen ethnopolitischen 
und politisch-psychologischen Aspekte. Daher ist das US-Modell 
eines Demokratieexports als ein erneuter Modernisierungsver-
such von oben drastisch gescheitert.

Die Ergebnisse der verfehlten Strategie von USA und NATO sind:
–  Die Sicherheitslage in Afghanistan hat sich nach 2001 nicht 

stabilisiert, sondern seit 2004 fortschreitend verschlechtert.
–  Das vom Westen geschaffene System kontrolliert faktisch nur 

Kabul und einige andere Städte; genießt wegen seiner Inkompe-
tenz und Korruptheit kein Vertrauen in der Bevölkerung und ist 
daher zu immer neuen Manipulationen demokratischer Prozesse 
(Wahlen) gezwungen.

–  Die wirtschaftliche Lage des Landes bleibt katastrophal, nahezu 
der gesamte Grundbedarf muss eingeführt und vom Ausland 
finanziert werden. Die Arbeitslosigkeit liegt durchschnittlich bei 
70 Prozent. Es bildet sich ein brisantes soziales Konfliktpoten-
zial heraus.

–  Der Widerstand gegen das Regime wird immer breiter und 
erreichte 2008/09 organisatorisch, logistisch und taktisch eine 
neue Qualität.

Weiterlesen:
B. Abolvand / M. Adolf,

Von „Enduring Freedom“  
zu „Iraqi Freedom“

WeltTrends 40
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Es ist daher keineswegs überraschend, dass die vertrauten Konflikt-
muster in Afghanistan wieder an die Oberfläche treten und sich 
gegenwärtig wie folgt umreißen lassen:
–  Ein teils islamistisch, teils nationalistisch definierter Widerstands-

krieg bewaffneter, überwiegend paschtunischer Aufständischer 
gegen die ausländischen Interventionstruppen mit dem Ziel, diese 
zum Rückzug aus Afghanistan zu zwingen.

–  Ein teils islamistischer, teils partikularistischer Anti-Regime-
Krieg gleichfalls zumeist paschtunischer Aufständischer gegen 
die Zentralregierung in Kabul mit dem Ziel, diese von der 
Macht zu vertreiben.

–  Ein historisch grundierter, im Augenblick nur zum Teil 
bewaffnet ausgetragener ethnopolitischer Konflikt zwischen 
den Paschtunen und den großen nicht paschtunischen Ethnien 
(Tadschiken, Usbeken, Hazara) um Teilhabe an der Staatsmacht 
und ethnokulturelle Selbstbestimmung.

–  Irredentistische und häufig bewaffnete Auseinandersetzung 
sehr unterschiedlicher, traditionell antizentralistischer Kräfte, 
aber auch krimineller Gruppen (Drogen-, Transport- und 
Schmuggel-Mafia) mit dem Staat.

Ungewisse Perspektiven

Der deutsche Afghanistandiskurs ist auf die Frage des Abzugs des 
Bundeswehr-Kontingents beschränkt. Die Frage, worum es in 
Afghanistan jenseits von US-Interessen und NATO-Machtprojek-
tion überhaupt geht und wie ein Afghanistan gestaltet sein muss, das 
aus eigener Kraft nicht wieder in die Barbarei des Bürgerkrieges oder 
in eine Neuauflage der Taliban-Diktatur zurückfällt, wurde von der 
Politik nicht gestellt oder mit Allgemeinplätzen umgangen. Hinsicht-
lich der Perspektiven Afghanistans ist festzustellen, dass selbst eine 
formelle Einstellung der Kampfhandlungen und ein Abzug der 
ausländischen Truppen keine qualitative Veränderung der Situation 
bringen wird. In diesem Kontext betrachtet, ist die Anwesenheit der 
Bundeswehr weder für den nicht erreichbaren Sieg der NATO noch 
für eine Nachkriegsentwicklung in Afghanistan von Relevanz.

Jeder Versuch einer Konfliktregelung, der sich auf die Entwick-
lungen seit Ende 2001 beschränkt, greift in folgenschwerer Weise 
zu kurz, weil dies lediglich ein Kurieren aktueller Symptome wäre, 
ohne die grundlegenden Ursachen der Langzeitkonflikte bzw. der 
übergreifenden Konfliktkonstellation zu beseitigen oder zumindest 
zu neutralisieren. Eine tragfähige Lösung des Afghanistanproblems als 
solches erfordert zwingend das Begreifen dieses Konflikts als histori-
sche und gesellschaftliche Gesamterscheinung – also als ein Netzwerk 
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von bereits in der Geschichte angelegten Divergenzen und Interessen-
kollisionen; allgemeingesellschaftlichen, politischen, ethnischen und 
regional-kulturellen Konfliktpotenzialen; potenziert durch die Folgen 
von zwei lang anhaltenden ausländischen Militärinterventionen. Aber 
genau diese Erkenntnis, dass das Problem weit über den gegenwär-
tigen Krieg hinausgeht, der auch nur eine, wenn auch gravierende, 
Phase der Konfliktentwicklung und eine Facette der komplexen 
Konfliktlage ist, wird in der Politik und Strategie der USA und ihrer 
Alliierten nicht sichtbar. Die Folgen sind absehbar.

Auch wenn wir berücksichtigen, dass nach einem Jahrzehnt Inter-
ventionskrieg und massiver Diskreditierung der Demokratie durch 
das Karzai-Regime politische Lösungen extrem schwierig geworden 
sind, kann den USA und der NATO nicht konzediert werden, dass 
es ihnen um eine Lösung der Afghanistanfrage geht. Es geht nicht 
mehr um Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Bürger- und Menschen-
rechte, sondern nur noch um einen das Gesicht wahrenden, nicht 
wie eine Niederlage aussehenden Abzug aus Afghanistan. Mit hoher 
Wahrscheinlichkeit wird ein Regime hinterlassen, das in seinen Positi-
onen nicht weit von den Islamisten entfernt ist. Sollte es darüber 
hinaus zu einer Machtbeteiligung oder zu einer zweiten Machtüber-
nahme der Taliban kommen, wird Afghanistan zu einer Armen-
haus-Variante Saudi-Arabiens. Damit stellt sich die Frage, wofür die 
NATO mit einem immensen militärischen, materiellen und politi-
schen Aufwand in Afghanistan überhaupt Krieg geführt hat.

Flucht der englischen Truppen 1842
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Strukturschema des Afghanistan-Komplexes

Ebene I: Innerstaatliche Konfliktlagen

A) Innere Primärkonflikte

+ Innergesellschaftlicher und innerstaatlicher Modernisierungskonflikt
+ Historisch begründeter Autoritäts- und Legitimationskonflikt zwischen 

Zentralgewalt und Provinzen sowie Staat und tribalen Strukturen
+ Herrschaftsgeschichtlich basiertes ethnisches Konfliktpotenzial
+ Religiös und/oder tribal determiniertes Konfliktverhältnis zwischen 

Tradition und Moderne

B) Abgeleitete innere Konflikte

+ Konfliktive Folgen der wachsenden Disparität Stadt-Land
+ Konstituierung und Formierung eines sozialen Konfliktpotenzials
+ Konfrontation zwischen staatlicher Rechtsprechung und kollektiver 

oder individueller Selbstjustiz

Ebene II: Die Bürgerkriegskonstellation (Anti-Regime-Krieg gegen die Zen-
tralgewalt durch eine stark differenzierte bewaffnete Opposition)

+ Islamistisch determinierter Bürgerkrieg
+ Tribalistisch determinierter Bürgerkrieg
+ Bewaffnete Erscheinungsformen des Konflikts Zentrum-Peripherie
+ Kriminell intendierter Widerstand gegen staatliche Autorität und 

Rechtsordnung

Ebene III: Die internationale Ebene

A) Widerstandskrieg gegen die ausländische Intervention

+ Dschihad-orientierter Anti-Interventionskrieg
+ Nationalistisch determinierter Anti-Interventionskrieg
+ Bewaffneter und politischer Widerstand ohne ideologischen Hintergrund

B) Die regionale Dimension

+ Grenzüberschreitende Konsequenzen des afghanischen Konfliktknotens 
(Interaktion mit zentralasiatischer und südasiatischer Konfliktkonstellation)

+ Das chronische Spannungsverhältnis Afghanistan-Pakistan
+ Das Konfliktpotenzial der territorialen, politischen und wirtschaftli-

chen Ambitionen Irans in Afghanistan

C) Die internationale Dimension

+ Der Einfluss der Interessenlagen großer internationaler Akteure (USA, 
Russland, China, Indien) auf die afghanische Konfliktkonstellation und 
auf regionale Konfliktkonstellationen

+ Internationale Konsequenzen eines Scheiterns der Afghanistanopera-
tion der NATO
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1.2. Was uns Algerien lehrt:  
Eine Lektion für Afghanistan
Hartmut Elsenhans

In Afghanistan ist die Bundeswehr in einen Guerillakrieg ver-
wickelt. Zum Ausgleich der Unterlegenheit in Bewaffnung, 

Mobilität und Logistik braucht die Guerilla den Schutz der 
Bevölkerung, die sie nicht verrät, wenn auch nicht notwendiger-
weise einhellig unterstützt. Ausgebuffte Techniker terroristischer 
Gewalt bewirken ohne diese Deckung dauerhaft wenig, wie die 
RAF, die italienischen Roten Brigaden, aber vor allem die Anfang 
der 1960er Jahre gegründete französische Untergrundbewegung 
Organisation de l’armée secrète (OAS) – Erfolg unter den Algerien-
franzosen, Misserfolg in der Metropole – und nicht zuletzt die boli-
vianische Guerilla Che Guevaras belegen. Die Guerilleros zielen 
darauf, die sie schützende Bevölkerung dauerhaft dadurch für sich 
zu gewinnen, dass sie deren soziale Strukturen für ihre Zwecke 
instrumentalisieren. Noch so kleine vorkapitalistische Gemein-
schaften sind durch Hierarchien und Koalitionen geprägt, die 
Menschen frühzeitig nach unterschiedlichsten Kriterien aufbauen, 
wie Blutsbande, Altersklassen, Geheimbünde, Kasten oder erfun-
dene Familienverbände. Die Guerilla baut das Führungspersonal 
solcher Strukturen in die eigene Organisation ein oder eliminiert 
sie. Die so entstehende politische Support-Struktur erfasst alle 
Lebensbereiche der Zivilbevölkerung wie Rechtsprechung oder 
Sozialfürsorge und schafft damit eine rudimentäre Logistik für den 
militärischen Arm der „Bewegung“, im Idealfall einen Gegenstaat. 
Diese politische Organisation soll möglichst das ganze Operations-
gebiet der Guerilla umfassen. Ihre Zerstörung ist das strategische 
Ziel der formell Herrschenden, der „Ordnungskräfte“.1

Guerilla vs. Ordnungskräfte

Die Bevölkerung, die eine solche politische Organisation stützt, 
muss von überregionalem Handel und größeren Verkehrswegen 
weitgehend unabhängig und deshalb ländlich sein, um nicht von 
den Ordnungskräften ausgetrocknet zu werden. Städtische Bevöl-
kerungen, oftmals benachteiligte Mittelschichten und Entwurzelte, 
können Rekruten liefern und Attentate in der Stadt erleichtern, 

1	 Für den Algerienkrieg verweise ich auf: Elsenhans, Hartmut: La guerre d’Algérie 1954-1962. La transition 
d’une France à une autre. Le passage de la IV à la Ve République. Publisud, Paris 2000.
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die spektakulärer als Aktionen auf dem Lande sind; doch kann die 
Kontrolle der Städte von den Ordnungskräften meist leicht erreicht 
werden, wie die Schlacht um Algier 1956 bis 1957 zeigt.

Der Gegenpol der Guerilla, auf den sich die Ordnungskräfte 
stützen, ist durch Arbeitsteilung, Handel und Staat (Steuern) 
geprägt und hat zwangsläufig nach außen sichtbare Strukturen, 
Amtsträger, überlokal agierende Persönlichkeiten. Er ist leicht 
angreifbar. Die Guerilla setzt auf ihre Fähigkeit, die Masse der 
Bevölkerung zu kontrollieren, ihr Gegenpol auf seine ökonomi-
schen, administrativen und militärischen Ressourcen. Mit ihnen 
versuchen die Ordnungskräfte nach Ausbruch des Konflikts die 
schon lange bestehende Verweigerung (defensive Gegeninteg-
ration) der nicht kontrollierten Bevölkerung aufzubrechen. Die 
Guerilla transformiert die defensive in eine offensive, Militär
operationen stützende Gegenintegration.

Algerische Lehrstücke

Die Mystiker des Guerillakrieges halten die Guerilla für unbesiegbar. 
Der Beweis, dass die Gegenintegration aufzubrechen ist, wurde 
allerdings vielfach erbracht: so im französischen Kolonialkrieg in 
Algerien 1954 bis 1962 und im algerischen Bürgerkrieg der 1990er 
Jahre. Diese Beispiele verdeutlichen, dass die westlichen Interven-
tionstruppen in Afghanistan nie über ein Erfolg versprechendes 
Konzept und die dazugehörenden Ressourcen verfügten. Frank-
reich hat 1956 Algerien tatsächlich wieder erobert und engmaschig 
besetzt. Auf fünf erwachsene algerische Männer kam ab Ende 1957 
ein französischer Soldat. Zur Isolierung der Guerilla wurde ein 
Drittel der algerischen Bevölkerung in neue, wie Lager eingezäunte 
„Dörfer“ umgesiedelt und der Rest der Siedlungen ähnlich besetzt. 
800 Verwaltungszentren der Armee übernahmen die staatliche 
Erfassung der Bevölkerung und schufen Beschäftigung (öffent-
liche Arbeiten, auch Schulen und Ausbildungszentren), zogen die 
Einheimischen zu Schutzaufgaben heran, „ermunterten“ sie, in 
französisch kontrollierte funktional ausdifferenzierte Organisa-
tionen einzutreten – auch zur Verbesserung ihrer ökonomischen 
Möglichkeiten –, und schufen lokale „Selbstverwaltungsorgane“.

Die Theoretiker des „antisubversiven“ Krieges entwickelten 
Konzepte der totalen Erfassung der Bevölkerung in drei Etappen: 
Schutz durch militärische Präsenz, ihre organisatorische Erfas-
sung, (auch erzwungenes) Engagement zur Kompromittierung der 
Bevölkerung mit dem Ziel, eine erneute Hinwendung zum Gegner 
unmöglich zu machen. Das Schicksal der Helfer der französischen 
Armee (Harkis) am Ende des Algerienkrieges belegt den Erfolg 
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und dann auch die Kosten. Anschließend wurden die nunmehr 
in unwegsame Berggebiete abgedrängten und von äußerer Hilfe 
abgeschnittenen Guerilleros in infanteristischen Operationen aufge-
rieben: Bergmassiv nach Bergmassiv wurde von Eliteverbänden in 
Stärke mehrerer Divisionen umzingelt und durchkämmt. Auch die 
algerische Seite räumt ein, dass dadurch die militärischen Einheiten 
der Befreiungsarmee aufgerieben wurden: In der Schlussphase des 
Krieges 1962 hatten sie noch 3.000 Kriegswaffen in Algerien.

Was nicht genügt

Der Aufwand war beträchtlich: Zu den 400.000 französischen 
kamen noch 200.000 auf der Seite der Kolonialmacht kämpfende 
algerische Soldaten – von den vielfältigen Menschenrechtsverlet-
zungen (systematische Folter) ganz zu schweigen. Umgerechnet auf 
Afghanistan wären dies 1,2 bis 1,3 Millionen Mann starke Inter-
ventionstruppen und 600.000 bis 700.000 afghanische Bewaff-
nete. Durch ein wirtschaftliches Hilfsprogramm sollten in vier 
Jahren 100.000 moderne Arbeitsplätze entstehen, alle Kinder 
wenigstens zur Grundschule gehen, eine Agrarreform ein Drittel 
der nutzbaren Böden neu verteilen und Infrastrukturinvestitionen 
getätigt werden, allein schon für die bessere Beweglichkeit der 
motorisierten Interventionstruppen. Politisch wurde den Algeriern 
ein in vielen Augen durchaus attraktiver persönlicher Aufstieg 
(Ausbildung, Laufbahnen im öffentlichen Dienst) und die gleich-
berechtigte französische Staatsbürgerschaft, also auch der Zugang 
zum französischen Wohlfahrtsstaat (Integration), versprochen. 
Im Ergebnis scheiterte die Politik allerdings an der Zurückhal-
tung insbesondere der Landbevölkerung, die weder ein französi-
sches Algerien noch ein nicht von den Revolutionären geführtes 
unabhängiges Algerien akzeptierte.

Das von der Befreiungsbewegung einmal erworbene Vertrauen 
wog schwer. Die Masse der Bevölkerung glaubte nicht, dass die 
Kolonialmacht dauerhaft im Land bleiben würde. Eine lokal 
verwurzelte Gegenmacht zur Guerilla war nicht entstanden. Die 
Erwartung der Dauer der Macht und auch auf dem Land beste-
hende Netzwerke erklären den Erfolg der algerischen Staatsklasse: 
Ihr gelang in den 1990er Jahren in brillanter Anwendung der 
französischen Theorien des antisubversiven Krieges, die islamisti-
sche Guerilla auf isolierte bewaffnete Kerne und geheimbündle-
rische Terrornetze zu reduzieren.2 Die algerische Staatsklasse hat 

2	 Vgl. Samraoui, Mohammed: Chronique des années de sang. Algérie: comment les services secrets ont 
manipulé les groupes islamistes. Denoël, Paris 2003.
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ihre im Vergleich zur Kolonialmacht viel kleinere Armee auf die 
Verteidigung ihrer eigenen Basis (oftmals nur Teile von Städten, 
Ölanlagen) beschränkt. Die breite Bevölkerung wurde zur Selbst-
verteidigung ermuntert, dann aber auch ohne Rücksicht auf 
rechtsstaatliche Prinzipien für nicht verhinderte Aktionen der 
Befreiungsbewegung verantwortlich gemacht. Zwangsläufig im 
Guerillakrieg auftretende Reibungen zwischen stützender Bevölke-
rung und Guerilla konnten dadurch geschürt werden, und wenn 
dies nicht reichte, täuschte die Staatsklasse selbst Übergriffe der 
Guerilla vor. Die Guerilla wurde konsequent infiltriert, sodass in 
der Tarnung unvermeidliche Kommunikationsprobleme genutzt 
werden konnten, um die Guerilla zu Fehlern zu veranlassen, die 
sie der Bevölkerung entfremdeten. Weil die algerische Staats-
klasse nicht auswandern konnte, vermittelte sie erfolgreich die 
Erwartung, sie werde den Krieg, wenn nötig, ewig weiterführen. 
Die Zermürbung, die auch die Guerilla in ihrem Verhältnis zur 
geschützten Bevölkerung nicht vermeiden kann, wechselte das 
Lager, in Algerien gefördert durch die Netzwerke der Staatsklasse 
auf dem Lande, die erlaubten, selbst Terror anzuwenden (Rheda 
Maleks: „Die Angst muss das Lager wechseln“).

Die Beispiele zeigen,
(1) dass es wenig wahrscheinlich ist, eine von einer Guerilla bearbei-

tete Bevölkerung durch bloße Nähe und militärische Präsenz 
(Patrouillen, in Afghanistan durch sprachunkundige fremde 
Soldaten mit begrenzter Dienstzeit vor Ort) zum Engagement 
auf der Seite der Ordnungskräfte zu bewegen;

(2) dass dazu ökonomische Anreize, also auch ein verbessertes 
Brunnenbauen, nicht ausreichen;

(3) dass selbst anspruchsvolle politische Projekte wie Demokra-
tie eine lokal weiterhin unter vielfältigen Abhängigkeiten 
und Kontrolle stehende Bevölkerung nicht auf die Seite der 
Ordnungskräfte kippen lassen.

Intervention ohne Kontrolle

Auch eine nur oberflächliche Betrachtung der Lage in Afgha-
nistan zeigt, dass die westlichen Interventionstruppen keine mit 
dem französischen Kolonialkrieg vergleichbare Kontrolle der 
Bevölkerung erreicht haben, dass die Regierung Karzai kein mit 
der algerischen Staatsklasse vergleichbares Netzwerk in der ländli-
chen Gesellschaft hat errichten können und dass sowohl die westli-
chen Interventionstruppen als auch die Regierung, anders als die 
algerische Staatsklasse, nicht die Erwartung vermitteln, sie müssten 
auf Gedeih und Verderb in Afghanistan siegen. Dann wird kein 
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Familienrat vor Ort mit der Guerilla brechen wollen, selbst wenn 
man – oft mit Zustimmung der Guerilla – wirtschaftlich attraktive 
Angebote der Stadt annimmt. Ein guter Indikator ist die Bereit-
schaft der Bevölkerung, die Guerilla und ihre lokalen politischen 
Vertreter zu denunzieren. Allen Berichten nach ist dies in Afgha-
nistan wenig der Fall.

Die Strategie, mit begrenztem militärischen Aufwand und eher 
bescheidenen Programmen der wirtschaftlichen Förderung und 
sozialen sowie politischen Reformen die Bevölkerung gegen die 
Taliban zu gewinnen, darf als gescheitert angesehen werden.

Die derzeitigen Konflikte zwischen der Karzai-Regierung und 
den westlichen Interventen zeigen, dass die Karzai-Regierung 
einen der algerischen Staatsklasse ähnlichen Weg gehen will, 
während die westlichen Interventen illusorische Ziele verfolgen. 
Offenbar haben die Taliban die ländliche Bevölkerung bisher 
weniger tiefgehend erfassen können als die algerische Befreiungs-
bewegung während des Kolonialkrieges. Sie stehen vor einem 
ähnlichen Problem wie die algerischen Islamisten während des 
algerischen Bürgerkrieges. Sie müssen noch mit konkurrieren-
den Strukturen rechnen, offenbar – glaubt man der wenig erhel-
lenden westlichen Berichterstattung – mit Führungspersonal der 
traditionellen Strukturen, die die Taliban aufgrund ihrer Ideolo-
gie weniger als die sozialrevolutionären algerischen Nationalisten 
ausschalten konnten. Sichert man diesem Führungspersonal die 
alten Machtpositionen zu, können sie Teile der Taliban-Basis auf 
ihre Seite ziehen innerhalb von Logiken, die die lokalen Rivali-
täten und Bündnisse ausnutzen. Dazu ist eine gute „Korrup-
tion“ zur Sicherung klientelistischer Netzwerke wichtig, die 
Übernahme des westlichen Demokratiemodells ist dagegen wenig 
hilfreich. Zu viel westliche Präsenz (auch der Medien) schadet, 
westliches Geld und Waffen helfen. Solche Strategien haben unter 
den Bedingungen des sozialrevolutionären antikolonialistischen 
Widerstands nicht funktioniert, könnten aber heute funktionie-
ren, weil (fast) niemand mehr an die Machbarkeit wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Fortschritts glaubt. Lassen sie die 
Karzai-Regierung bei dieser Option gewähren, werden die westli-
chen Interventen zu deren Gefangenen. Auf ihre missionarischen 
Ziele müssen sie dann verzichten. Sie würden in ihren Heimat-
ländern die letzten rechtfertigenden Argumente für die Interven-
tion verlieren. Als einziges Ziel würde der Westen hier erreichen, 
dass Afghanistan nicht mehr Aufmarschgebiet gegen ihn gerich-
teter militärischer Potenziale wird.
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Partner und Gegner

Es bleibt also nur die Option des ausgehandelten Abzugs. Wer ist 
der Partner und welche Konzessionen kann man ihm abverlangen? 
Die Hoffnung, mit sogenannten gemäßigten Taliban eine Lösung zu 
finden, birgt Gefahren. Wer letztlich gemäßigt ist, kann der Westen 
schwerlich feststellen. Im Algerienkrieg waren nur die Nationalisten, 
die sich nicht mit der Kolonialmacht durch Eingehen auf vorzei-
tige und für die algerische Sache noch ungünstige Kompromisse 
kompromittiert hatten, in der Lage, Frieden zu schließen. Wegen 
der Zersplitterung der Guerilla sind lokale Militärführer keine guten 
Partner. In Algerien steht dafür die Affäre Si Salah im Frühjahr 
1960. Sogenannte Dritte Kräfte setzen die Herausbildung einer 
stabilen Mittelklasse mit ökonomischen Ressourcen voraus, die in 
Afghanistan schwach zu sein scheint und überdies bei Fortdauer des 
Krieges immer mehr an Einfluss verliert. Das Spiel mit unterschied-
lichen Tendenzen unter den Aufständischen führt im Regelfall zur 
inflationären Eskalation der Forderungen. Jede Tendenz rechnet sich 
durch möglichst kompromisslose Forderungen Legitimität für den 
auf den Friedensschluss folgenden Kampf um die Macht aus. Damit 
ist das Angebot, die Taliban in einen Prozess der Herausbildung 
einer afghanischen politischen Instanz durch Wahlen zu zwingen, 
kein gutes Instrument. In noch kommunitaristisch und eben nicht 
bürgerlich kapitalistisch geprägten Gebieten werden Wahlen durch 
die Machtverhältnisse vor Ort entschieden. Der Kampf lokaler 
Nichtregierungsorganisationen in Indien um ein Empowerment der 
Kastenlosen und der Tribals (Menschen außerhalb der indischen 
Kastenstruktur) liefert dafür Anschauungsmaterial. Die Messung 
von Einstellungen durch Befragende widerspricht allen Erkennt-
nissen über die Struktur von Kommunikation in solchen Gesell-
schaften. Dass eine führende deutsche Tageszeitung weitgehend 
unwidersprochen die Befürwortung des Kriegs auf der Grundlage 
solcher Befragungen durch einen in Deutschland als kompetent 
wahrgenommenen Hochschullehrer abgedruckt hat,3 ist ein weiterer 
Beleg dafür, dass Deutschland nicht reif für Weltpolitik ist.4

Auch in England setzte Massendemokratie die Zurückdrän-
gung von Rente, Klientelismus und Marginalität voraus.5 Bei 
Verhandlungen über die Konditionen für Wahlen, letztlich die 

3	 Vgl. Risse, Thomas: Ein Staat, der sogar hilft. In: Süddeutsche Zeitung, 08.02.2008, www.sueddeutsche.de  
(abgerufen am 08.09.2010).

4	 Vgl. Elsenhans, Hartmut: Reif für die Weltpolitik? Gedanken zur außenpolitischen Elite Deutschlands.  
In: WeltTrends, 25 (Winter 1999), S. 121-128.

5	 Zum Problem der Demokratie bei Marginalität ist eine sinnvolle Einführung: Boukhobza, M’hamed: Tran-
sition démocratique et stabilité politique. Le cas de l’Algérie. In: Algérie Actualité (November 1992), S. 8-9.
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Ausgestaltung der Machtverhältnisse vor Ort, lassen sich keine 
Konzessionen über langfristig verbindliche politische Ziele erzwin-
gen. Sie sind deshalb für den politisch Schwächeren, also den 
Westen, viel gefährlicher als ein mit durchsetzungsfähigen Partnern 
ausgehandelter Kompromiss.

Die Aufständischen kämpfen nicht nur mit dem Westen um 
die Macht, sondern auch untereinander. In diesen Kampf kann 
der Westen eingreifen, weil durch den Friedensschluss durchset-
zungsfähige, aber noch nicht dominante Führungsgruppen inner-
halb der Aufständischen Vorteile beim späteren Kampf um die 
Macht erhalten. De Gaulle hat aus innenpolitischen Gründen 
an der Bestätigung des Verhandlungsergebnisses durch Wahlen 
in Algerien festgehalten, aber de facto seit Sommer 1961 eine 
Politik der Privilegierung der damaligen nicht unumstrittenen 
FLN-Führung (Front de Libération Nationale) verfolgt, die er 
tatsächlich zur Regierung des unabhängigen Algeriens aufbaute (es 
gab durchaus rivalisierende Kräfte innerhalb der Befreiungsbewe-
gung). Wie damals lassen sich die westlichen Interessen am besten 
bewahren, indem sie in Verhandlungen mit einer als durchset-
zungsfähig erachteten Gruppierung innerhalb der Aufständischen 
verbindlich vereinbart werden und dann dieser Gruppierung auch 
die Machtübernahme gegen alle Rivalen erleichtert wird. Ziel ist 
dabei nicht, prowestliche Partner zu fördern. Viel wichtiger ist 
die Durchsetzungsfähigkeit und Berechenbarkeit der Partner, auf 
die man sich festgelegt. Die Forderung nach einer durch Wahlen 
zuvor gewonnenen Legitimität von Gesprächspartnern unter den 
Aufständischen kann also nur schaden.

Verhandlungen jetzt!

Zeitdruck ist zu vermeiden. Verhandelt werden sollte nicht erst 
dann, wenn der Verlust heimischer Unterstützung dazu zwingt. 
Weil absehbar ist, dass der Westen nicht siegen wird, sollten 
Verhandlungen unter Nutzung der derzeit noch nicht völlig 
verzweifelten militärischen Lage früh einsetzen. Forderungen nach 
sofortigem Abzug schaden hingegen der Verhandlungsposition. 
Mendès-France hatte im französischen Indochinakrieg der Việt 
Minh, der Liga für die Unabhängigkeit Vietnams, noch nach dem 
Fall von Điện Biên Phủ 1954 mit der Entsendung der französi-
schen Wehrpflichtigenarmee gedroht, wenn es nicht zu einem 
Kompromiss käme; De Gaulle hat fast zwei Jahre in Algerien 
Krieg geführt, um die militärische Position für Verhandlungen 
zu stärken. Mit der Verlängerung der militärischen Operationen 
werden allerdings auch gerade die politischen Kräfte des Gegners 
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am stärksten ausgedünnt, mit denen gegen die Mystiker der 
Gewalt Kompromisse ausgehandelt werden können.

Wer einen Krieg aufgibt, weil er ihm zu teuer ist, muss seine 
Forderungen herunterschrauben und Prioritäten setzen. Sicher 
hat Vorrang, dass Afghanistan das Völkerrecht einhält und keine 
Vorbereitung von Angriffen von seinem Territorium zulässt. Zur 
langfristigen Glaubwürdigkeit sollte der Westen seine Freunde vor 
Rache schützen, auch wenn sie erbärmlich waren. Anders als die 
antikolonialistischen Befreiungsbewegungen streben die Taliban 
nicht die Verwirklichung ihnen bisher von den Interventen vorent-
haltener westlicher Werte an. Es wird also nachhaltigere Konflikte 
als bei der Entkolonisierung über nach dem Frieden einzuhaltende 
Grenzen für das politische Projekt der Taliban geben. Die Verteu-
felung des Islams in Teilen der westlichen Publizistik („Kampf der 
Kulturen“) schwächt die Verhandlungsposition des Westens, dem 
unterstellt wird, er wolle die islamische Kultur angreifen.

Auch in weiten Teilen der islamischen Welt will niemand die 
vollständige Verwirklichung der Ziele der Taliban. Eine auch zur 
Gewinnung von Vertrauen zwischen dem Westen und mögli-
chen Verhandlungspartnern sinnvolle internationale Einbettung 
der westlichen Öffnungsstrategie könnte hier förderlich sein. Man 
könnte an die von der wirtschaftlich erfolgreichsten islamistischen 
Partei geführte Türkei, den internationalen Geldgeber für einen 
großen Teil islamischer Bewegungen, Saudi Arabien, und Pakis-
tan, das als Alliierter der Taliban zwar die westliche Intervention 
sabotiert hat, dem aber die Machtübernahme eher zukunftsfähiger 
politischer Führer der Taliban wichtig sein dürfte, denken. Diese 
Länder könnten auch mit Duldung der beiden Konfliktparteien 
durch eigene Truppenbeiträge in einer Übergangszeit lokale Sicher-
heit aufrechterhalten, um Racheakte durch lokale Kräfte zu verhin-
dern, die den neuen Herrschern nichts nützen. Gelingt Stabilität 
für die Übergangszeit, dürften auch am Verhandlungstisch ausge-
handelte Garantien, so Amnestien, respektiert werden, insbesondere 
wenn der Westen durchsetzt, dass die Höchststrafe für politische 
„Straftaten“ die Ausweisung in eigene westliche Gebiete ist.
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1.3. Einstieg in den Ausstieg? 
Afghanistan als Verpflichtung des Westens
Wolfgang F. Danspeckgruber

Im neunten Jahr der militärischen Operationen in Afghanistan 
zeichnet sich ab, dass die internationale Gemeinschaft in 

naher Zukunft ihre Truppenpräsenz in Afghanistan reduzieren 
und die Verantwortung an die Afghanen übertragen will. 2011 
und 2012 scheinen die entscheidenden Jahre zu werden und alle 
nationalen Strategien werden auf diesen Zeithorizont hin ausge-
richtet. Die Erwähnung des Jahres 2011 in Präsident Obamas 
Westpoint-Rede letzten November hat den Zeitfaktor vor Ort 
und in der Region wesentlich hervorgehoben, auch wenn nun 
alles getan wird, dies wieder zu relativieren. Die zunehmenden 
humanitären und materiellen Kosten über die lange Dauer 
des Einsatzes verstärken den Druck zusätzlich. Selbst wenn in 
den ISAF-Hauptstädten immer wieder zu hören ist, dass man 
Afghanistan nicht von heute auf morgen sich selbst überlassen 
wird – Bundeskanzlerin Merkel nennt dies „Übergabe in Ver-
antwortung“ – so lassen doch die allgegenwärtigen Sparmaß-
nahmen und die anhaltende Wirtschaftsmisere sowie die 2012 
anstehende Präsidentschaftswahlen in den USA Gegenteiliges 
vermuten. Darum erscheint es heute eher unwahrscheinlich, 
dass die internationale Gemeinschaft ihre finanzielle Unterstüt-
zung für den Wiederaufbau Afghanistans auf dem bisherigen 
Niveau über das Jahr 2012 hinweg aufrechterhalten wird.

Dem aufmerksamen Beobachter sowohl vor Ort als auch in 
der Großregion um Afghanistan ist nicht entgangen, dass sich 
seit den Präsidentenwahlen im August 2009 die Atmosphäre 
in Afghanistan selbst, zwischen einzelnen Gruppen, zwischen 
Afghanistan und manchen Nachbarstaaten sowie zwischen 
Afghanistan und der internationalen Gemeinschaft nachhal-
tig verändert hat. Durch zunehmende Ernüchterung vor Ort 
hinsichtlich der negativen Auswirkungen der Operationen der 
internationalen Truppen, einer offenkundigen Verschlechterung 
der Sicherheitslage und dem Eindruck, dass die internationale 
Gemeinschaft eigentlich nur noch Minimalziele verfolgt und 
sich auf den Exit vorbereitet, sinkt das afghanische Vertrauen in 
die internationale Staatengemeinschaft nachhaltig. Ein Indiz für 
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ein beginnendes Endstadium im Verständnis der Afghanen ist 
unter anderem auch, dass sich viele Akteure in Afghanistan sowie 
der Region auf „die Zeit danach“– also die Zeit mit reduziertem 
internationalen Engagement und Präsenz – vorbereiten.

Ernüchterung in den truppenstellenden Staaten

Allerdings lässt sich seit geraumer Zeit nicht nur innerhalb der 
afghanischen Bevölkerung eine zunehmende Ernüchterung 
feststellen, sondern auch aufseiten der Wähler in den truppen-
stellenden Staaten. Nach Jahren des internationalen Engage-
ments und hohen finanziellen Aufwendungen für Afghanistan 
sind die Wähler unzufrieden mit dem bisher Erreichten. Ihnen 
scheint man heute von der ursprünglichen Zielsetzung des 
Wiederaufbaus und Befriedung Afghanistan weiter entfernt zu 
sein als zu Beginn des Engagements am Hindukusch 2001. Es 
wird auch klarer, dass die Chance, Afghanistan rasch wieder 
aufzubauen, durch die Auswirkungen des Irakkrieges und des 
Tsunami nachhaltig reduziert wurde. Fortlaufend negative 
Berichterstattung aus Afghanistan, seien es die Vorwürfe der 
Wahlmanipulation, Berichte über weitverbreitete Korruption 
besonders hinsichtlich der Familie von Präsident Karzai, zivile 
Opfer und vermehrte eigene militärische Opfer, beeinträchtigen 
die öffentliche Zustimmung zum Afghanistaneinsatz in vielen 
ISAF-Ländern zusätzlich. Angesichts drohender Arbeitslosig-
keit, ökonomisch schwierigen Zeiten, der bereits langen Dauer 
der militärischen Operationen und der offenbaren Schwierig-
keit, die Situation nachhaltig zu verbessern, ist dem Wähler 
nur schwer eine Sinnhaftigkeit des kontinuierlichen und teuren 
Einsatzes in Afghanistan zu vermitteln. Dies verstärkt natürlich 
den Druck auf viele Regierungen, rasch eine Verminderung des 
Engagements am Hindukusch herbeizuführen.

Hinzu kommen Schwierigkeiten aus der Region: Afgha-
nistans östlicher Nachbar Pakistan sieht Afghanistan als sein 
strategisches Hinterland und versucht sich gleichzeitig den 
USA und der internationalen Gemeinschaft als Schlüssel zur 
Zukunft Afghanistans anzubieten. Die ISAF-Truppen benöti-
gen pakistanisches Gebiet für den Transport von Nachschub 
– dies gibt zusätzlichen Einfluss. Da viele Paschtunen auch 
in Pakistan leben, ist eine enge Verbindung zwischen den 
beiden Ländern gegeben. Dies spielt insbesondere eine Rolle 
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bei möglichen Verhandlungen und die Einbeziehungen von 
gemäßigten Elementen der Taliban sowie auch für den Handel 
und die Infrastruktur zwischen Indien und Afghanistan. 
Indien ist sich der geostrategischen Bedeutung Afghanistans 
als Hinterland Pakistans bewusst und fördert darum selbst 
Entwicklungsprojekte in Afghanistan. Indien hat schon immer 
zusammen mit dem Iran die Nord-Allianz unterstützt. Indien 
genießt in Afghanistan großes Ansehen und profitiert auch 
von familiären Bindungen zwischen beiden Ländern. Iran, 
der schiitische westliche Nachbar Afghanistans, hat wiederum 
Einfluss in den westlichen Teilen des Landes, ist besonders in 
Herat, aber auch in Bamian präsent. Der Iran hatte entschei-
dend dazu beigetragen, dass die Verhandlungen auf dem 
Bonner Petersberg mit Afghanistan 2001 positiv abgeschlossen 
werden konnten. Es scheint allerdings, dass der Iran gegen-
wärtig angesichts zunehmender Spannungen mit der internati-
onalen Gemeinschaft infolge der eigenen Nuklearambitionen 
versucht, sich alle strategischen Optionen offenzuhalten, da er 
von einer Umzingelung durch US-amerikanische Streitkräfte 
(im Irak, im Golf, und in Afghanistan) ausgeht. Auch wenn 
das Hauptaugenmerk der internationalen Gemeinschaft auf 
das gewichtige Verhältnis Afghanistan-Pakistan gerichtet ist 
und dabei natürlich auch Indien einkalkulieren muss, so ist 
die Situation in und um Iran ebenfalls mit zu bedenken. Eine 
dramatische Verschlechterung, insbesondere eine militärische 
Verschärfung der Krise zwischen der internationalen Gemein-
schaft und Iran hätte dem gemäß katastrophale Auswirkungen 
auf die Stabilität in Afghanistan.

In Afghanistan selbst ist die Lage heute schwierig. Zum einen 
scheint sich das Land langsam von den mehr als 30 Jahren 
Konflikt und Zerstörung zu erholen und vielerorts beginnt sich 
die Lage etwas zu normalisieren, besonders im Norden und 
Westen des Landes. Insgesamt besuchen mehr als 70 Prozent 
der Kinder die Schule und die Menschen gehen ihren Geschäf-
ten nach (ich selbst habe Kabul noch nie so gut in Schwung 
gesehen wie bei meinem letzten Besuch im Juli dieses Jahres). 
Die Fragen von Arbeitsplatz, Einkommen und persönlicher 
Sicherheit (Kriminalität) sind aufgrund der noch immer katas-
trophalen Wirtschaftslage das Hauptproblem. Hinzu kommt 
die grassierende Korruption und die zunehmende persönliche 
Unsicherheit. Noch immer sind zwei Drittel der Bevölkerung 
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Analphabeten und über 60 Prozent arbeitslos. Der Bevölke-
rungsanteil der unter 20-Jährigen ist besonders hoch und viele 
von diesen haben bereits mehrere Kinder. Beinahe eine ganze 
Generation ist ohne Schulbildung aufgewachsen und der 
Aufbau von höheren und berufsbildenden Schulen geht nur 
schleppend voran, ist aber essenziell für die Zukunft des Landes. 
Allerdings hat das Gesundheitswesen große Fortschritte gemacht 
und ungefähr 80 Prozent der Afghanen haben heute wenigstens 
einen Zugang zu – wenngleich auch sehr bescheidener – medizi-
nischer Versorgung. Elektrizitätsversorgung, Transportkapazi-
tät und Infrastruktur bleiben jedoch sehr problematisch und 
behindern die wirtschaftliche Entwicklung nachhaltig. All dies 
ist übrigens auch bei den erfreulichen Berichten über Rohstoff-
vorkommen zu bedenken.

Das Hauptaugenmerk der Unterstützung sollte vor diesem 
Hintergrund auf Ausbildung, Arbeitsplatzbeschaffung und 
Einkommen gerichtet werden. Dies würde auch mithelfen, den 
Einfluss der Taliban zu untergraben. Die Afghanen wollen mehr 
Souveränität, Afghan Empowerment und Verantwortung. Dem 
entspräche, ihnen mehr des bereitgestellten internationalen 
Hilfsgeldes anzuvertrauen und nicht nur wie bisher ca. 25 bis 
30 Prozent. Auf der Kabul-Konferenz am 20. Juli dieses Jahres 
einigte man sich schließlich auf 50 Prozent. Dies könnte auch 
das nationale Ansehen der afghanischen Regierung stärken, 
wenn die Afghanen selbst im Verteilungsprozess eingebunden 
sind. Allerdings bedeutet mehr Verantwortung auch, verantwor-
tungsvoll und korrekt zu arbeiten.

Die Taliban sind noch immer gefürchtet, besonders bei 
Frauen und Mädchen – diese dürfen keinesfalls der Preis für 
den Abzug werden. Grundsätzlich ist der Großteil der Bevöl-
kerung darum nach wie vor für den Verbleib der interna-
tionalen Kräfte. Es gibt aber auch so manche Afghanen, die 
fürchten, dass ihr neu erworbener Reichtum und Einfluss 
ins Wanken gerät und sie durch den internationalen Abzug 
gefährdet werden. Diese neue Schicht der wirklichen Profi-
teure des internationalen Engagements sind in kürzester Zeit 
zu für Afghanen unvorstellbarem Reichtum gekommen. Dieser 
plötzliche Reichtum einiger weniger ist leider ideales ideolo-
gisches Öl für das Feuer der Taliban und der Aufständischen 
Afghanistans. Profiteure werden vom Taliban als das Resul-
tat internationaler Hilfeleistung dargestellt, um damit den 
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Afghanen darlegen zu können, wie fehlgeleitet das internatio-
nale Engagement ist. Es ist eine wichtige Aufgabe der afghani-
schen Regierung, den zum Teil sehr korrupt erwirtschafteten 
Reichtum zu untersuchen. In Afghanistan versucht gegenwär-
tig jeder selbst, für sich und seine Familie, Clan, Stamm oder 
ethnische Gruppe das Bestmöglichste herauszuholen. Diese 
zusehends spannungsgeladene Dynamik lädt auch ein zur 
Manipulation hinsichtlich ethnischer Zugehörigkeiten durch 
interessierte Nachbarstaaten.

Klarerweise ist für alle Afghanen „die Zeit danach“ unsicher. 
Es ist wichtig, besonders auch im sozialpolitischen Bereich 
Missstände zu verhindern oder zu minimieren, da solche sich 
leicht zu sozialen Krisen und zu neuem Konfliktstoff auswei-
ten könnten. Im angespannten innerafghanischen Verhält-
nis sollte möglichst vorbeugend zur Stabilisierung beigetragen 
werden. Das schwierige Verhältnis zwischen Präsident Karzai 
und manchen ISAF unterstützenden Staaten sowie internatio-
nalen Vertretern trägt zur Ungewissheit weiter bei.

Quo vadis?

Wir befinden uns in der entscheidenden Phase für Afghanistan, 
die Region, aber auch für die internationale Gemeinschaft und 
die NATO. Entweder man findet nun einen Modus Vivendi, 
der sowohl den Erfordernissen Afghanistans als auch den Forde-
rungen der internationalen Gemeinschaft Rechnung trägt, oder 
die Situation wird noch viel schlechter und unter Umständen 
gefährlicher werden. Zum einen muss eine neue regionale 
Übereinkunft, a new regional compact, gefunden werden. Diese 
hat nicht nur Afghanistans sechs Nachbarstaaten (Iran, Turkme-
nistan, Usbekistan, Tadschikistan, China, Pakistan) einzube-
ziehen, sondern auch solche regionalen Akteure wie Indien, 
die Türkei, Russland, die Golfstaaten und Saudi-Arabien. Die 
UNO, EU, OIC müssen dabei eine wichtige Rolle spielen. 
Zum anderen ist es sicher wichtig, alle relevanten afghani-
schen Akteure an einen Tisch zu bekommen. Insofern sind die 
Friedens-Jirga und der von Präsident Karzai unlängst eingesetzte 
Friedensrat sehr wichtig. Aber all dies muss ein afghanischer 
Prozess sein, nach afghanischen Kriterien, der Verfassung, und 
entsprechend afghanischer Vorstellungen und Zeitplänen sowie 
unter afghanischer Führung. Zu viel internationale Kontrolle, 
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besonders aber auch zu großer Einfluss der Nachbarstaaten kann 
dem Erfolg nur zuwiderlaufen. Dem Ganzen muss entspre-
chend Zeit gegeben werden, Druck ob internationaler Zeitpläne 
wäre völlig widersinnig.

Es geht hier insbesondere auch um die Wahrnehmung, um 
die Signale, die durch die internationale Staatengemeinschaft 
und Akteure ausgesandt werden; es geht um die Perzeption. 
Ganz wichtig ist es klarzustellen, dass alle an einem Erfolg in 
Afghanistan interessiert sind und diesen auch wirklich wollen. 
Nicht Worte, sondern Taten sind dabei entscheidend. Die 
Planung und Umsetzung der Übergabe der Verantwortung an 
die Afghanen muss nicht für diese, sondern mit ihnen gesche-
hen. Die neuen Strategien von General Petraeus zum Schutz 
der Zivilisten (ursprünglich eingeführt von Gen. McChrystal) 
und die damit verbundene starke Reduzierung von afghani-
schen Toten und Verletzten durch Gefechtseinwirkungen ist 
sicher erfolgreich, die dennoch steigenden Verluste werden 
nun vor allem durch die Aufständischen und ihren IEDs und 
Selbstmordatentaten hervorgerufen. Gemeinsam mit Afgha-
nen ist dagegen vorzugehen. Auch die Afghanen selbst müssen 
die Hauptträger der wichtigen Korruptionsbekämpfung sein. 
Die internationale Gemeinschaft soll dabei unterstützend 
wirken, aber eben den Afghanen die Führung überlassen. 
All dies braucht Zeit! – entspricht aber einer guten Transi-
tion. Ebenso kann dem Drogenanbau nur gemeinsam Einhalt 
geboten werden. Ein probates Hilfsmittel wäre unter anderem 
eine Ankurbelung der Landwirtschaft durch vermehrte 
Abnahme durch die in Afghanistan präsenten internationalen 
Akteure und Organisationen.

Ein Debakel lässt sich nur verhindern, wenn die internationale 
Gemeinschaft trotz aller gegenwärtigen Widrigkeiten an ihrem 
Engagement in Afghanistan festhält und dies auch nachhaltig zu 
verstehen gibt – perception forms reality. Wir können und dürfen 
Afghanistan nicht verlieren – die Folgen wären unabsehbar. Wir 
können nur gemeinsam, sowohl militärisch als auch zivil, mit 
den Afghanen, ihren Nachbarn und einer geeinten internatio-
nalen Gemeinschaft erfolgreich sein, und dem konfliktgeplag-
ten Afghanistan helfen, wieder ein friedliches und stabiles Land 
zu werden und einen gewissen Wohlstand zu erreichen.
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1.4. Verhandlungen oder militärische Option? 
Chancen und Risiken für Afghanistan
Karl Fischer

Alle Strategien und taktischen Manöver der internationalen 
Streitkräfte in Afghanistan konnten das Kriegsgeschehen 

im Lande nicht beenden und haben stattdessen zu einem Fiasko 
geführt. Die dauerhafte Freiheit („Enduring Freedom“) – die Ein-
satzbezeichnung der US-Streitkräfte – ist den Afghanen bisher 
versagt geblieben. Die internationale Schutztruppe (ISAF) sowie 
die NATO werden von der Masse der Bevölkerung nicht mehr 
als Befreier gesehen, sondern zunehmend als Okkupanten wahr-
genommen. Die militärische Option erweist sich für die interna-
tionalen Truppenkontingente als verlustreich und aussichtslos. 
Auch kurzzeitige Erweiterungen der Truppenstärke sowie eine 
Aufrüstung der eingesetzten Waffensysteme tragen nur zu größeren 
Kollateralschäden bei und verschaffen letztlich der afghanischen 
militanten Opposition größeren Rückhalt in der Bevölkerung.

Gulbuddin Hekmatyar, ein „Warlord“ und Führer des erzkon-
servativen Flügels der Partei Hezb-i-Islami (HIG)1, verglich die 
gegenwärtige Situation schon Anfang 2007 mit der Zeit, „als die 
Sowjetunion sich entschloss, Afghanistan zu verlassen“2. Auch 
die militärische Führung Pakistans pflichtete 2009 der Auffas-
sung vieler Analysten bei, dass in Afghanistan „ein dem Vietnam-
Debakel ähnelndes Scheitern zunehmend unvermeidlich“3 sei.

Versäumnisse der Bonner Verhandlungen 2001

Ein Rückblick auf die Jahre seit der Afghanistankonferenz auf 
dem Petersberg bei Bonn im Dezember 2001 führt zu der bitteren 
Erkenntnis, dass die dort getroffenen Vereinbarungen die Situation 
in Afghanistan unzureichend berücksichtigten und wesentlichen 
Anteil an dem schnellen Vertrauensschwund der afghanischen 
Bevölkerung in die neue staatliche Ordnung haben. Zum Beispiel 
war der durch zwei Jahrzehnte Krieg, Bürgerkrieg und Taliban-
Terror verursachte dramatische Mangel an kompetenten Personen 
für die Besetzung staatlicher Führungspositionen in allen Berei-
chen und auf allen Ebenen überhaupt nicht Gegenstand der 

1	 Ahmad (2004) zeichnet das Profil eines machthungrigen und brutalen Opportunisten, der an die Spitze 
des Staates drängt.

2	 Gulbuddin Hekmatyar im Interview mit dem Stern, 13.01.2007.
3	 The Economist, 22.08.09, S. 19.
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Überlegungen auf dem Petersberg. Die in den Bonner Vereinba-
rungen festgeschriebene Schaffung demokratischer Institutionen 
von oben nach unten anstatt – unter Berücksichtigung bereits 
existierender Stammes- und kommunaler Strukturen – von der 
Basis zur Spitze war ein weiterer folgenschwerer Fehler. Er führte 
dazu, dass sich die von der Kabuler Zentralregierung eingesetzten 
Gouverneure, Polizeichefs und Armee-Kommandeure ungeheure 
Machtpositionen sichern konnten, ohne durch demokratisch 
legitimierte Körperschaften kontrolliert zu werden.

Zudem erwies sich das strategische Konzept des „leichten 
Fußabdrucks“ („Light Footprint“) sowohl militärisch als auch 
politisch und wirtschaftlich als falsch. Dieses Konzept sah für die 
UN-Mission in Afghanistan (UNAMA) einen minimalen Einsatz 
von Personen, Material und Finanzen für den staatlichen, gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Wiederaufbau Afghanistans vor 
und war die Konsequenz einer totalen Fehleinschätzung der zu 
bewältigenden Aufgaben. Der Aufbau der Justiz, die Schaffung 
demokratischer Organisationen und Parteien sowie ihre Einbe-
ziehung in den politischen Gestaltungsprozess wurden vernach-
lässigt. Westliche Sichtweisen ließen wenig Raum für afghanische 
Lösungsoptionen und bestimmten einen unangemessen engen 
Zeitrahmen für die Realisierung der Vereinbarungen, wodurch 
nachhaltige Reformen behindert wurden.4

Darüber hinaus gingen von keiner der Afghanistankonferenzen – 
von Petersberg 2001 über Paris im Juni 2008 bis hin zu London im 
Januar 2010 – Impulse zur „nationalen Versöhnung“ aus. Das Festhal-
ten der internationalen Gemeinschaft an der militärischen Option 
spielte den Taliban, der HIG und anderen militanten Gruppen in die 
Hände, verhinderte einen nationalen Dialog der Aussöhnung und 
verfestigte die ethno-politische Zersplitterung Afghanistans. Auch der 
in London angeregte Reintegrationsfonds zum „Kauf“ von Überläu-
fern aus dem Lager der Taliban-Milizen ist eher geeignet, einen bluti-
gen und betrügerischen Wettbewerb um ein paar Hundert Dollar 
loszutreten und den staatlichen Korruptionssumpf zu vergrößern.

Erfahrungen aus den Genfer Verhandlungen

Die Sicherheitslage drängt zu einer Verhandlungslösung für den 
Abzug der internationalen Truppen aus Afghanistan5 sowie zur 
Aufnahme von Schritten zur nationalen Versöhnung.6 Nachhaltig 
wirkende Lösungen können jedoch nur gefunden werden, wenn ein 

4	 Vgl. Ghani / Lockhart 2008, S.169 ff.
5	 Vgl. Obama 2009, S. 8.
6	 Vgl. Obama 2009, S. 5.
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realistischer internationaler Konsens über die Prinzipien zur Unter-
stützung Afghanistans erzielt werden kann, der das Land zugleich vor 
äußerer Einmischung in seine innenpolitischen Prozesse bewahrt.

Auf der Suche nach einer Verhandlungslösung ist ein Rückblick 
auf die Genfer Verhandlungen über den Abzug der Sowjetar-
mee aus Afghanistan nützlich.7 Sie begannen, als UN-General-
sekretär Waldheim im Februar 1981 Javier Pérez de Cuéllar als 
seinen „persönlichen Repräsentanten“ für Afghanistan einsetzte. 
Mit dessen Wahl zum UN-Generalsekretär ging das Afghanistan-
Ressort vom 22. Februar 1982 in die Verantwortung des neuen 
Under Secretary General for Special Political Affairs, Diego Cordo-
vez, über. Dieser leitete und begleitete den Verhandlungsprozess bis 
zur Inkraftsetzung der Genfer Vereinbarungen am 15. Mai 1988, 
die aus den folgenden vier Instrumenten8 bestanden:

– Bilaterale Vereinbarung zwischen der Republik Afghanistan 
und der Islamischen Republik Pakistan über die Prinzipien der 
gegenseitigen Beziehungen, insbesondere über Nichteinmi-
schung und Nichtintervention;

– Deklaration über internationale Garantien (unterzeichnet von 
den USA und der UdSSR);

– Bilaterale Vereinbarung zwischen der Republik Afghanistan und 
der Islamischen Republik Pakistan über die freiwillige Rückkehr 
von Flüchtlingen;

– Vereinbarung über die Wechselbeziehungen der Instrumente für 
die Regelung der Situation in Bezug auf Afghanistan.

Welche Besonderheiten beachten?

1. Zu Beginn der Gespräche wusste niemand, wo, wann und wie 
das Moderieren und Verhandeln begonnen werden sollte. Dieser 
Prozess entwickelte sich schrittweise aus den Erkenntnissen über 
die Erfordernisse einer friedlichen Regelung des internationalen 
Konfliktes. Ähnlich kann die gegenwärtige Lage bewertet werden.

2. Die Dauer der Verhandlungen war nicht absehbar, weil 
vielschichtige und komplexe Interessenlagen der direkt und 
indirekt an der Auseinandersetzung beteiligten Seiten zu 
berücksichtigen waren. Dabei versuchten die Konfliktparteien, 
ihren zeitlichen und inhaltlichen Spielraum immer wieder 
durch Vorbedingungen für die Weiterführung der Gespräche 

7	 Rubin 1995, S. 7-10 und S. 34-91 gibt eine übersichtliche Bewertung der Verhandlungsmuster in ihrem 
Verhältnis zur internationalen Lage.

8	 Cordovez / Harrison 1995 gibt den Wortlaut der Vereinbarungen wieder.
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auszuweiten. Innerhalb von sechs Jahren entstanden dennoch 
Dokumente, an die sich die Unterzeichner zwar bereits nach 
wenigen Monaten nicht mehr hielten, die in ihrer Substanz aber 
auch heute noch weitgehend gültig und anwendbar sind.

3. Als unparteiischer Moderator boten sich lediglich die Vereinten 
Nationen an. Sie legten die Verantwortung in die Hände eines 
Beamten und Politikers, der über 20 Jahre Erfahrung im interna-
tionalen Geschäft verfügte, sich in der Außenpolitik von UdSSR 
und USA auskannte und mit einflussreichen Persönlichkeiten 
beider Staaten vernetzt war. Mit Einfühlungsvermögen, viel 
Geduld, Organisationstalent und Mut zur Überschreitung seines 
Mandats, wenn eine Fortsetzung der Gespräche es für notwendig 
erscheinen ließ, blieb Diego Cordovez nicht nur Moderator, 
sondern griff auch direkt und indirekt in die Verhandlungen ein.

4. Seit seiner Gründung suchte das ökonomisch schwache Pakistan 
Anlehnung an die USA, um damit sowohl seine Wirtschaftskraft 
als auch sein Gewicht in der internationalen Politik zu erhöhen. 
Aus dieser Allianz leitete es aufgrund seiner strategischen Lage 
an einer Frontlinie des Kalten Krieges einen Anspruch auf reiche 
Belohnung ab.9 Der Afghanistankrieg der 80er Jahre bot Pakistan 
Gelegenheit, sich als wichtigster Verbündeter der USA in diesem 
Konflikt zu profilieren und zugleich Bedingungen zu stellen, die 
sowohl der beschleunigten Aufrüstung der Islamischen Republik 
dienten als auch ihrem illusorischen Anspruch entgegenkamen, 
Afghanistan könne für den Fall eines Krieges mit Indien als 
strategisches Rückzugsgebiet dienen („Strategic Depth“).10 
Folglich unterstützte Pakistan die Bestrebungen der USA, eine 
Regelung des Konflikts möglichst lange zu verzögern.11

Im Rahmen des „Kriegs gegen den Terror“ ergab sich für Pakistan 
erneut die Möglichkeit, für die USA unentbehrlich zu werden. 
Wieder machte sich Pakistan zum – natürlich gut bezahlten 
– Handlanger einer Politik, die das ungeliebte Nachbarland 
Afghanistan mit Krieg überzog.
Mit dem angekündigten Abzug der US-Truppen aus Afghanistan 
und ähnlichen Vorhaben der NATO-Verbündeten sieht die 
militärische Führung Pakistans ihre große Chance, direkt auf die 
Entwicklung der Sicherheitslage in Afghanistan einzuwirken und 
die künftige politische Struktur des Staates entscheidend mitzu-
gestalten. Allerdings verlangt Pakistan für seine Dienste mehr als 

9	 Vgl. Haqqani 2005, S. 30 f.
10	 Vgl. Haqqani 2005, S.180 ff.
11	 Cordovez / Harrison 1995, S. 6, 91-147, 187-189.
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die 2009 im Enhanced Partnership with Pakistan Act (ursprüng-
lich als „Kerry-Lugar-Bill“ bekannt) angebotenen 7,5 Milliarden 
US-Dollar12 für einen Zeitraum von fünf Jahren und die Aussicht 
auf anschließende Weiterführung des US-Hilfsprogramms. 
Armeechef Kayani reiste deshalb mit einem umfangreichen 
Forderungskatalog nach Washington, der auch Waffensysteme 
enthält, die gut gegen Indien einsetzbar wären. Pakistan agiert 
also nach dem bekannten Rollenmuster und kann potenziell 
zum Störenfried einer Verhandlungslösung werden, wenn es in 
der Wahrnehmung seiner spezifischen Interessen gebremst wird. 
Aber ohne Pakistan wird es keine Lösung geben.

Bei den Genfer Verhandlungen 1982 bis 1988 blieb die regionale 
Sicht auf die afghanisch-pakistanischen Beziehungen beschränkt. 
Heute müsste sie weit darüber hinausreichen und beispielsweise 
auch die Shanghai Cooperation Organisation (SCO) einbeziehen, 
umfasst diese doch als Mitglieder Russland, China, Kasachstan, 
Usbekistan, Tadschikistan und Kirgisien, mit Beobachterstatus 
Indien, Pakistan, Iran und die Mongolei sowie als Dialogpartner 
Sri Lanka und Belarus. Bereits 2001 verabschiedete die SCO die 
„Shanghai-Konvention über den Kampf gegen Terrorismus, Separa-
tismus und Extremismus, die am 27.03.2009 durch einen sehr 
konkreten Aktionsplan der SCO und der Islamischen Republik 
Afghanistan zum Kampf gegen Terrorismus, illegalen Drogen-
handel und organisiertes Verbrechen ergänzt worden ist.“13 Die 
Aktivitäten der SCO sind gut strukturiert und sie unterhält bereits 
ein Netz von Beziehungen zu anderen internationalen Organisati-
onen, einschließlich der UN.

Ebenso sollte auf die Verringerung von Störfaktoren Einfluss 
genommen werden, die sich aus dem Konfliktpotenzial der 
indisch-pakistanischen Beziehungen sowie aus dem Konflikt der 
internationalen Gemeinschaft mit dem Iran ergeben. Zu den regio-
nal relevanten Sachfragen bi- und multilateraler Brisanz gehören 
Grenzstreitigkeiten, Nutzung der grenzüberschreitenden Wasser-
ressourcen, wirtschaftliche Zusammenarbeit, Handel und Transit, 
Energie und Infrastruktur sowie Migrationsbewegungen. Mittel-
fristig könnten alle diese Fragen Bestandteil einer Initiative sein, 
die Elemente des KSZE-Prozesses und des indisch-pakistanischen 
„Composit Dialogue“ verbindet und Grundlagen für eine friedli-
che Entwicklung der Region legt.

12	 Der Gesetzestext ist abrufbar unter: http://www.pakistaniat.com/2009/107/07/full-text-kerry-lugar-bill 
(abgerufen am 08.10.2010).

13	 Shanghai Cooperation Organisation, Documents 2001-2010, abrufbar unter: http://www.sectsco.org 
(abgerufen am 08.10.2010).
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Beendigung des Kriegszustandes

Aus der gegenwärtigen Situation ergibt sich die Notwendig-
keit, den Kriegszustand in Afghanistan kurzfristig zu beenden 
und ein Format für konstruktive Verhandlungen mit der militä-
rischen und nicht militärischen Opposition in Afghanistan zu 
suchen. Störmanöver sind jedoch sowohl aus dem Regierungs-
lager, seitens oppositioneller Gruppen als auch seitens regierungs-
freundlicher Kreise denkbar, die trotz ihrer Loyalität zum Regime 
nicht von dem in London beschlossenen Reintegrationsfonds 
profitieren würden. Auch Pakistan verfügt über Störpotenzial, 
das durch eine geopolitische Strategie dazu bewegt werden sollte, 
keinen schädigenden Einfluss auf den Prozess der Verständigung 
und Reintegration in Afghanistan zu nehmen. Von der Reinteg-
ration selbst können besonders dann Gefahren ausgehen, wenn 
dieses weitgehend technisch-organisatorische Vorhaben nicht von 
einem politischen Prozess echter Versöhnung und Vertrauensbil-
dung begleitet wird, der sich vorwiegend auf lokaler und Provin-
zebene manifestieren muss.14

Obwohl die militärischen Entscheidungen bei den USA 
und ihren NATO-Verbündeten liegen, sollte der umfassende 
Regelungsprozess der internationalen Aspekte der Krisensituation 
von den UN getragen werden, auch wenn diese ihren Nimbus als 
unparteiischer Vermittler in Afghanistan seit 2001 in hohem Maße 
verspielt haben. Ein US-Sonderbeauftragter als Verhandlungsfüh-
rer, wie mancherorts empfohlen, würde in Afghanistan und seinen 
Nachbarstaaten nur begrenzt Akzeptanz finden.

Für den Beginn und die Führung eines friedlichen, inneren 
politischen Prozesses der Verständigung, Machtteilung und 
kompetenten Regierungsführung tragen die afghanischen Akteure 
eine hohe Verantwortung. International wird daher aufmerksam 
beobachtet, zu welchen Ergebnissen die verschiedenen Jirgas (tradi-
tionelle afghanische Beratungsgremien) führen. Erfahrungen der 
afghanisch-pakistanischen Friedens-Jirga 2007 in Kabul, der in drei 
Stufen ausgetragenen Provinz-Jirga 2008 in der Provinz Uruzgan 
sowie der für den 2. Juni 2010 von der Regierung Karzai nach 
Kabul einberufenen Jirga werden zeigen, ob sie von der Diskus-
sion über eine mögliche friedliche Lösung der Krise Afghanistans 
zu realistischen praktischen Schritten überleiten können. Der von 
der Regierung Karzai in Washington vorgestellte „Friedensplan“ 
befasst sich mehr mit der Verteilung des Reintegrationsfonds im 

14	 Zu Gefahren, Risiken, Störfaktoren, Personenprofilen möglicher Gesprächspartner und Erfolgsmustern 
liegen Untersuchungen vor, die von der Politik aufgegriffen werden können: vgl. exemplarisch Ruttig (2009).
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Umfang von 160 Millionen US-Dollar15, und der von der HIG 
unterbreitete extremistisch-islamische Friedensplan16 wird zumin-
dest vorläufig nicht Gegenstand öffentlicher Beratung sein.

Sollten die afghanischen politischen Lager nicht willens oder in 
der Lage sein, sich zu einigen, könnten die UN Vorschläge und 
Hilfsleistungen für die Lösung der inneren Aspekte der Krise 
anbieten, wie sie es auch in den 80er Jahren versucht hatten.17 
Wenn die USA es in den 80er Jahren unterließen, ihre Hilfe für 
die Mujaheddin mit den Friedensbemühungen der UN zu verbin-
den18, kann die Welt heute unter US-Präsident Obama ein konst-
ruktives Miteinander erwarten.

Optionen einer Friedensstrategie

Auf der Suche nach Lösungsmodellen für die Afghanistankrise 
werden die oben genannten Besonderheiten im „Friedensgut-
achten 2010“19, das von fünf einschlägigen deutschen Forschungs-
stätten erstellt wurde, nicht ausreichend in die Überlegungen 
einbezogen. Es stellt
– die neue Strategie der USA für Afghanistan-Pakistan (AfPak),
– eine Beendigung der Kampfhandlungen,
– Verhandlungen mit den Taliban und
– die Stärkung der legalen Staatlichkeit
als Grundzüge von vier selbstständigen Optionen einer Friedenspo-
litik für Afghanistan nebeneinander. Dabei wird deutlich, dass keine 
der Optionen für sich genommen eine reelle Chance zur Verwirk-
lichung hat. Da sich die Konfliktkonstellation aus gleichzeitig 
wirkenden globalen, regionalen, bilateralen und innerafghanischen 
Konfliktpotenzialen militärischer, politischer, wirtschaftlicher 
und sozialer Natur zusammensetzt, muss ein Lösungsversuch alle 
diese Komponenten parallel – wenn auch nach Prioritäten zeitlich 
versetzt – auf einer Zeitschiene von bis zu 20 Jahren angehen.

Komplizierte Verhandlungen auf nationaler und internationaler 
Ebene sind vorhersehbar. Die Einstellung von Kampfhandlungen 
erfordert den Abzug internationaler Truppen und eine Beschrän-
kung der Militärhilfe auf Beratungs- und Ausbildungsleistungen. 
Doch selbst dann ist das Versiegen innerafghanischer militärischer 
Auseinandersetzungen nur denkbar, wenn staatliche Kompetenz 
zu mehr Sicherheit und wirtschaftlichem Aufschwung führt und 

15	 Vgl. AAN Blogs, 02.02.2010 sowie 28.03.2010, Peace Jirga Blog 3.
16	 Thomas Ruttig beleuchtet die 15 Punkte des Plans; vgl. AAN Blogs, 22.03.2010.
17	 Cordovez / Harrison 1995, S. 7.
18	 Cordovez / Harrison 1995, S.10.
19	 Vgl. Fröhlich u. a. (Hrsg.): Friedensgutachten 2010, S. 7-13.
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damit der Tradition, Konflikte mit Waffengewalt zu lösen, allmäh-
lich der Boden entzogen wird.

Pakistan wird für die Beruhigung der Lage ein besonderer Stellen-
wert zukommen. Pakistanische Autoren weisen darauf hin, dass 
die Krise ihres Landes auf den Mangel an nationaler Identität der 
Bevölkerung, fehlender Kompetenz und Volksverbundenheit der 
politischen Klasse sowie deren Korruptheit und Selbstbedienungs-
mentalität, auf das Versagen des Militärs, der Bürokratie und der 
Justiz sowie die Schwäche und unzureichende Aktivität der Zivilge-
sellschaft zurückzuführen ist.20 Die Parallelen zu Afghanistan sind 
unübersehbar und damit auch das dieser Lage inhärente innergesell-
schaftliche und grenzübergreifende Bedrohungspotenzial.

Der Weg vom Bürgerkrieg zur politischen Konkurrenz in Afgha-
nistan kann letztlich nur über die Beendigung der internationalen 
militärischen und politischen Einmischung, der zügigen Aufnahme 
ernsthafter, sachbezogener Verhandlungen auf internationaler und 
nationaler Ebene sowie über großzügige Wirtschaftshilfe führen.

Angesichts der vielfältigen Risiken müssen Rückschläge in Kauf 
genommen werden. Doch ohne den ehrlichen Versuch, zu verhan-
deln und nachhaltig zu helfen, rücken die Erfolgsaussichten für 
eine Eindämmung oder gar Lösung des Afghanistanproblems in 
immer weitere Ferne.
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1.5. Abzug aus Afghanistan, aber nicht kopflos! 
Positionen des Darmstädter Signals
Interview mit Kapitänleutnant Jörg Wiebach

WeltTrends sprach mit Kapitänleutnant Jörg Wiebach, dem 
Sprecher des Arbeitskreises Darmstädter Signal, über die 

Afghanistanpolitik der NATO, die Notwendigkeit des Abzugs 
der Bundeswehrtruppen aus dem Land der Afghanen und die 
Pläne des Bundesministers der Verteidigung zur Reform der 
Bundeswehr (Stand: 20. September 2010).

WeltTrends: Die deutschen Institute zur Friedens- und Konflikt-
forschung schätzen in ihrem „Friedensgutachten 2010“ die 
Afghanistanpolitik der NATO als „gescheitert“ ein. Wie 
bewerten Sie die Situation?

Jörg Wiebach: Dass die NATO-Strategie die hochgesteckten Ziele 
nicht erreicht hat, ist allenthalben nichts wirklich Neues. Von 
Beginn an haben sich die verantwortlichen NATO-Strategen, 
allen voran jene der USA, der Zusammenarbeit mit allen Bevöl-
kerungsgruppen in Afghanistan verweigert und ignoriert, dass 
dieses Völkergemisch nicht mit dem westlichen Denken und 
unseren Vorstellungen von Demokratie zu beeinflussen ist. Die 
Installation eines willfährigen Helfers in der Person des Präsi-
denten Karzai ist eindeutig zu kurz gedacht. Dafür sind die 
Beziehungsgeflechte innerhalb der Clan-Strukturen und deren 
Rechtsempfinden einfach zu komplex. Das hätten die Interven-
tionsnationen von vornherein berücksichtigen müssen.

WeltTrends: Angesichts des Truppenrückzugs der Niederlande 
und Kanadas sowie der Ankündigung der USA, die eigenen 
Truppen abzuziehen: Wann sollte Deutschland mit dem 
Rückzug der Bundeswehr beginnen und welchen Zeitraum 
veranschlagen Sie dafür?

Jörg Wiebach: Je früher, desto besser. Wir müssen uns allerdings 
im Klaren sein, dass ein Rückzug nicht kopflos stattfinden darf. 
Zudem glaube ich nicht, dass der von Barack Obama angekün-
digte Beginn des Abzugs der US-Truppen tatsächlich schon 
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2011 kommen wird. Das ist vermutlich eine Hinhaltetaktik, 
um den auch in den USA immer stärker werdenden Widerstand 
gegen die Intervention in Afghanistan zu begrenzen. Das sollte 
bewertet werden, wenn tatsächlich die ersten Provinzen in die 
Eigenverantwortung der ANA bzw. der ANP (Afghan National 
Army, Afghan National Police) übergeben worden sind.

WeltTrends: Welche sind (erste) notwendige Schritte zum 
Rückzug der Bundeswehr aus Afghanistan?

Jörg Wiebach: Die Rückkehr zu defensivem, auf Aufbau ausge-
richteten Einsatz unserer deutschen Truppen, die intensive 
Förderung und der Ausbau der zivilen Hilfe unter Beteiligung 
der afghanischen Bevölkerung bzw. deren Clan- und Stammes-
führern sowie die bereits jetzt spürbare Übergabe von Verant-
wortung an die afghanischen Sicherheitskräfte, um zu 
alleinverantwortlichem Handeln zu „erziehen“.

WeltTrends: Die Bundeswehrführung hat schwere Waffen 
(Panzerkanonen und Schützenpanzer) nach Afghanistan verlegt. 
Ist dies ein Teil der Abzugsstrategie?

Jörg Wiebach: Na ja, ist das nicht eher eine Reaktion einer schon 
lange gewonnenen Erkenntnis, dass die deutsche Position in 
Afghanistan sich von „Lachen, Helfen“ in offensives militärisches 
Handeln im Fahrwasser der USA gewandelt hat und die Bundes-
wehr nunmehr solcherart Waffen für die Fortführung dieses unsäg-
lichen Einsatzes benötigt, weil sie von der afghanischen Bevölkerung 
und erst recht von den sogenannten Aufständischen nicht mehr als 
Helfernation gesehen wird und sie sich häufigeren Angriffen ausge-
setzt sieht? Nicht dass wir uns missverstehen: Hier geht es nicht um 
Antiamerikanismus, sondern um eine meines Erachtens unreflek-
tierte Erfüllung einer eingeforderten Bündnisverpflichtung durch 
die USA, die scheinbar aus dem Ruder gelaufen ist.

WeltTrends: Wie sehen Sie das Schicksal der (zurückblei-
benden) afghanischen Hilfskräfte und Verbündeten? Ist ein 
„Blutbad“ zu erwarten?

Jörg Wiebach: Darauf eine Antwort zu geben gleicht der Kristall-
kugelleserei. Ich bin aber sicher, dass selbst nach Abzug der 
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Interventionsnationen der Konflikt in Afghanistan nicht 
beendet sein wird. Und ein Blutbad findet dort seit Jahrzehnten 
statt. Die Menschen im Land kennen seit Generationen nur 
Krieg, nichts als Krieg. Diese Erfahrungen lassen sich nicht 
von heute auf morgen einfach wegwischen. Mit militärischer 
Gewalt von außen erst recht nicht. Und ist es nicht auch eine 
Erkenntnis, dass die Hilfsorganisationen lieber ohne militä-
rischen Schutz erfolgreich arbeiten? Darauf muss man bauen, 
auch wenn die Fortschritte nur kleine sein werden.

WeltTrends: Wer sind Partner, an die die Macht übergeben 
werden kann?

Jörg Wiebach: Bisher bauten die Alliierten allein auf die instal-
lierte, mit fragwürdigen Wahlen legitimierte Regierung in 
Kabul. Nun scheint sich die Erkenntnis durchgesetzt zu haben, 
dass für einen wie auch immer gearteten Frieden alle beteiligten 
Gruppierungen an einen Tisch geholt werden müssen. Das hat 
der Arbeitskreis Darmstädter Signal schon lange gefordert und 
übrigens auch der ein oder andere Politiker in Deutschland. 
Solcherart Vorgehen könnte die afghanischen Sicherheitskräfte 
zu einer größtmöglichen Akzeptanz unter den verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen führen und somit zu erfolgreicher Arbeit. 
Nur Afghanen können nach dem Rechtsverständnis der afgha-
nischen Bevölkerung handeln.

WeltTrends: Wie bewerten Sie die Vorschläge von Karl-Theodor 
zu Guttenberg zur Reform der Bundeswehr mit Blick auf künftige 
Kampf- und UNO-Einsätze der Bundeswehr im Ausland?

Jörg Wiebach: Die Streitkräfte zu verringern ist schon lange Ziel 
unserer Arbeit im Darmstädter Signal und es ist erfreulich, dass 
dies nun auch umgesetzt wird. Bedauerlicherweise rührt dies aber 
nicht aus politischen Erkenntnissen, sondern folgt im Wesentli-
chen finanziellen Erwägungen. Gleiches gilt für die Aussetzung 
der Wehrpflicht. Die Bundesrepublik Deutschland soll durchaus 
ein wehrhafter Staat sein. Die Einbindung in Systeme kollek-
tiver Verteidigung, eigentlich kollektiver Sicherheit, verdeutlicht 
dies auch nachhaltig. Allerdings sind die im letzten Jahrzehnt 
gewachsene Beteiligungen an NATO-geführten Interventionen 
meines Erachtens eine Abkehr vom Verteidigungsgedanken und 
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ich befürchte, dass dies auch weiterhin Bestandteil der Außen-
politik unseres Landes sein wird: ein unerträglicher Gedanke. 
Bleibt vielleicht der Trost, dass wir bei einer schon jetzt chronisch 
unterfinanzierten Bundeswehr für ausschweifende militärische 
Abenteuer keine finanziellen Mittel mehr haben werden. Und 
an der Unterfinanzierung wird die Reduzierung des Umfanges 
unserer Streitkräfte nicht wirklich viel ändern. Da stehen wir in 
Europa und darüber hinaus aber nicht allein.

WeltTrends: Die große Mehrheit der deutschen Bevölkerung 
ist kritisch eingestellt gegenüber deutschen Auslandseinsätzen 
bzw. desinteressiert am Schicksal deutscher Soldaten im Kampf
einsatz. Wie wird das in „der Truppe“ aufgenommen?

Jörg Wiebach: Nach wie vor stehen 70 Prozent der Bevölkerung 
dem militärischen Einsatz in Afghanistan ablehnend gegenüber. 
Und trotzdem wird von der Politik weiterhin daran festgehalten 
und mit der Bündnisverpflichtung sowie der herausgehobenen 
Verantwortung Deutschlands in der Welt begründet. Mag ja sein. 
Aber die Deutschen mögen keine Kriege geführt wissen. Dass sie 
allerdings gegenüber der Politik nicht demonstrativ aufbegehren, 
könnte an der allgemeinen Politikverdrossenheit liegen. Ich glaube 
allerdings nicht, dass der Großteil der Bevölkerung dem Schicksal 
unserer Soldaten unbeteiligt oder gar ignorant gegenüber steht. 
Dafür war die Anteilnahme an den unlängst gefallenen sieben 
Soldaten einfach zu groß. Und ich bin sicher, dass die Abzugsdis-
kussion neu aufflammen wird, sollten wieder deutsche Soldaten in 
Afghanistan getötet werden. Grundsätzlich wird aber in der Truppe 
das – wie Horst Köhler es ausdrückte – wohlwollende Desinteresse 
schon sehr beklagt. Die Soldaten, die einen unbestritten harten 
Dienst in den Auslandseinsätzen leisten, wünschen sich deutlich 
mehr Akzeptanz ihres Handelns, schließlich wurden sie vom Parla-
ment entsandt. Ich denke, das ist ein berechtigtes Anliegen. Und 
wenn die deutsche Bevölkerung militärische Einsätze der Bundes-
wehr ablehnt, muss das gegenüber der Politik deutlich werden und 
darf nicht zur Ablehnung des Menschen als Soldat führen.

WeltTrends bedankt sich für das Gespräch!*

Die Fragen stellten Heike Imhof-Rudolph und Lutz Kleinwächter.

*	 Die Antworten von Jörg Wiebach sind die einer Privatperson und spiegeln seine persönliche Position 
sowie jene des Darmstädter Signals wider.
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1.6. Rückzug Fehlanzeige 
Jürgen Rose

„KRIEG BEDEUTET FRIEDEN
FREIHEIT IST SKLAVEREI
UNWISSENHEIT IST STÄRKE“

George Orwell, 1984

Fast zehn Jahre, nachdem US-Truppen unter Beteiligung deutscher 
Soldaten des Kommandos Spezialkräfte der Bundeswehr ohne 

explizites Mandat des einzig hierzu befugten Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen, ergo völkerrechtswidrig1, in Afghanistan einge-
fallen sind, um das dort amtierende Regime der Taleban zu stürzen, 
die verbündeten Kriegsfürsten der Nordallianz an die Macht zu 
bomben und das Land mit vorgehaltenem Colt der Segnungen der 
Globalisierung teilhaftig werden zu lassen, hat die Bundesregierung 
im Dezember 2010 erstmals eine Bestandsaufnahme der Auswir-
kungen und Ergebnisse der deutschen Beteiligung an dieser Form 
von Gewaltpolitik am Hindukusch vorgelegt. Mit dem „Fortschritts-
bericht Afghanistan“2 sollen Parlament und Öffentlichkeit umfas-
send über die aktuelle Lage in dem zentralasiatischen Land informiert 
werden. Auf den Punkt gebracht ergibt die Lektüre desselben, das 
es sich hierbei um ein Armutszeugnis, ein Dokument elementaren 
Versagens einer Politik handelt, die maßgeblich von der Vormacht 
der Nordatlantischen Allianz, den Vereinigten Staaten von Amerika 
nämlich, dominiert und determiniert wird. Besonders auffallen muß 
in diesem Zusammenhang der Umstand, dass die Begriffe Krieg und 
Besatzung ausschließlich mit der Afghanistanpolitik der Sowjetunion 
in den achtziger Jahren konnotiert werden, im Kontext der US- und 
NATO-Aktivitäten seit 2001 indes völlig ausgeblendet bleiben. 
Dessenungeachtet kann keinerlei Zweifel mehr daran bestehen, dass 
spätestens mit jenem Bombenmassaker3 im Kunduz River, das der 
Bundeswehroberst Georg Klein in der Nacht vom 4. September 
2009 angeordnet hatte und bei dem nach letzten Recherchen 91 

1	 Vgl. Paech, Norman: Unser Krieg am Hindukusch. Afghanistan und das Völkerrecht. In: Tal, Mario (Hrsg.): 
Umgangssprachlich: Krieg. Testfall Afghanistan und deutsche Politik, Köln 2010, S. 138ff.

2	 Bundesregierung (Hrsg.): Fortschrittsbericht Afghanistan zur Unterrichtung des Deutschen Bundes-
tages, Berlin, Dezember 2010. http://www.auswaertiges-amt.de/cae/servlet/contentblob/556428/
publicationFile/131787/101213-AFG-Fortschrittsbericht.pdf;jsessionid=B23C5E86DAB2F407ED794DF
7D61619E7.

3	 Vgl. Paech, Norman: Unser Krieg am Hindukusch, a. a. O., S. 137.
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Menschen4 zerfetzt und verbrannt wurden, die Söhne und Enkel, die 
heutzutage in den Streitkräften der demokratischen Bundesrepublik 
Deutschland dienen, dort angekommen waren, wo ihre Väter und 
Großväter, welche die Uniform der großdeutschen Wehrmacht des 
Dritten Reiches trugen, dereinst aufgehört hatten: nämlich mitten 
im Krieg.5

Regime Change und Anti-Terrorkrieg

Neun Jahre nach dem völkerrechtswidrig mit Militärgewalt erzwun-
genen Regime Change ist das gesamte Land in insgesamt fünf Besat-
zungszonen6 – sogenannte Regional Commands – aufgeteilt, in denen 
wiederum 28 sogenannte Provincial Reconstruction Teams (PRTs) 
für Sicherheit und Wiederaufbau sorgen sollen. Mit dieser landes-
weiten Expansion des Tätigkeitsbereiches einhergegangen war eine 
fortschreitende Veränderung des Einsatzprofils der ISAF: von einer 
ursprünglich eher defensiven, reaktiven und stabilisierenden Vorge-
hensweise hin zu immer offensiveren und kriegerischen Taktiken, die 
vornehmlich auf die Bekämpfung und Vernichtung der sogenannten 
Opposing Militant Forces (OMF)7 abzielten, insbesondere seit 
die ISAF ihr Operationsgebiet ab Sommer 2006 in die Pasch
tunengebiete im Süden und Osten Afghanistans ausgedehnt hatte.

Trotz – oder gerade wegen – dieser Eskalation des von den 
NATO-Militärs mitunter unverhältnismäßig und ohne Rücksicht 
auf zivile Opfer geführten „Anti-Terrorkrieges“ ist die Lage in 
dem zentralasiatischen Land immer unsicherer geworden. Die 
steigende Opferzahl unter der Zivilbevölkerung treibt dem 
afghanischen Widerstand, der gegen die fremden Besatzer kämpft, 
in Massen neue Kämpfer zu. Laut dem Jahresbericht 2010 der 

4	 Vgl. Reuter, Christoph: Tanklaster-Angriff in Afghanistan: Entschädigung für die Kundus-Opfer steht. 
Fast ein Jahr ist der Angriff auf zwei Tanklaster in Kundus bereits her, 91 Menschen verloren damals ihr 
Leben. Jetzt erhalten die Angehörigen der Opfer nach stern.de-Informationen eine Entschädigung auf 
ungewöhnliche Weise. http://www.stern.de/politik/ausland/tanklasterangriffinafghanistanentschaedi-
gungfuerdiekundusopfersteht1590279.html. Vgl. auch Peikar, Farhad/Mentschel, Stefan (dpa): Ein Jahr 
nach Kundus: „Es war eine Katastrophe“. Viele Angehörige der Opfer von Deutschland enttäuscht; 4. 
September 2010. http://www.heute.de/ZDFheute/inhalt/14/0,3672,8107854,00.html.

5	 Dabei hatten jene Gründungsväter der Bundeswehr, die sich auf Geheiss Konrad Adenauers im Eifelklo-
ster Himmerod eingefunden hatten, um die neuen deutschen Streitkräfte zu konzipieren, das genaue 
Gegenteil im Sinn. Konstitutiv für den Auftrag der Bundeswehr nämlich sollte die Friedenssicherung 
durch Abschreckung und, notfalls, Verteidigung sein; vgl. hierzu Rose, Jürgen: Ernstfall Angriffskrieg. 
Frieden schaffen mit aller Gewalt? Hannover 2009, S. 76–83.

6	 Vgl. Ruttig, Thomas: Die Wahlen unter Feuer nehmen. Afghanistan. 2009 wollen die Taliban Hamid 
Karzais unvollendete Demokratisierung definitiv beenden. Pakistan könnte dabei ungerührt zusehen. 
http://www.freitag.de/2008/37/08370603.php. Dort wird berichtet, dass in Kabul jetzt sogar das 
Parlament droht, die ausländischen Truppen offiziell als Okkupanten zu bezeichnen, nachdem die US-
Bomben so viele Opfer hinterlassen wie seit Jahren nicht mehr.

7	 Alternativ auch als „Anti-Government Elements“ (AGE) oder als „Armed Organized Groups“ (AOG) bezeichnet.
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Menschenrechtsorganisation „Afghanistan Rights Monitor (ARM)“8 
waren in diesem Zeitraum mindestens 2.421 Ziviltote und mehr als 
3.270 Verletzte zu beklagen, d. h. täglich wurden 6-7 Nichtkom-
battanten getötet und 8-9 verwundet. 63 Prozent der Toten und 
70 Prozent der Verletzten gehen auf das Konto des Widerstands, 
während 21 Prozent der Toten und 20 Prozent der Verletzten den 
Besatzungstruppen zugerechnet werden; immerhin 12 Prozent der 
Toten und 7 Prozent der Verletzten wurden von afghanischen Regie-
rungstruppen und verbündeten lokalen Milizen verursacht.

„Engagement“ der USA

Selbst unter den „Schlachtendirektoren“, wie Kurt Tucholsky die 
Generalität zu titulieren pflegte, werden deswegen Skrupel laut. So 
sah sich der deutsche General Egon Ramms, bis September letzten 
Jahres Kommandeur des Allied Joint Force Command in Brunssum, 
zu dem galligen Kommentar veranlaßt:„Es kann keinen Selbstzweck 
geben, Dörfer zu bombardieren oder auf Zivilisten zu schießen 
[…] Wir sehen bisweilen Fehlentwicklungen, die weder gesundem 
Menschenverstand entsprechen noch rechtlich in Ordnung sind.“9 
Zugleich gestaltet sich trotz der massiven Kampfeinsätze gegen die 
afghanischen Widerständler der Guerillakrieg am Hindukusch auch 
für die fremden Besatzungstruppen immer verlustreicher. Insgesamt 
beläuft sich die Zahl der seit Beginn des Krieges am Hindukusch 
Gefallenen in den Reihen der Besatzungstruppen bis dato auf über 
2.300, wovon auf die Bundeswehr offiziell 4910 entfallen. Auf diese 
Weise nährt der Krieg sich selbst.

Doch völlig ungeachtet des Scheiterns sowohl der bisher verfolg-
ten militärischen als auch der zivilen Strategien hat die NATO, 
allen voran die Führungsmacht USA, Abertausende weitere Solda-
ten und Soldatinnen als Kanonenfutter in den nunmehr über neun 
Jahre andauernden Krieg entsandt. Und obendrein den Kampf-
auftrag im fernen Zentralasien noch nach und nach ausgeweitet 
– „Mission Creep“ lautet der militärische Fachbegriff hierfür. 
Mittlerweile operieren US-Truppen immer ungenierter auch auf 
pakistanischem Territorium, da die pakistanische Armee angeblich 

8	 Afghanistan Rights Monitor (ed.): ARM Annual Report Civilian Casualties of War January-December 
2010, Kabul, Afghanistan, February 2011, S. 2. http://www.arm.org.af/file.php?id=4.

9	 Vgl. Löwenstein, Stephan: Unbequem. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 2. Februar 2009, S. 10. http://
www.kdg-wesel.de/index.php?id=2868.

10	 Vgl. o. A.: Fallen Heroes Afghanistan – German Military Fatalities since 2002. http://oefkia.blogspot.
com/2011/01/german-military-casualties-since-2002.html. Wikipedia –The Free Encyclopedia: Coalition 
casualties in Afghanistan. http://en.wikipedia.org/wiki/Coalition_casualties_in_Afghanistan#German. 
Wikipedia –The Free Encyclopedia: German Armed Forces casualties in Afghanistan. http://en.wikipedia.
org/wiki/German_Armed_Forces_casualties_in_Afghanistan.
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nicht wirksam genug gegen die über die Grenze einsickernden 
Widerstandskämpfer vorgeht. Zudem greift die „Special Activities 
Division“ der CIA mit unbemannten, ferngesteuerten Drohnen 
vornehmlich Ziele in den von Paschtunen bewohnten pakistani-
schen Grenzgebieten an. Da für den Einsatz der unbemannten 
Flugkörper gegen Pakistan nicht das Militär, sondern der Geheim-
dienst zuständig ist, unterliegen die Angriffe keinerlei öffentlicher 
Kontrolle und Rechenschaft. Im Oktober 2009 monierte Philip 
Alston, der durch den UN-Flüchtlingshochkommissar mit einer 
Untersuchung beauftragt war, diesbezüglich: „[…] that the Central 
Intelligence Agency is running a programme that is killing a signif-
icant number of people, and there is absolutely no accountabil-
ity in terms of the relevant international laws.“11 Die angesehene 
US-Strafrechtsprofessorin Marjorie Cohn konstatierte hinsichtlich 
der Drohnenangriffe: „Vorsätzliche oder politische Morde finden 
auf Anordnung oder mit Billigung einer Regierung außerhalb jedes 
gerichtlichen Verfahrens statt.“12 Dies verletze sowohl die Charta der 
UN als auch die Genfer Konventionen, die absichtliche Tötungen 
verbieten. So habe die UNO ausdrücklich erklärt: „Exekutionen 
ohne Gerichtsurteil sind unter keinen Umständen gerechtfertigt, 
auch nicht in Kriegszeiten.“13 Vorsätzliches Töten, so die Rechts-
expertin, sei ein Kriegsverbrechen, das auch nach dem „US War 
Crime Act“ bestraft werden müsse.

Deutsche Involvierung

Betroffen ist aber auch die Bundesrepublik Deutschland mit ihren 
Strafermittlungs- und Verfolgungsbehörden, seit am Abend des 4. 
Oktober, unweit des pakistanischen Städtchens Mir Ali, eine von 
einer amerikanischen Drohne abgefeuerte Rakete den Deutsch-
türken Bünyamin E. tötete, einen 20 Jahre alten Islamisten aus 
Wuppertal14. Er ist das erste bekannte Drohnenangriffsopfer, das 
einen deutschen Paß besitzt. Der Hamburger Rechtsanwalt Sven 
Axel Dubitscher hat wegen dieses Mordes an einem deutschen 
Staatsbürger Mitte Oktober 2010 Strafanzeige gegen CIA-Direktor 
Leon Panetta gestellt. Darüber hinaus steht der Verdacht im Raum, 
dass Informationen deutscher Regierungsbehörden dem US-Militär 

11	 Vgl. Kostova, Bissera: Special Rapporteur on extrajudicial killings questions US use of drones. In: United 
Nations Radio. October 27, 2009. http://www.unmultimedia.org/radio/english/detail/84609.html.

12	 Vgl. Schäfer, Horst: Es ist Mord, Mr. President, in: Ossietzky, 3/2010, S. 85. http://www.sopos.org/
aufsaetze/4b752b2b47303/1.phtml.

13	 Ebenda.
14	 Vgl. zum Folgenden Denso, Christian: Bünyamins Tod. Ein deutscher Islamist wird in Pakistan Opfer 

einer US-Drohne – und niemand ermittelt. In: Die Zeit, Nr. 4, 20. Januar 2011, S. 7. http://www.zeit.
de/2011/04/Drohnen-Militaer-Pakistan.
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geholfen haben, Bünyamin E. im pakistanischen Grenzgebiet 
aufzuspüren, weshalb bei der Generalbundesanwaltschaft in Karls-
ruhe mittlerweile die Anzeige eines Richters am Oberlandesgericht 
Karlsruhe gegen Jörg Ziercke, den Präsidenten des Bundeskrimi-
nalamts (BKA), vorliegt. Der Richter Thomas Schulte-Kellinghaus 
wirft Ziercke im Fall Bünyamin E. Beihilfe zum Mord wegen der 
Weitergabe von Informationen vor. Bundesanwälte prüfen auch 
diesen Vorgang, das Ergebnis ist offen.

Ferngesteuerter Krieg

Unter der Ägide von US-Präsident Obama wurde der ferngesteuerte 
Krieg dramatisch eskaliert und gemäß seiner Ankündigung vom 
Dezember 2009 noch erheblich ausgeweitet.15 Durch diese Eskala-
tion droht der Krieg am Hindukusch Pakistan und die gesamte 
Region weiter zu destabilisieren. Ignoriert wird die Erkenntnis 
des für den Massenmord an vietnamesischen und kambodschani-
schen Zivilisten verantwortlichen Völkerrechtsverbrechers Henry 
Kissinger, der zum Vietnam-Desaster konstatiert hatte: „Die Armee 
verliert, solange sie nicht gewinnt, die Guerilla aber gewinnt, 
solange sie nicht verliert.“ Ein hochrangiger Taliban-Kommandeur 
hat seine Kampfesphilosophie in die Worte gefaßt: „You Westerners 
have your watches. But we Taliban have time.“16 Höchst einprägsam 
erweist sich mithin die Einfalt der regierungsamtlich proklamierten 
Parole, Deutschland werde am Hindukusch verteidigt.

Angesichts dessen stellt sich immer drängender die Frage nach 
dem Sinn der deutschen Militärpräsenz am Hindukusch. Doch 
steht ein baldiger Rückzug aus dem aller militärischen Expertise 
nach aussichtslosen Guerillakrieg weiterhin nicht zur Debatte. 
Doch dass es sich bei einem Abzug freilich keineswegs, wie immer 
wieder gebetsmühlenhaft proklamiert, um einen nationalen Allein-
gang handeln würde, zeigen die Niederlande, die ihr Streitkräf-
tekontingent bereits 2010 nahezu komplett abgezogen haben. 
Auch Polen hat den baldigen Abzug seiner Truppen angekündigt. 
Doch für die Bundesregierung ist das Thema weiterhin tabu. Und 
auch der hochgeschätzte Elder Statesman Helmut Schmidt stellt 
zwar kategorisch fest: „Dieser Krieg ist nicht zu gewinnen“, um 
daran jedoch statt der zwingenden Forderung, dieses aussichtslose 
Schlachten unverzüglich zu beenden und die deutschen Soldaten 

15	 Vgl. o.A. (AFP/dpa/jm): Washington zweifelt am Sinn eigener Drohnenangriffe. In: Welt Online, 21. 
Februar 2011. http://www.welt.de/politik/ausland/article12604013/Washington-zweifelt-am-Sinn-
eigener-Drohnenangriffe.html.

16	 Rosen, Nir: How We Lost the War We Won, in: Rolling Stone, Issue 1064 – October 30, 2008. http://www.
rollingstone.com/news/story/23612315/how we lost the war we won.
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heimzuholen, sein Postulat zu knüpfen: „Aber einen Abzug aus 
Afghanistan kann es nur mit den Amerikanern geben“, denn: 
„Deutschland darf sich nicht isolieren.“17

Abzug nicht in Sicht

Exakt unter dieser Prämisse sind die vagen Ankündigungen der 
Bundesregierung hinsichtlich einer möglicherweise – „wenn die 
Lage es erlaubt“ – in diesem Jahr beginnenden Verringerung der 
deutschen Kampftruppen am Hindukusch zu bewerten.18 Im 
jüngsten Antrag der Bundesregierung zur Fortsetzung der Beteili-
gung bewaffneter deutscher Streitkräfte am ISAF-Einsatz in Afgha-
nistan heißt es im Hinblick auf den sogenannten „Inteqal-Prozeß“ 
wörtlich: „Der mit der Summe dieser Maßnahmen mögliche 
Beginn der Übergabe in Verantwortung ist nicht gleichzusetzen 
mit dem Abzug der internationalen Sicherheitskräfte, er erlaubt 
allenfalls deren allmähliche Verringerung in bestimmten Bereichen 
[…] Erst wenn die afghanischen Kräfte die Sicherheitslage tatsäch-
lich beherrschen können, wird abhängig vom Erfolg der Übergabe 
eine Reduzierung der internationalen Präsenz möglich. Diese 
‚Übergabedividende‘ soll zunächst in die Vorbereitung noch nicht 
übergabereifer Gebiete im Verantwortungsbereich der jeweiligen 
Führungsnationen reinvestiert werden, um damit die Lageentwick-
lung dort zielgerichtet zu beeinflussen.“19 Im Klartext heißt das, 
dass vor jedem Abzug von Kräften der Bundeswehr diese zunächst 
in jene Gegenden Afghanistan verlegt werden sollen, in denen 
noch kein befriedigender Sicherheitsstatus erreicht worden ist, 
um dort den afghanischen Widerstand niederzukämpfen. Damit 
hält sich die Bundesregierung strikt an die von NATO-General-
sekretär Anders Fog Rasmussen verkündete Marschrichtung, 
der im Sommer 2010 auf der Friedenskonferenz in Kabul hatte 
verlauten lassen: „Our mission will end when – but only when – 
the Afghans are able to maintain security on their own […] transi-
tion will be based on conditions, not calendars.“20 Es darf also auch 
17	 Schmidt, Helmut: Dieser Krieg ist nicht zu gewinnen. Aber einen Abzug aus Afghanistan kann es nur mit 

den Amerikanern geben. Deutschland darf sich nicht isolieren. In: Die Zeit, Nr. 5, 28. Januar 2010, S. 3.
18	 Vgl. Winkelmann, Ulrike: Trügerische Zahlen. Afghanistan. Es klingt so deutlich: Beginn des Abzugs im Jahr 

2011, Ende des Einsatzes 2014. In Wirklichkeit ist vieles offen. In: Der Freitag, Nr. 50, 16. Dezember 2010, S. 5.
19	 Deutscher Bundestag (Hrsg.): Antrag der Bundesregierung Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 

deutscher Streitkräfte an dem Einsatz der Internationalen Sicherheitsunterstützungstruppe in Afgha-
nistan (International Security Assistance Force, ISAF) unter Führung der NATO auf Grundlage der Reso-
lutionen 1386 (2001) und folgender Resolutionen, zuletzt Resolution 1943 (2010) des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen, Drucksache 17/4402 13. 01. 2011, Berlin 2011, S. 5f. http://dipbt.bundestag.de/
dip21/btd/17/044/1704402.pdf.

20	 Rasmussen, Anders Fog: Speech by NATO Secretary General Anders Fogh Rasmussen at the Kabul Con-
ference, 19 July 2010. http://www.nato.int/cps/en/natolive/opinions_65024.htm.



54 WeltTrends Papiere | 16

die nächsten Jahre mit deutscher Beteiligung weiterhin gründlich 
krepiert21 und tüchtig gemordet22 werden am fernen Hindukusch.

„Sieg“ nicht in Sicht

Dabei verweisen selbst konservative und extrem NATO-loyale 
Analysten, wie der schon genannte Lothar Rühl darauf, dass keinerlei 
militärische Siegaussichten existieren und dass folglich „der strategische 
Rückzug der internationalen Truppen aus Afghanistan in den nächsten 
Jahren unvermeidlich ist.“23 In exakt dieser Einsicht dürfte auch der 
Grund dafür liegen, dass Hamid Karzai zu Ostern 2010 auf deutliche 
Distanz zu seinen westlichen Verbündeten gegangen ist, als er deren 
Truppen als „Eindringlinge“ bezeichnete und davor warnte, dass die 
„Einmischung des Westens […] dazu führen [könne][…] dass die 
afghanische Bevölkerung die Taliban als eine legitime ‚nationale Wider-
standsbewegung‘ betrachte.“24 Vieles spricht dafür, dass der afghanische 
Präsident versucht, sich mit den Mächtigen von Morgen arrangieren, 
wenn er seinen amerikanischen Schutzherren Mitwirkung am Wahlbe-
trug vorhält und ihnen gleichzeitig vorwirft, seine Bemühungen, mit 
den Taleban Frieden zu schließen, zu sabotieren, zudem drohte, Offen-
siven der internationalen Truppen gegen die Aufständischen im Süden 
seines Landes zu blockieren und sogar wortwörtlich warnte: „Wenn 
ihr und die internationale Gemeinschaft noch mehr Druck auf mich 
ausübt, dann schließe ich mich, ich schwöre es, den Taliban an!“25

Reinfall Afghanistan-Strategie

Betrachtet man indes die im vergangenen Jahr zunächst mit Verve 
verkündete modifizierte Afghanistan-Strategie der NATO sowie die 
im Laufe diverser Konferenzen gefassten Beschlüsse zum sogenannten 
Übergabe-Prozess, so spricht eher wenig dafür, dass am Hindukusch 
nunmehr die große Wende zum Guten bevorsteht.

21	 Die auf dem Schlachtfeld jämmerlich verreckten Handwerker des Krieges, umrankt von heuchlerischen 
Phrasen um Ehre und Heldentod, zu „Gefallenen“ zu stilisieren, charakterisierte schon immer den 
zynischen Euphemismus derer, die mitunter gar Horaz – „dulce et decorum est pro patria mori“ – im 
Original(!) lesend, andere zum Töten und zum Sterben auf die Schlachtfelder schicken.

22	 Ignaz Wrobel, alias Kurt Tucholsky, schreibt in der Weltbühnevom 9. Februar 1932 über einen Brief 
seines Vaters Alex, in dem zu lesen ist: „Krieg heißt doch schließlich auf Deutsch privilegierter Mord.“ 
Vgl. Soldenhoff, Richard von (Hrsg.): Kurt Tucholsky. Unser Militär! Schriften gegen Krieg und Militaris-
mus, Frankfurt am Main 1982, S. 457.

23	 Rühl, Lothar: Ohne gute Optionen. Die Schwierigkeiten einer Konfliktbeendigung in Afghanistan. In: Frank-
furter Allgemeine Zeitung, Nr. 17, 21. Januar 2010, S. 10. http://cfaz.gbi.de/webcgi?START=A60&DOKV_
DB=faz&DOKV_NO=FD1201001212561469&DOKV_HS=0&ZG_PORTAL=FAZ_A-Z.

24	 Nass, Matthias: Ein schöner Freund. Sterben für Afghanistan? Wer kann das von unseren Soldaten ver-
langen, wenn sich Kabuls Präsident vom Westen absetzt? In: Die Zeit, Nr. 15, 8. April 2010, S. 1. http://
www.zeit.de/2010/15/01-Bundeswehr-Afghanistan.

25	 Vgl. Ebenda.
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Erstens lässt der in Oslo gekürte Friedensfürst Obama die aus 
fernab des Kriegsschauplatzes in den USA gelegenen, unangreifbaren 
Gefechtsständen gesteuerten feigen und verheerenden US-Drohnen-
angriffe der CIA auf Pakistan, denen unbeteiligte Zivilisten in großer 
Zahl zum Opfer fallen, mit gesteigerter Intensität fortführen.

Zweitens bedeuten die vollmundig erteilten Zusagen für mehr 
finanzielle Hilfen für den zivilen Aufbau noch längst nicht, dass die 
Mittel auch wirklich fließen werden oder überhaupt in sinnvolle 
und erfolgversprechende Entwicklungsprojekte investiert werden 
können, solange die westlichen Besatzungsmächte unbeirrt ihren 
unsinnigen „Krieg gegen den Terror“ weiterführen.26 Zudem wird 
auch durch die jüngsten Entscheidungen die deutliche Schieflage 
zwischen dem Ressourcenaufwand für den militärischen und den 
zivilen Sektor nicht durchgreifend korrigiert.27

Drittens bleibt die unhaltbare strategische Zwangslage, in der Pakis-
tan sich zwischen Afghanistan im Westen und Indien im Osten gefan-
gen sieht, bestehen. Dieses „Sandwich-Dilemma“ resultiert aus dem 
existenziellen Konflikt, in dem sich das Land seit seiner Gründung 
mit der nuklearen Großmacht Indien befindet und dessen sicht-
barster Ausdruck der in drei Kriegen ausgetragene, indes weiterhin 
ungelöst schwelende Streit um Kaschmir bildet. Aus Sicht der pakista-
nischen Generalität, die ihr Land ohnehin an seiner „Ostfront“ einer 
permanenten Bedrohung ausgesetzt sieht, muss das in den letzten 
Jahren intensivierte indische Engagement in Afghanistan alarmie-
rend wirken. Dort, sozusagen im Rücken Pakistans, spannte Indien 
nämlich nicht nur ein Netzwerk von Residenzen seines Geheimdiens-
tes RAW28, von wo aus unter anderem separatistische Aufständische 
in der pakistanischen Provinz Belutschistan unterstützt und Angriffe 

26	 So merkt die deutsche Afghanistanexpertin Citha Maaß von der Stiftung Wissenschaft und Politik (swp) 
im Hinblick auf den verstärkten Zufluss ziviler Hilfsgelder an: „Nein, ich bin dagegen, dass die zivile Hilfe 
derart hochgefahren wird. Wir haben längst das Problem, dass die Mittel nicht mehr gesteuert, sondern 
in die falschen Taschen abfließen und die Korruption eher noch verstärken“; vgl. Winkelmann, Ulrike: 
„Die deutsche Hilfe wird nicht gebraucht“. Afghanistaneinsatz. Die Regierungsberaterin Citha Maaß 
meint, dass es für die Deutschen in Afghanistan nichts mehr zu tun gibt, weder militärisch noch zivil. In: 
Die tageszeitung, 17. März 2010. http://www.taz.de/1/archiv/digitaz/artikel/?ressort=sw&dig=2010%2F
03%2F17%2Fa0002&cHash=1642d88fbd.

27	 Nach Angaben der Bundesregierung werden sich die einsatzbedingten Zusatzausgaben für die Fort-
setzung der deutschen Beteiligung am Einsatz der Internationalen Sicherheitsunterstützungstruppe 
in Afghanistan (International Security Assistance Force, ISAF) sich für den Zeitraum 1. März 2011 bis 
31. Januar 2012 auf insgesamt 1,0609 Mrd. Euro belaufen, während die Mittel für Wiederaufbau und 
Entwicklung in Afghanistan weniger als die Hälfte, nämlich jährlich 430 Mio. Euro bis zum Jahr 2013, 
betragen; vgl. Deutscher Bundestag (Hrsg.): Antrag der Bundesregierung Fortsetzung der Beteiligung 
bewaffneter deutscher Streitkräfte an dem Einsatz der Internationalen Sicherheitsunterstützungstruppe 
in Afghanistan, a.a.O., S. 4 und 6. http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/044/1704402.pdf.

28	 Offiziell werden diese als „Konsulate“ und „Information Center“ bezeichnet; vgl. hierzu Chaudhry, Kiren 
Aziz: Dis(re)membering \pä-ki-‘stän\,. In: Informed Comment, Berkeley, University of California, January 
18, 2010. http://www.juancole.com/2010/04/chaudhry-disremembering-pa-ki-‘stan.html.
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auf Ziele in Pakistan gesteuert werden, sondern es lässt seine Militär-
berater auch die afghanischen Streitkräfte (ANA) ausbilden und 
investiert darüber hinaus bemerkenswerte Summen in den Wieder-
aufbau und die Entwicklung des zentralasiatischen Landes. Zu diesem 
Behufe kooperiert es vornehmlich mit jenen Kräften der Nordallianz, 
welche die USA 2001 an die Macht gebombt und dabei zugleich das 
vom pakistanischen Geheimdienst ISI und dem Militär unterstützte 
paschtunische Taleban-Regime, das als Sachwalter der strategischen 
Interessen Pakistans fungierte, beseitigt hatten. Es vermag daher nicht 
zu verwundern, dass Islamabad das zunehmend mit Indien verban-
delte Regime in Kabul mit dem Aufbau einer „Westfront“ assoziiert. 
Die daraus entspringende erstrangige Bedrohung seiner strategischen 
Interessen hat dann zu Konsequenz, dass der Geheimdienst ISI getreu 
der Devise „Der Feind meines Feindes ist mein Freund“ nach Kräften 
den afghanischen Widerstand unterstützt. Dieser Widerstand, gebil-
det vorwiegend aus den Taleban, dem Haqqani-Netzwerk und den 
Kämpfern Gulbuddin Hekmatyars, rekrutiert sich vor allem aus den 
beiderseits der afghanisch-pakistanischen Grenze29 beheimateten 
Paschtunen. Aus Sicht der pakistanischen Militärs besteht das Fatale 
dieser Konstellation darin, dass sie einerseits den Kampf der afgha-
nischen Widerständler gegen die internationalen Besatzungstrup
pen unterstützen müssen, damit in Kabul wieder jene Kräfte an die 
Macht gelangen können, die für ein Bündnis gegen Indien taugen.30 

29	 Die 2.640 Kilometer lange Grenze zwischen Afghanistan und Pakistan stellt in diesem Kontext ein 
besonderes Problem dar, weil sie mitten durch den Lebensraum von 40 Millionen Paschtunen verläuft, 
die entlang dieser Linie in 65 Stämmen leben. Tagtäglich wird diese Grenze von etwa 200.000 dieser 
Menschen überquert (The News International, 26. Februar 2009). Völkerrechtlich betrachtet existiert sie 
seit 1992 eigentlich nicht mehr, denn sie basiert auf der sogenannten „Durand-Line“, die in einer anno 
1893 zwischen dem russischen Zarenreich und dem British Empire geschlossenen Vereinbarung für 
eine Dauer von 99 Jahren festgelegt worden war. Mehr und mehr entwickelt sich somit der sogenannte 
Anti-Terror-Kampf von ISAF und OEF im Süden und Osten Afghanistans zu einem klassischen Kolonial-
krieg gegen das Freiheitsstreben des paschtunischen Volkes.

30	 Der ehemalige ISI-Chef Generalleutnant Asad M. Durrani gab in diesem Kontext zu Protokoll: „Natürlich 
versucht man, mit allen Kräften des Widerstandes und insbesondere den Taliban, seit diese 1995 in Afgha-
nistan an die Macht gekommen waren, Kontakt zu halten. Zweitens aber wäre ich persönlich sehr dankbar 
dafür, wenn der ISI den afghanischen Widerstand unterstützen würde. Denn nur, wenn der afghanische 
Widerstand – die sogenannten Neuen Taliban, das sind nicht die »Mullah-Omar-Taliban« – stark genug 
bleibt, nur dann existiert eine Möglichkeit, dass sich die fremden Truppen aus Afghanistan zurückziehen; ande-
renfalls bleiben sie dort […] Auch wenn das seit 2001 nicht mehr der offiziellen Haltung der pakistanische 
Regierung entspricht, so führen die Taliban in Afghanistan, die gegen die Besatzung Selbstverteidigung üben, 
meiner Meinung nach unseren Krieg, und zwar in dem Sinne, dass, wenn sie Erfolg haben, die fremden 
Truppen abziehen. Wenn sie aber scheitern und wenn Afghanistan unter Fremdherrschaft bleibt, werden 
wir weiter Probleme haben. Zweitens: Wenn sich die NATO, die stärkste Militärmacht der Welt, wegen öko-
nomischer und geopolitischer Interessen – denken Sie an das sogenannte New Great Game – praktisch 
an der pakistanischen Grenze festsetzt, dann erzeugt das in Pakistan enormes Unbehagen“; Rose, Jürgen 
(Interviewer): „Die Besatzer sind Teil des Problems“. Nüchterne Bestandsaufnahme in Pakistan: Erst wenn 
die Taliban stark genug sind, werden die fremden Truppen aus Afghanistan abziehen. Ein Gespräch mit 
Asad M. Durrani. In: junge Welt, 10. September 2009, S. 3. http://www.jungewelt.de/2009/09-10/021.php.
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Dies setzt indes zwingend den Abzug der fremden Besatzer voraus. 
Andererseits jedoch sieht sich Pakistan, um noch umfassendere 
militärische Interventionen der US-Streitkräfte auf pakistanischem 
Territorium zu verhindern, als sie Drohnenkrieg und Kommando-
aktionen der Special Forces derzeit ohnehin schon darstellen, sowie 
als Verbündeter der USA im sogenannten „Krieg gegen den Terror“ 
gezwungen, immer wieder auch selbst militärisch gegen die Aufstän-
dischen vorzugehen.

Menetekel von Saigon

Dieses Konfliktgemenge bietet die tödliche Gewähr dafür, dass der 
Krieg am Hindukusch solange weitertoben wird, wie die westli-
chen Besatzungstruppen im Lande bleiben und der existenzielle 
pakistanisch-indische Konflikt nicht gelöst wird.

Und schließlich sollte ein Blick zurück in die Geschichte alle 
bellizistischen Schönfärber Lügen strafen. Denn schon Anfang der 
siebziger Jahre des letzten Jahrhunderts ist in Südvietnam grundle-
gend mißlungen, was nun erneut am Hindukusch versucht werden 
soll. Die Ausbildung von kampfkräftigen und vor allem auch zum 
Kampf motivierten einheimischen Streitkräften durch ausländische 
Militärinstrukteure unter den Bedingungen des Krieges ist dortzu-
lande ebenso kläglich gescheitert wie das parallel dazu betriebene 
Nation Building á la USA. Das Menetekel von Saigon sollte nicht 
nur dem als „Bürgermeister von Kabul“ apostrophierten Hamid 
Karzai, sondern auch allen siegerpichten politischen Maulhelden 
und Militärschranzen der NATO eindringliche Warnung sein.
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1.7. Den Krieg beenden, den Konflikt politisch regeln 
Überlegungen ehemaliger deutscher Botschafter zu einer Regelung 
des Afghanistankonflikts

Die jüngste Afghanistankonferenz in London bedeutet für 
die NATO eine Zäsur: Sie ist das Eingeständnis der Mili-

tärallianz des Westens, dass sie die erste, wirklich große mili-
tärische Operation ihrer Geschichte nicht gewinnen kann. In 
vielen Teilen der Welt, insbesondere in der islamischen, wurde 
das längst vor London verstanden. Ihre Erkenntnis ist von 
größter Tragweite: Volksgestützter Widerstand kann NATO-
Militärinterventionen Grenzen setzten. Im afghanischen Fall 
sind das Taliban, Stämme und Glaubenskrieger.

Den NATO-Staaten ging es nun in London in erster Linie 
darum, ihren politischen Gesichtsverlust zu begrenzen und 
ihr Absetzen aus dem aussichtslosen Kriegszug in Afghanistan 
als eine „neue“ Strategie zu verkaufen. Sie riskieren sogar, ihr 
eigentliches Ziel nicht zu erreichen: Taliban, al-Qaida sowie den 
extremistischen „Dschihad“ militärisch zu vernichten. Folglich 
haben sie mit ihren militaristischen Strategien keine Regelung 
der Probleme bewirken können. Diese Strategien nun durch 
halbherziges Integrieren politisch-diplomatischer Akzente zu 
optimieren, bringt in Afghanistan keinen Durchbruch. Weder 
will die NATO den Kriegsweg schnellstens verlassen, noch die 
innerafghanischen und äußeren Dimensionen jenes kriege-
rischen Konflikts zu ihrer zivilen politischen Regelung in die 
Hände der Vereinten Nationen übergeben.

In diesem Kontext fordern wir als Botschafter a. D. der auswär-
tigen Dienste der ehemals beiden deutschen Staaten, den Krieg 
in Afghanistan zu beenden und den Weg für einen sofortigen 
Übergang zu einer politisch-diplomatischen Regelung des 
Konflikts frei zu machen. Eine solche Regelung ist sowohl für 
seine innerafghanische Dimension als auch seine äußere – den 
kriegerischen Konflikt mit immer größer werdenden Teilen der 
afghanischen Gesellschaft – zu finden.
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Unsere Aufforderung begründen wir wie folgt:

1. Sämtliche Argumente, die der UNO-Mandatsträger bereits in 
den vergangenen acht Jahren zum Rechtfertigen der Verlän-
gerung seiner militärischen Präsenz in Afghanistan ins Feld 
führte, sind gescheitert. Die Priorität militärischer Mittel 
hat das Ziel verfehlt, Frieden, Stabilität und Entwicklung in 
Afghanistan zu erreichen.

2. Der jetzt erklärte Strategiewechsel einer „Afghanisierung des 
Krieges“ gegen die Aufständischen ist zynisch, weil ihn die afghani-
sche Armee ebenso wenig wie die NATO gewinnen kann. Es kann 
keine starken afghanischen Streitkräfte ohne eine starke afgha-
nische Zentralmacht geben. Deren Schwäche ist unumstritten. 
Dieser Zustand wird so lange erhalten bleiben, wie eine demokra-
tische Regelung der ethno-politischen Widersprüche in Afgha-
nistan und ihrer Kernfrage – der nach dem Verhältnis zwischen 
der Zentralmacht und den anderen regionalen und nationalen 
Zentren – nicht erreicht ist. Gerade diese Kernfrage beließ der 
UNO-Mandatsträger jedoch ungeregelt. Die Installation Karsais 
durch den Westen hat die Lösung weiter kompliziert.

3. Der zunehmende militärische Erfolg der Taliban sowie einer 
wachsenden Zahl weiterer Widerstandsgruppen wäre ohne 
stärker werdende Unterstützung aus der Gesellschaft nicht 
möglich. Es reicht heute nicht mehr aus, die Verantwortung 
für die extrem schlechte Situation in Afghanistan allein bei 
Warlords, ethnischen Rivalitäten, Opium oder islamistischem 
Extremismus zu suchen. Die entstandene Situation ist Ergebnis 
einer Strategie, die die Schlüsselfragen einer Regelung für Afgha-
nistan umgeht: Was ist zu tun, um in Afghanistan schnellstens 
den Kriegsweg zu verlassen und weiteres Sterben, darunter auch 
deutscher Soldaten, zu beenden? Wie kann geholfen werden, 
dass die afghanischen Völker zu innerem Frieden finden?

4. Die Afghanistanpolitik der UNO-Mandatsträger ist Teil einer 
Strategie, die in der Auseinandersetzung mit dem islamisti-
schen Extremismus und seinen Ursachen das Schwergewicht 
auf militärische Mittel legt. Der Verzicht auf politisch-diploma-
tische Prävention wurde in Afghanistan selbst noch zu einer Zeit 
beibehalten, da die Taliban als militärischer Faktor als weitgehend 

Weiterlesen:
NATO in der Sinnkrise
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ausgeschaltet galten. Nach Irak führte diese Strategie auch in 
Afghanistan in eine militärische, politische und humanitäre Katas-
trophe. Bereits im Februar 2005 warnten 29 deutsche Botschafter 
a. D. gegenüber dem Präsidenten des Europäischen Parlaments, 
dass eine solche Strategie keine Regelung der Probleme bewirkt. 
Auch heute wird eine militärische Aufstockung dazu geeignet sein, 
die Feindschaft in islamischen Staaten und Gesellschaften gegen 
den „Westen“ weiter anzufachen und Extremisten zu Gegenof-
fensiven in ihrem deklarierten „Dschihad“ zu provozieren.

5. Der jetzige Träger des UNO-Mandats hat sich in Afghanistan 
selbst so tief in den innerafghanischen Konflikt verwickelt, dass 
er Teil der Probleme geworden ist. Er ist als westliche Militäral-
lianz in erster Linie auch den Interessen des Westens verpflichtet 
und damit zur Wahrnehmung der neutralen Pflichten von Peace 
Building untauglich. Daher bleibt nur eine Alternative: radikal 
einen Zustand zu beenden, in der die Gewalt selbst Ursache 
und Motor ständiger Eskalation des Krieges geworden ist. Der 
Afghanistankrieg muss durch einen entschlossenen Übergang 
zu einer friedlichen Regelung über die Einleitung eines inner
afghanischen Regelungs- und Friedensprozesses beendet werden.

Von diesen Bewertungen ausgehend, unterbreiten wir folgende 
Überlegungen für den Übergang zu einer friedlichen Regelung 
des Afghanistankonflikts durch Einleitung eines innerafghani-
schen Regelungs- und Friedensprozesses:

I. Der Übergang zu einer friedlichen Regelung ist an folgenden 
Zielen und Kriterien zu messen:

1. an humanitären: Beendigung der Kampfhandlungen, Schutz 
der Zivilbevölkerung, Eindämmung von Flüchtlingsströmen.

2. an friedensstiftenden: schnellstmögliche Rückkehr zu fried-
lichen Bedingungen im Land durch das Schaffen eines 
Gesprächsformats für die Beendigung aller Kampfhand-
lungen, die Aufnahme von Friedensverhandlungen und die 
Regelung der Konfliktursachen.

3. an sicherheitspolitischen: Verhütung einer weiteren regionalen 
Ausweitung des Konflikts. Dazu müssen die Nachbarstaaten 
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von vornherein in die Konfliktbearbeitung einbezogen 
werden. Erst der Beweis der Bereitschaft zu einer friedlichen 
Regelung in Afghanistan wird die Tür zu einer solchen auch 
in Richtung Pakistan öffnen.

II. Die universelle Verantwortlichkeit der Vereinten Nationen für 
die internationale Sicherheit gilt es im Fall Afghanistan wieder-
herzustellen. Eine Überprüfung des jetzigen ISAF-Mandats 
durch die Vereinten Nationen ist angesichts des Scheiterns 
aller bisherigen Instrumente des gegenwärtigen Mandatsträ-
gers unumgänglich. Ein neuer UNO-Mandatsentwurf sollte 
die Vereinten Nationen in die Verantwortung als Hauptträgerin 
internationaler, regionaler und nationaler Bemühungen um eine 
Afghanistanregelung zurückführen. Als zentral für einen neuen 
Mandatsentwurf gilt eine demokratische Regelung der ethno-
politischen Widersprüche in Afghanistan und des Verhältnisses 
zwischen der Zentralmacht und den anderen regionalen Zentren.

Unumgänglich für die Stabilisierung der Lage ist die Erweite-
rung des regionalen Kontextes einer Regelung des Afghanistan-
konflikts. Für die militärische Sicherung eines Friedensprozesses 
könnte das Potenzial benachbarter Staaten Zentralasiens, des 
Irans, Pakistans, Russlands, Chinas, Indiens, der Shanghai 
Cooperation Organisation sowie arabischer Staaten der Islamic 
Conference Organisation nutzbar gemacht werden.

III. Ein innerafghanischer politischer Verhandlungsprozess als 
Rahmen zur Erzielung einer win-win-Konstellation für alle 
politischen, ethnischen und religiösen Kräfte Afghanistans ist 
einzuleiten. Dabei dürfen radikale Kräfte nicht ausgeschlossen 
werden, denn sie sind ein zentrales Element der Probleme. 
Die Verhandlungen müssen ohne Vorbedingungen beginnen. 
Wenn die Taliban und andere Widerstandsgruppen den Abzug 
der ausländischen Streitkräfte fordern, so sollte im Interesse 
der Dringlichkeit und Unaufschiebbarkeit der Friedensfrage in 
Afghanistan darauf eingegangen werden. Seitens der jetzigen 
externen Streitmächte könnten eine Bereitschaftserklärung 
zum Abzug aus Afghanistan und die Vorlage eines mit dem 
UNO-Generalsekretär abgestimmten Zeitplans eine fördernde 
Rolle spielen. Bei gutem Willen aller Seiten lassen sich dafür 
entsprechende Modalitäten erarbeiten und vermittelnde 
Verhandlungsformate finden – unterstellt, dass sich eine solche 
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Forderung auf den Abzug von ISAF (NATO) und den US-Streit-
kräften bezieht, nicht aber auf einen friedensunterstützenden 
Einsatz von Streitkräften neutraler Staaten unter UNO-Mandat 
für die militärische Absicherung eines Regelungsprozesses.

IV. Schließlich geht es um Überlegungen zum Einstieg in einen 
innerafghanischen Verhandlungsprozess. Dessen Inhalt müssten 
die afghanischen Seiten gemeinsam mit der UNO erarbeiten. 
Dabei geht es u. a. um die
– Erarbeitung von Prinzipien und Mechanismen einer inneren 

Stabilisierung;
– militärische Fragen, wie Waffenstillstand, Überwachung, 

Charakter der Streitkräfte;
– Zukunft des Staatsaufbaus und des politischen Systems;
– Wiederherstellung der Wirtschaft;
– Umgang mit Kriegsverbrechen;
– Mandat und Zusammensetzung einer internationalen 

Kontaktgruppe.

V. Entfeindung des Verhältnisses zwischen dem Westen und 
islamischen Gesellschaften der Region.
Ihre Bereitschaft zu einer sofortigen Aufnahme von Gesprächen 
über eine friedliche Regelung des Afghanistankonflikts sollte die 
EU mit einer Erklärung an die islamischen Völker untermauern, 
in der ein Paradigmenwechsel erklärt wird. Es wäre zu verdeutli-
chen, dass dies eine Politik bedeutet, die die Integrität der Zivili-
sation des anderen respektiert, die Unterschiedlichkeit seiner 
Gesellschaften und ihrer politischen Systeme anerkennt und das 
Recht auf einen selbstbestimmten Entwicklungsweg, darunter 
einen sich am Islam orientierenden, akzeptiert. Es geht um ein 
solches Verhältnis zu den islamischen Nachbarregionen, das 
langfristig zu einem Modus Vivendi friedlicher Koexistenz und 
Zusammenarbeit führt. Ein solcher Paradigmenwechsel könnte 
der Einstieg in die notwendige Vertrauensbildung sein, um die 
tiefe antiwestliche Stimmung in dieser Region abzubauen.

Diplomaten für den Frieden mit der islamischen Welt

Eine Initiative von den Botschaftern a. D. Dr. Jürgen Hellner, 
Heinz Knobbe, Günter Mauersberger, Peter Mende, Freimut 
Seidel, Dr. Arne C. Seifert, Dr. Heinz-Dieter Winter.
Kontakt: A.u.P.Seifert@t-online.de
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1.8. Abzug, um zu bleiben: 
Nachdenken in den USA über den strategischen Sieg
Arne C. Seifert

Die NATO und mit ihr die Bundesregierung trachten danach, die 
kritische Öffentlichkeit in Sachen ihres Afghanistan-Kriegs zu 

beschwichtigen. Der Rückzug der deutschen Truppen sei beschlossen. 
Er beginne bereits in diesem Jahr – wenn die Umstände es erlauben. 
Es sind jene „Wenn“ und „Umstände“, die misstrauisch machen und 
beunruhigen müssen. Denn zu den „Umständen“ sind nicht nur die 
inneren afghanischen zu rechnen, sondern auch die äußeren. Letztere 
liegen weitgehend in den Händen desjenigen, der noch nicht abgezogen 
ist und dessen Truppen in Afghanistan stehen.

Bislang erhalten die NATO und die Bundesregierung essenzielle äußere 
Grundlagen ihres Kriegseinsatzes in Afghanistan aufrecht. Weder ist der 
Beistandsfall nach Art. 5 des NATO-Vertrags ausgesetzt, der die NATO 
nach Afghanistan führte, noch hat die sie beim VN-Sicherheitsrat die 
Einstellung der Maßnahmen des Beistandsfalls beantragt, wie es Absatz 2 
des Art.5 vorsieht: „Die Maßnahmen sind einzustellen, sobald der Sicher-
heitsrat diejenigen Schritte unternommen hat, die notwendig sind, um den 
internationalen Frieden und die internationale Sicherheit wiederherzustel-
len und zu erhalten.“1 „Wenn“ es die Bundesregierung mit ihren Verspre-
chungen ernst meinen würde, warum initiiert sie dann nicht Schritte nach 
Art.5/Abs.2 NATO-Vertrag? Sie sitzt doch als nichtständiges Mitglied im 
Sicherheitsrat. Vielleicht weil sie einschätzt, dass eine solche Initiative auf 
den Verlust des NATO/ISAF-Mandats hinausliefe und die NATO nach 
dem von ihr angerichteten militärischen, politischen und humanitären 
Desaster sich kein weiteres zu organisieren vermag, wie 2001? Wozu am 
alten Mandat festhalten, wenn man abzuziehen beabsichtigt? Oder will 
man dem Ruf des Verbündeten USA folgen, in Afghanistan zu bleiben? 
Im Rahmen einer andersartig formulierten Interventionsversion?

Plan B für Afghanistan

In dieser Richtung liegen aus Washington Signale vor, die ernst genommen 
werden sollten. Unter US-Sicherheitsexperten läuft zurzeit eine intensive 
Diskussion darüber, wie ein Verbleiben der USA und ihrer Verbündeten 
in Afghanistan nach 2014 sichergestellt werden kann. Offensichtlich 
laufen diese Erörterungen auf einen Wechsel vom primär militärischen 
Afghanistan-Szenario zu einem gemischt politisch-militärischen hinaus. 

1	 Nordatlantikvertrag vom 4.4.1949, Art.5. Völkerrechtliche Verträge. 8.Auflage. Beck-Texte, 1999, S. 43. 

Arne C. Seifert, geb. 1937,
Botschafter a. D., Verband 
für Internationale Politik 
und Völkerrecht.
A.u.P.Seifert@t-online.de
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Das strategische Ziel besteht darin, den USA eine langfristige Präsenz und 
Hegemonieprojektion in Afghanistan und von dort aus in die angren-
zenden Regionen zu ermöglichen. Anders gesagt, was die USA auf militä-
rischem Wege bisher nicht erreichen können, beabsichtigen sie, nunmehr 
„andersherum“ zu erreichen: Nämlich mit einem Wandel ihrer Taktik in 
Richtung State Building, „ziviler Aufbau“, ja sogar einer Teilung Afgha-
nistans entlang seiner ethnischen Bruchlinien in einen paschtunischen 
Osten und Süden, sowie einen tadschikischen, usbekischen, hazarischen 
Norden und Westen sowie eine Kernregion um Kabul.

Die Stichworte jener Diskussion lauten „Plan B“ für Afghanistan, „Wie 
der Krieg doch noch gewonnen werden kann“, „Finish the Job“ und „Withdraw 
in order to stay“. In dieser Diskussion führen prominente US-Politiker und 
Diplomaten das Wort, darunter  Robert D. Blackwill vom Council of 
Foreign Relations und früherer Botschafter in Indien, Paul D. Miller von 
der National Defense University und früherer Direktor für Afghanistan im 
US-National Security Council unter George W. Bush und Barack Obama 
von September 2007 bis November 2009. Folgendes Szenario wird 
gedacht, das mit Originalzitaten nachgezeichnet wird: „Ein Sieg ist doch 
noch möglich, wenn den Truppen und ihren zivilen Partnern ausreichend 
Zeit gegeben wird, um ihre Mission zu vollenden“; „Zeit ist die wichtigste 
Ressource, welche die USA (in Afghanistan, A.S.) brauchen, nicht mehr 
Truppen“; „Obama sollte ISAF die Zeit lassen“, welche sie benötigt, 
um die „Schwäche der afghanischen. Regierung“ zu beheben, welche 
die „wichtigste strategische Bedrohung ist“; Letzteres erfordere, dass die 
„Obama-Regierung ein dramatisch anspruchsvolleres Capacity Building-
Programm auflegt und dieses mit einer kraftvoll verstärkten zivilen Präsenz 
in der afghanischen Verwaltung und im Rechtssystem beginnt.“2

Langfriste Kampfmission

Weil also ein Sieg doch noch möglich sei, solle, so Blackwill, „die 
US-Regierung aufhören, über Exit-Strategien zu reden, sondern 
die USA auf die Übernahme einer langfristigen Kampfmission von 
35.000 bis 40.000 Mann orientieren“; Da „Washington sich damit zu 
arrangieren hat, dass die Taliban den größten Teil des paschtunischen 
Ostens und Südens unvermeidbar kontrollieren werden“, wird in der 
Diskussion auf eine Doppelstrategie orientiert, der zufolge die „USA 
und ihre afghanischen sowie ausländischen Partner eine umfassende 
Antiterrorismus-Strategie in Paschtu-Afghanistan und eine Nation-
Building-Strategie im Rest des Landes starten, der sie sich mindestens 
für die nächsten sieben bis zehn Jahre verpflichten“; „Eine de-facto-
Teilung (Afghanistans, A.S.) bietet der Obama-Administration die 
beste Alternative zu einer strategischen Niederlage.“3

2	 Miller, Paul D.: How the War in Afghanistan Can Be Won. In: Foreign Affairs, January / February 2011, S. 52, 61, 65. 
3	 Blackwill, Robert D.: Plan B in Afghanistan. In: Foreign Affairs, January / February 2011, S. 44. 
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Der Präsident Obama empfohlene „Plan B“ sieht vor: „Die USA und 
ihre Verbündeten ziehen ihre Bodenkampftruppen über mehrere Monate 
hinweg vom größten Teil Paschtu-Afghanistans ab, einschließlich Kanda-
har. ISAF beendet die Kampfhandlungen in den Bergen, Schluchten 
und städtischen Gebieten Süd- und Ost-Afghanistans […] Gleichzeitig 
konzentriert Washington seine Kräfte auf die Verteidigung der von Pasch-
tunen nicht dominierten Bereiche im Norden und Westen Afghanistans, 
einschließlich Kabul. Den afghanischen Taliban wird ein Modus Vivendi 
angeboten, in dem beide Seiten übereinkommen, das von ihnen jeweils 
kontrollierte Gebiet nicht zu erweitern […] Washington bezieht in dieses 
Unternehmen Tadschiken, Usbeken, Hazaras und unterstützungsbereite 
Paschtunen ein, Afghanistans Nachbarn und den VN-Sicherheitsrat (!).“4

Geostrategie der USA

In dieser Diskussion wird unmissverständlich auch artikuliert, worum 
es den USA gehen sollte: „Eine solcher Strategiewechsel würde für alle 
wahrnehmbar klar machen: Mit ihrer anhaltenden militärischen Präsenz 
in Afghanistan beabsichtigen die USA, eine einflussreiche Macht in Süd- 
und Zentralasien für viele Jahre zu bleiben.“5 Letzteres verdeutlicht den 
geostrategischen Kern hinter den Überlegungen zu „Plan B“ sowie von 
„withdraw in order to stay“: Die USA wollen sich, und das dürfte die 
hidden agenda von vornherein gewesen sein, in Afghanistan ein stabiles 
geopolitisches „Standbein“ in der gesamten Region schaffen, das sich 
in unmittelbarer Nachbarschaft zu Zentralasien, China, Pakistan, Iran, 
dem Arabischen Meer und dem Persischen Golf befindet. Bereits 2005 
stellte eine Studie für die US-Luftstreitkräfte fest, dass „das US-Militär 
sich nicht einfach aus der Region verabschieden kann, wenn die ‚Opera-
tion Enduring Freedom‘ beendet oder verringert wird.“6 Vielmehr 
müssten die USA für eine ganze Reihe von Szenarien vorbereitet sein: 
„Intervention in einen indisch-pakistanischen Krieg, Unterstützungs-
missionen von Ländern, die von Anti-Terror- oder Anti-Aufstandsope-
rationen betroffen sind; Erdöl- und Erdgasleitungssicherheit“; „Kein 
anderer Platz würde die USA dichter an die pakistanisch-indische 
Grenze führen, weder Oman oder Thailand, noch Diego Garcia.“7 
Obgleich sich gegenwärtig schwer voraussagen lässt, ob und welche 
dieser „Plan B“ – Varianten sich durchsetzen und wozu die NATO- und 
EU-Führungen sich schließlich entscheiden, muss jedoch davon ausge-
gangen werden, dass diese Überlegungen eine Rolle spielen, weil sie 

4	  Blackwill, Robert D.: Plan B in Afghanistan, a.a.O., S. 45. 
5	  Blackwill, Robert D.: Plan B in Afghanistan, a.a.O., S. 46. 
6	  RAND Project Airforce / Oliker, Olga / Shlapak, David A.: US Interests in Central Asia. Policy, Priorities 

and Military Roles. Prepared for the United States Airforce. Rand Corporation, Santa Monica 2005, S. 44.
7	  RAND Project Airforce / Oliker, Olga / Shlapak, David A.: US Interests in Central Asia, a.a.O., S. 46, S. 42.
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den weltpolitischen Interessen der USA entsprechen und ihre Reflexion 
finden in der Out-of-Area-Orientierung der NATO bis zum „Kaukasus, 
Nah- und Mittelost, Mittelmeerraum, Afrika südlich der Sahara“.8

Interventionistische Orienterung

Diese Verquickung erlaubt zu vermuten, dass hinter den Tönen, man 
dürfe einen „Abzug nicht überstürzen“ und die „Afghanen nicht allein 
oder den Taliban überlassen“ auch hierzulande Überlegungen zu einem 
„Plan B“ bestehen. Noch wird das alles leise vorgetragen. Aber wer 
genau hin hörte, dem entging nicht, dass auf der Münchner Sicher-
heitskonferenz die EU-Außenbeauftragte Ashton davon sprach, die EU 
werde noch lange in Afghanistan bleiben.

Bei den Entscheidungen über die weitere Afghanistan-Politik der 
westlichen Allianz und damit auch der Bundesregierung steht also Grund-
sätzliches auf dem Spiel. Es geht nicht allein um Truppenabzug und Krieg 
oder Frieden in Afghanistan, so wichtig beides ist. Übergeordnet ist die 
Frage nach der strategischen Grundorientierung der NATO und der 
Bundesregierung: wird die auf weltweite militärische Intervention gerich-
tete beibehalten oder überwunden? Bei einem sich verändernden interna-
tionalen Kräfteverhältnis, in dem aufsteigende kraftvolle neue Staaten der 
Transatlantischen Allianz ihr Machtmonopol streitig machen und in dem 
mehrere große Mächte mit ihren Bewegungen und Gegenbewegungen 
unvermeidlich miteinander kollidieren werden, läuft die von der westli-
chen Allianz freigegebene Rückkehr zum Krieg als Mittel in der interna-
tionalen Politik unvermeidlich auf die Gefahr einer Internationalisierung 
des Krieges selbst hinaus. So ein neuralgischer Punkt ist und bleibt Afgha-
nistan mit seiner west-, süd- und zentralasiatischen Nachbarschaft. Wer 
aus der Transatlantischen Allianz dorthin geht, um zu bleiben, um Macht 
und Überlegenheit zu „projizieren“, schaut einigen jener neuen Mächte – 
China, Indien, Russland, aber auch Iran – direkt in die Augen.

Warum also drückt sich die Bundesregierung vor eine Initiative, den 
NATO-Beistandsfall zu beenden und ihren Platz im Sicherheitsrat zu 
nutzen, um diesem zu erklären „die Maßnahmen sind einzustellen“? 
Hatte auch sie mit Afghanistan ihre hidden agenda im Hinterkopf? Wir 
erinnern uns: Am 12. September 1990 verpflichtete sich die  BRD im 
Vertrag „Über die abschließende Regelung in bezug auf Deutschland“ 
dazu, „dass von deutschem Boden nur Frieden ausgehen wird“ (Zwei 
plus Vier Vertrag, Artikel 2).9 Elf Jahre später, 11. September 2001: 
Bush und seine außen- und sicherheitspolitischen Berater10 erklären dem 

8	 General Harald Kujat, Vorsitzender des Militärausschusses der NATO, Montagsgespräch der Rheinmetall 
DeTec AG, 7.5.2005, http://www.rheinmetall-detec.de/index.php?lang=2§fid=2987 . 

9	 Politisches Archiv des Auswärtigen Amts, Vertragsarchiv. 
10	 Es sei daran erinnert: Paul D. Miller war im Council für Afghanistan zuständig.



67Fiasko Afghanistan

„Terror“ den Krieg; NATO-Beistandsbeschluss; 20. Dezember ISAF-
Mandat. Diese mit dem war on terror und dem Krieg in Afghanistan 
verquickte  Kette erweist sich rückblickend  als ein gigantisches politisches 
Manöver, mit dem die 180-Grad-Wende des außen- und sicherheitspoli-
tischen sowie militärischen Charakters der Bündnissysteme NATO und 
EU, aber auch der deutschen Außenpolitik im Sinne eines internatio-
nal wirksamen Interventionspotenzials vollzogen wurde. Der deutschen 
politischen Klasse und Militärindustrie öffnete sie endlich doch noch den 
Weg zur militär-politischen „Rückkehr Deutschlands“ in die Weltpolitik. 

Deutschlands Rolle

Doch welchen Charakters ist diese Rückkehr? Grundsätzlich brauchen 
weder die Deutschen, die Europäer, noch die Welt im Ganzen eine 
militärische „Rückkehr Deutschlands in die Weltpolitik.“ Sie erwarten 
von ihm, in der Weltpolitik als friedenspolitische Macht in Erschei-
nung zu treten, aber nicht militärisch-interventionistisch wie in Afgha-
nistan. Der Charakter, den jene Rückkehr in ihrem ersten großen 
„Probelauf“ in Afghanistan bloß legte, unterscheidet sich von dem der 
USA im Irak lediglich durch seine völkerrechtliche Veredelung vermit-
tels eines VN-Mandats.

Die neuesten Meldungen signalisieren Zeitdruck: Das afghani-
sche Präsidentenamt teilte anlässlich eines Besuches von US-Vertei-
digungsminister Gates am 6. März mit, dass zwischen beiden Seiten 
Verhandlungen über ein „Abkommen zur dauerhaften Stationie-
rung amerikanischer Truppen und zu einer Sicherheitspartnerschaft“ 
aufgenommen wurden. „Washington wünsche die Verhandlungen 
schnellstmöglich zum Abschluss zu bringen. Ein ähnliches Abkom-
men hat Amerika mit dem Irak geschlossen.“11 Bundesaußenminister 
Westerwelle erklärte auf der Münchner Sicherheitskonferenz, die von 
der NATO geführte Schutztruppe (Isaf ) sei gemeinsam nach Afgha-
nistan gegangen und werde auch gemeinsam herausgehen.

Wird sie? Auch wenn die USA dauerhaft in Afghanistan bleiben? 
Soll dort auf den Trümmern des Krieges ein gemeinsames „internati-
onal wirksames Interventionspotential“ errichtet werden? Rührt die 
Bundesregierung deshalb nicht am jetzigen NATO-VN-Mandat?

Die Entscheidung über ein weiteres deutsches Verbleiben in Afgha-
nistan  und seinen Charakter bietet vielleicht eine letzte Chance für eine 
Neubesinnung über den Charakter deutscher Außen- und Sicherheits-
politik. An der Seite der USA in Afghanistan wird das nicht gelingen. 
Wandel der Taktik ändert nicht den Charakter von Zielen. Sie finden 
sich wieder im Charakter des Verbleibens.

11	 Frankfurter Allgemeine Zeitung, Online-Ausgabe, 8.3.2011, S. 1. 
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Quelle: http://icasualties.org/ Stand: 10. Oktober 2010

Jahr USA GB andere Insgesamt
2001 12 0 0 12

2002 49 3 18 70

2003 48 0 10 58

2004 52 1 7 60

2005 99 1 31 131

2006 98 39 54 191

2007 117 42 73 232

2008 155 51 89 295

2009 317 108 96 521

2010 375 95 102 572

Insgesamt 1322 340 480 2142

Militärische Todesfälle pro Jahr (2001-2010)

Land Insgesamt
Australien 21

Belgien 1

Kanada 152

Tschechien 3

Dänemark 37

Estland 8

Finnland 1

Frankreich 49

Georgien 5

Deutschland 44

Ungarn 4

Italien 33

Jordanien 1

Lettland 3

Todesfälle je Land/NATO (2001-2010)

1.9. Operation Enduring Freedom (Afghanistan) 
Die Toten der Afghanistankoalition

Land Insgesamt
Litauen 1

NATO 5

Niederlande 24

Neuseeland 1

Norwegen 9

Polen 21

Portugal 2

Rumänien 17

Südkorea 1

Spanien 30

Schweden 4

Türkei 2

Großbritannien 340

USA 1322
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Rückzug

2011 2016 2020*

Im Haushalt erfasste Kosten 17.102 24.462 49.151

Offizielle Kriegsbudgets 6.744 9.730 20.086

Weitere Kosten  
für das Verteidigungsministerium 8.790 12.451 25.579

Sold der Soldaten 5.932 8.822 18.844

Rückzug 991 881 1.519

Wertminderung der Ausrüstung 1.109 1.648 3.522

Entschädigung für Witwen/Witwer 95 146 233

Medizinische Behandlung, Pflege  
und Behinderungen

662 953 1.460

Kosten weiterer Ressorts 1.567 2.281 3.485

Sicherheit/Terrorismus 177 261 405

Außenpolitik 266 391 608

Entwicklungsprogramme 952 1.313 1.652

Polizeimission 172 317 820

Im Haushalt nicht erfasste Kosten 8.387 12.015 23.439

Finanzierungskosten 7.450 10.632 21.278

Weitere Kosten 937 1.384 2.160

Medizinische Versorgung 53 78 121

Verlust von Menschenleben 128 195 311

Produktivitätseinbußen aufgrund  
von Verletzungen

756 1.111 1.727

Gesamtkosten 25.489 36.477 72.590

Kosten der deutschen Beteiligung am Afghanistankrieg  
seit Beginn, geschätzt (in Mio. €)

* Es wird eine Truppenverdopplung ab 2013 sowie eine Stabilisierungsphase ohne Kampfhandlungen ab 
2016 angenommen.

Alle Angaben in Mio. Euro zu Preisen des Jahres 2010.
Quelle: DIW Wochenbericht Nr. 21/2010, S. 8.



70 WeltTrends Papiere | 16

2.	 Die Aporie des modernen Völkerrechts

Carl Schmitt deckt die Widersprüchlichkeit des modernen 
Völkerrechts auf. Und die bombardierenden Westmächte 

bewegen sich entgegen moralisierender Beteuerungen nicht 
über dem humanitären Niveau des alten Imperialismus.  
Aktuelles Beispiel: Afghanistan.

Ausgehend von Schmitts Schrift „Nomos der Erde“ entwickelt 
die Juristin und Soziologin Sibylle Tönnies in ihrem Beitrag 
„Ganz oder gar nicht!“ eine brisante Argumentation, die der 
weltpolizeilich-moralischen Praxis gegenwärtigen Typs den 
Spiegel vorhält und ihre Ineffektivität pointiert bezeichnet. Das 
Völkerrecht fordere ein Weltgewaltmonopol als strukturelle 
Voraussetzung, doch dieses sei nicht vorhanden – dem Weltge-
setz mangele es an der Weltexekutive.

Der Schmitt-Experte Reinhard Mehring, der Politikwissen-
schaftler Erhard Crome und der Konfliktforscher Hans J. 
Gießmann setzen sich mit dieser Position kritisch auseinan-
der. Streitbar nehmen sie vor dem Hintergrund der militäri-
schen Intervention im Land der Afghanen die notwendig zu 
formulierende Frage auf: Ganz oder gar nicht – geht das, oder 
geht das nicht?
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2.1. Ganz oder gar nicht! 
Carl Schmitt und Afghanistan
Sibylle Tönnies

Carl Schmitt gehörte zu jener Generation nach dem Ersten 
Weltkrieg, die das idealistische Gedankengut der Aufklärung 

ablehnte und sich dem Konkreten und Stofflichen zuwandte. 
Damals galt jedes Konzept als bodenlos, in dem ein freier Geist 
behauptet wurde, der über den Verhältnissen schwebt und sie 
moralisch beurteilt. Das, was ist, lasse sich nicht von dem kri-
tisieren, was idealerweise sein soll, meinte man; was richtig ist, 
werde von unten her, vom Stofflich-Konkreten bestimmt.1 Die 
daraus resultierende ethische Ungebundenheit half Carl Schmitt 
dabei, den Nationalsozialisten in ihrer Anfangszeit bedeutende 
Dienste zu tun. „Der Führer schützt das Recht“ war ein schlim-
mer kleiner Artikel in der Juristenzeitschrift, der die Ermordung 
der abtrünnigen SA-Kampfgenossen nach der Röhm-Affäre 
rechtfertigte. Ein übles Werk war auch das von ihm konzipierte 
Gesetz „zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“, das alle 
Juden aus dem Staatsdienst eliminierte.

Der Nomos der Erde

Während Carl Schmitt meinte, dass die luftige Moral keine 
bindende Wirkung beanspruchen könne, hielt er die Verwur-
zelung der Verhältnisse im „Ursprungshaft-Konkreten“ für 
maßgeblich. Auf das Völkerrecht angewandt, nannte er diese 
Verwurzelung „Nomos“; sein letztes großes Buch, das kurz nach 
dem Zweiten Weltkrieg erschienen ist, hieß „Der Nomos der 
Erde“. Er verstand darunter die Legitimation, die aus der alten 
Aufteilung des Bodens entspringt. Dieser Nomos sei das Urgesetz, 
weil es nicht aus willkürlicher menschlicher Entscheidung (dem 
„utopischen Plancharakter moderner Gesetze“) stamme, sondern 
aus dem Boden selbst. Das griechische Wort Nomos bezeichnete 
nach den Forschungen von Carl Schmitt ursprünglich einen 
eingegrenzten Raum: das als Weide- oder Ackerland umhegte 
Stück Erde, das die Legitimität seiner Grenzen durch die Tatsache 

1	 In dieser Grundhaltung bestand die (von Hannah Arendt so bezeichnete) „Konvergenz“ zwischen rechts 
und links.
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seiner Umhegung und Bearbeitung gewinne. Im Unterschied 
dazu sind wir gewohnt, das Wort Nomos (das unseren Wörtern 
Norm und normal zugrunde liegt) ganz im Gegenteil als äußeres 
Gesetz aufzufassen, als das, was die Verhältnisse regelt (normiert!), 
und die schon in der Antike angewandte Entgegensetzung von 
Nomos und Physis, Gesetz und Natur, hat sich in der Rechts-
philosophie durch Jahrhunderte bewährt. Diese Entgegenset-
zung wies Schmitt als historisch später entstanden und durch 
die antike Zivilisation verdorben zurück.2 Von dem bodenstän-
digen Standpunkt aus wird die Herrschaft über einen Raum 
nicht durch die Moral legitimiert, sondern durch die konkrete 
„Landnahme“. Diesen Begriff hat Carl Schmitt selbst geschaffen. 
Die Landnahme gehört zu den „großen Urakten des Rechts“; sie 
schafft „erdgebundene Ortungen“ und begründet den „Nomos“.3 
Der Gedanke erinnert an das Prinzip: Der Acker gehört dem, der 
ihn bestellt. Er mag sich den Besitz mit der Keule beschafft haben 
– darauf kommt es unter der Geltung dieses Prinzips nicht an – 
er muss ihn aber pflügen. „In der Landnahme, in der Gründung 
einer Stadt oder einer Kolonie wird der Nomos sichtbar, mit dem 
ein Stamm oder eine Gefolgschaft oder ein Volk sesshaft wird, 
d. h. sich geschichtlich verortet und ein Stück Erde zum Kraft-
feld einer Ordnung erhebt.“4 Recht locker merkt Schmitt an, dass 
„es bei solchen Landnahmen in der geschichtlichen Wirklichkeit 
bisher etwas tumultuarisch zugehen“ mag.5

Die Moralisierung des Völkerrechts

Zu den vielen Widersprüchen in Schmitts Werk gehört, dass er 
mit seinem Reden von Ortung und Verwurzelung eigentlich auf 
die Legitimation einer Meeresgrenze aus war, nämlich die durch 
den Atlantik laufende unsichtbare Trennungslinie zwischen 
Amerika und Europa. Er wollte an die geografisch vorgegebene 
globale Raumordnung erinnern und an die alte Monroe-Doktrin 
(1823), in der die Amerikaner ihre Einhaltung versprochen 
hatten; er kritisierte, dass sich die USA im Ersten wie im Zweiten 
Weltkrieg ohne Rücksicht auf die natürliche Begrenzung ihrer 
Einflusssphäre in Europa eingemischt hatten. Schmitt hätte 

2	 Mit der Vorstellung, dass schon die späte Antike rationalistisch verdorben war, bewegte er sich (genau 
wie Adorno, Die Dialektik der Aufklärung) in Nietzsches Fahrwasser.

3	 Schmitt, Carl (1997): Der Nomos der Erde im Völkerrecht des Jus Europaeum, 4. Aufl. Berlin, S. 15.
4	 A.a.O., S. 40.
5	 A.a.O., S. 17.
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sich zur Begründung seiner Auffassung vom Atlantik als natür-
licher Trennung der Machträume besser der „geopolitischen“ 
Argumentation bedient, die zu seiner Zeit populär war; er 
erwähnt auch deren Begründer Mackinder in seinem Vorwort, 
vermisst in dessen Theorie aber die „mythischen Quellen“. In 
dieser Haltung drückt sich seine (heute manchmal geleug-
nete) tief gehende Verquickung mit der nationalsozialistischen 
Philosophie6 aus. Die Bekämpfung der moralisch-humanitären 
Maximen, die die USA zum Überschreiten der natürlichen 
globalen Raumordnung gedrängt hatten, musste aus erdig-
urigeren Tiefen kommen als denen, aus denen die Theorie der 
Geopolitik schöpfte.

Schmitt meinte, die durch den Raum vorgegebenen Hegun-
gen seien eher imstande den Frieden zu bewahren als das 
wirklichkeitsfremde Angriffskriegsverbot, das im Völkerbund, 
im Kellogg-Pakt und in der UN-Charta errichtet wurde. Er 
lehnte das durch dieses Verbot geschaffene „moderne“ Völker-
recht ab, weil es einen Staat, der das Verbot – wirklich oder 
angeblich – verletzt, zum Verbrecher stempelt. Darin läge eine 
Verpolizeilichung der Weltpolitik, die den Frieden gefährde. 
In den kriegerischen Freund-Feind-Angelegenheiten habe die 
Frage nach Recht und Unrecht nichts zu suchen. In dieser 
Haltung kam die (von seinen Zeitgenossen geteilte) Verbit-
terung darüber zum Ausdruck, dass die Siegermächte den 
Deutschen die Schuld an der Auslösung des Ersten Weltkriegs 
gegeben und sie im Vertrag von Versailles deswegen bestraft 
hatten. Deutschland war die erste Nation, auf die das neue, 
moralisierende Völkerrechtsdenken Anwendung gefunden 
hatte. Das Land war von den Siegern nicht sportlich-fair als 
Verlierer behandelt, sondern als „Schurkenstaat“ gedemü-
tigt und finanziell ruiniert – und auf diese Weise zu einem 
Rachefeldzug motiviert worden. Die Moralisierung des Völker-
rechts sei ein Rückfall in die mittelalterliche Unterscheidung 
zwischen gerechtem und ungerechtem Krieg, die letzten Endes 
die schreckliche Eskalation des Dreißigjährigen Krieg verur-
sacht hat, sagte Schmitt. Die heilsame, im Westfälischen 
Frieden verabredete moralische Indifferenz sei mit der neuen 
Völkerrechtsordnung rückgängig gemacht und eine Re-Morali-
sierung eingeführt worden, die kriegstreibend wirke.

6	 Die beste Darstellung dieser Philosophie bietet Leske, Monika (1990): Philosophen im „Dritten Reich“, 
Berlin – ohne allerdings die „Konvergenz“ zu berücksichtigen.
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Weltgesetz ohne Weltexekutive

Welchen Gewinn bringt die Lektüre von Carl Schmitts „Nomos 
der Erde“ für die Beurteilung der gegenwärtigen Situation, 
zumal der Lage in Afghanistan? Seine Vergötzung des Ortes, 
der Ortung und der Verwurzelung wird man nicht übernehmen 
wollen; warnend genug steigen die Blut- und Bodendämpfe 
aus der Terminologie empor. Schmitt war sich selbst darüber 
im Klaren, dass seine Auffassung nicht mehr auf der Höhe der 
Zeit war, denn andererseits konnte er die epochale Verände-
rung, die in der Eroberung der Luft als Sphäre der Kriegfüh-
rung gelegen hat, hervorragend beschreiben.7 Auch wird man 
sich nicht von Schmitts Begeisterung für den frisch-fröhlichen 
Krieg, der erlaubt, aber eingehegt ist, anstecken lassen.8 Non est 
nostri saeculi – diese Auffassung gehört nicht in unser Jahrhun-
dert. Spätestens die Nuklearwaffen haben sie überholt.

Die Bedeutung des Buches liegt in der Treffsicherheit, mit der 
es die Aporie des modernen Völkerrechts beschreibt. Es leistet 
deshalb auch demjenigen gute Dienste, der Schmitts Auffassun-
gen nicht teilt, sondern ganz im Gegenteil die Aufhebung der 
Grenzen zugunsten einer effektiven Weltpolizei anstrebt. Denn 
niemand hat so deutlich wie Schmitt die Probleme gesehen, die 
mit dem Verbot des Angriffskrieges einhergehen, solange keine 
allmächtige Weltexekutive vorhanden ist: Das Angriffskriegsver-
bot hat nur für die kleinen, schwachen Nationen Bedeutung. 
Gegenüber den starken Mächten, zumal der Sole Super Power, 
kann die UNO es nicht durchsetzen, weil sie – so wenig wie 
der Völkerbund – die Weltgewalt monopolisiert hat. Wenn die 
Supermacht nach Gutdünken Krieg führt, darf man sie deswe-
gen auch nicht verdammen: Ihr bleibt gar nichts anderes übrig, 
als sich an den alten Satz „Angriff ist die beste Verteidigung“ 
zu halten. Die UNO kann sie ja nicht vor Angriffen schützen. 
Auf die Gegenwart angewendet: Wie hoch oder niedrig man 
die Gefahr einschätzen mag, die die islamische Welt für die 
USA und Israel darstellt: Die UNO kann sie jedenfalls nicht 
davor beschützen.9 Carl Schmitt erkannte so klar wie sonst 
niemand die inneren Widersprüche des modernen, weltpoli-
zeilich-moralisch ausgerichteten Völkerrechts. Er sah deutlich 

7	 Schmitt, Carl (1981): Land und Meer, Köln, S. 104.
8	 Wovon sich Herfried Münkler zeitweise nicht freihalten konnte.
9	 Vgl. Tönnies, Sibylle (2002): Cosmopolis Now, Hamburg.
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die Missbrauchsmöglichkeiten, die sich daraus ergeben, dass 
dieses Völkerrecht ein Weltgewaltmonopol zur strukturellen 
Voraussetzung hat – das aber tatsächlich nicht vorhanden ist. 
So, wie er es vorhergesagt hat, ist es tatsächlich gekommen: Die 
USA haben ohne Rücksicht auf die UNO zunächst mit dem 
Bombardement Belgrads das Angriffskriegsverbot verletzt, diese 
Verletzung moralisch begründet und den Dammbruch dazu 
genutzt, um das Verbot auch gegenüber Afghanistan und Irak 
zu übertreten. Sie haben sich (neben weiteren Argumenten) 
zu ihrer Rechtfertigung auch in diesen Fällen der modernen 
weltpolizeilichen Moral bedient: Sie kämpfen gegen „Schurken-
staaten“ und schützen die Menschenrechte.

„Police Bombing“

Carl Schmitt hätte nicht bemängelt, dass die Bombardierung 
Afghanistans ein Angriffskrieg war. Er hätte kritisiert, dass dieser 
Angriff nur eine halbe Sache war: die Zerstörung eines souve-
ränen Staates ohne anschließende „Landnahme“. Afghanistan 
wurde ja nicht in der Weise okkupiert, dass die USA die Regie-
rung des Landes und damit die Verantwortung für Sicherheit und 
Ordnung, für das Gesundheitswesen, die Erziehung und so weiter 
übernommen hätten – so, wie es die alten Kolonialmächte taten. 
Deren Motiv war offen ökonomisch; eine niedere Absicht, die 
aber – um die Ausbeutung „nachhaltig“ zu machen – die Sorge 
für die Lebensbedingungen der Bevölkerung einschloss. Diese 
Art der Okkupation gilt heute nicht mehr als politisch korrekt 
– während die Zerstörung einer staatlichen Ordnung von der 
Luft aus, gleichgültig, ob das Land dadurch in einen Bürgerkrieg 
gestürzt wird, keinen Anstoß erregt: Die Regierung des Landes 
wird ja nicht übernommen, sein Selbstbestimmungsrecht wird ja 
offiziell gewahrt, seine Souveränität bleibt offiziell intakt.

Darin hatte Schmitt recht: Solange der Angriffskrieg noch 
nicht verboten und die „Landnahme“ noch nicht verpönt war, 
erging es der betroffenen Bevölkerung meistens besser. Die 
Landnahme war durch das Recht der Okkupation bestimmt, 
die ein (in der Haager Landkriegsordnung geregeltes) Rechts-
institut ist. Es gab, mit Schmitts Worten, noch den geregelten 
„Zusammenhang von gewaltanwendender Macht und gewalt-
betroffener Bevölkerung“10. Die okkupierende Macht war sich 

10	 Der Nomos der Erde, a.a.O., S. 297.
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von vornherein dessen bewusst, dass sie im Anschluss an ihren 
Gewaltakt im besetzten Gebiet die volle politische Verantwor-
tung übernehmen und die Bevölkerung vor der Anarchie schüt-
zen müsste, die im Falle eines Machtvakuums drohte. „Beim 
Bombardement aus der Luft wird die Beziehungslosigkeit 
des Kriegführenden gegenüber dem Boden und der auf ihm 
befindlichen feindlichen Bevölkerung absolut“, sagte Schmitt. 
Der Luftkrieg bedeute die „absolute Entortung“ des Krieges. 
Police Bombing nannte er das Bombardement, wenn es sich als 
Bestrafung rechtfertigt. „Indem man heute den Krieg in eine 
Polizeiaktion gegen Störenfriede, Verbrecher und Schädlinge 
verwandelt, muss man auch die Rechtfertigung der Metho-
den dieses ‚Police Bombing‘ steigern. So ist man gezwungen, 
die Diskriminierung des Gegners ins Abgründige zu treiben.“11 
Mit diesen Worten ist die gegenwärtige Praxis der Westmächte 
in Afghanistan und Irak beschrieben, wo sie nicht als erobernde 
Kolonialisten auftreten, sondern als Arm des Gesetzes und 
Hüter der Menschenrechte. Wenn sie die politische Autono-
mie des Landes, das sie von der Luft aus in Anarchie und Chaos 
gestürzt haben, scheinbar aufrechthalten und ihm zumuten, 
durch demokratische Wahlen ein scheinbar souveränes Regime 
zu errichten, bewegen sie sich unterhalb des humanitären 
Niveaus des alten Imperialismus.

Bei allen Vorbehalten im Übrigen: Carl Schmitt hat die gegen-
wärtige Problematik vorhergesehen. Er hatte vollkommen recht, 
wenn er sich verwahrte gegen „die moderne Form einer Lenkung, 
deren erstes Kennzeichen der Verzicht auf die offene, territori-
ale Annexion des gelenkten Staates ist. Der territoriale Boden-
Status des gelenkten Staates wird nicht in der Weise verändert, 
dass sein Land in Staatsgebiet des lenkenden Staates verwandelt 
wird. Wohl aber wird das Staatsgebiet in den spatialen Bereich 
des kontrollierenden Staates und dessen Special Interests, d. h. 
in seine Raumhoheit, einbezogen. Der äußere, entleerte Raum 
der territorialen Souveränität bleibt unangetastet, der sachliche 
Inhalt dieser Souveränität wird durch Sicherungen des ökonomi-
schen Großraums der kontrollierenden Macht verändert“.12

11	 A.a.O. S. 299.
12	 A.a.O., S. 225.

Weiterlesen:
S. Tönnies,

Was wird aus 
 dem Angriffsverbot?
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2.2. Keine einfachen Alternativen und Lösungen! 
Replik auf Sibylle Tönnies
Reinhard Mehring

Das Labyrinth von Carl Schmitts Werk eröffnet viele 
„okkasionelle“ Zugriffe. Was Schmitt über Afghanis-

tan dachte, ist mit ihm begraben. Andererseits beschrieb er 
die Globalisierung des Völkerrechts bis hin zur „Theorie des 
Partisanen“* eingehend genug, um einige Aspekte zu erahnen 
und sein Brennglas auch auf Afghanistan zu richten. Sibylle 
Tönnies greift wichtige Überlegungen der Spätschrift „Der 
Nomos der Erde“ auf. Sie akzeptiert Schmitts Hinweis auf 
den politischen Missbrauch einer „Re-Moralisierung“ des Völ-
kerrechts und betont zuletzt die Gefahr, dass der Luftkrieg 
die „Diskriminierung des Gegners ins Abgründige“ treibt. 
Bombardements treffen Unschuldige. Sie lassen sich deshalb 
propagandistisch nur durch starke Kollektivschuldthesen 
rechtfertigen. Tönnies rezipiert Schmitt damit nicht nur als 
einen Analytiker der internationalen Politik, sondern auch als 
einen Rechtswissenschaftler, der an der normativen Problema-
tik und Entwicklung des Völkerrechts interessiert ist. Durch 
dieses normative Interesse zeichnet sich ihr Artikel gegenüber 
verbreiteten machtanalytischen Verkürzungen aus.

Schmitt dachte und schrieb nicht nur als politikwissenschaft-
licher Beobachter, sondern immer auch als Teilnehmer am 
Rechtssystem. Sein juristisches Denken ist freilich ungleich 
komplexer als Tönnies es in ihrem kurzen Artikel zeigen konnte. 
So war die „Landnahme“ ihm, ähnlich wie Kant, nur ein erster, 
„provisorischer“ (Kant) Rechtstitel, der der Anerkennung 
souveräner Staaten in einer internationalen Ordnung bedurfte. 
Seine „Theorie des Partisanen“ führt weiter aus, welche Akteure 
und Kriege mit der Globalisierung heraufkommen. Schmitts 
Vision des modernen, von nationalistischen Motiven abgelösten 
Terrorismus ist ein Korrektiv für manche Einseitigkeiten 
von Tönnies’ Artikel. Denn bei aller berechtigten Kritik am 
hegemonialen Völkerrecht und asymmetrischen Krieg lässt sich 
doch schwerlich bestreiten, dass es neue Akteure und Formen 
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*	 Schmitt, Carl (1963): Theorie des Partisanen. Zwischenbemerkung zum Begriff des Politischen, Berlin.
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des Terrors gibt, die bekämpft werden müssen. Die Alternative 
von Okkupation oder Nichtintervention, für die Tönnies zu 
plädieren scheint, stellt sich nicht. Eine effektive Beherrschung 
Afghanistans ist kaum möglich und strikte Nichtintervention 
verbietet sich schon aus humanitären Gründen. Afghanistan 
den Taliban und dem Bürgerkrieg zu überlassen ist moralisch 
wie politisch kaum zu rechtfertigen.

Lassen sich die moralischen Dilemmata mit Schmitt verdeutli-
chen? Schmitt publizierte seine „Theorie des Partisanen“ 1963, 
vor über 45 Jahren. Er beschrieb vor allem die Entwicklung 
vom nationalistischen Widerstand zum „Weltbürgerkrieg“, in 
dem die nationalistische Legitimation durch Revolutionsideolo-
gien überlagert wurde. Fundamentalistische Gotteskrieger hatte 
er nicht im Blick. Seine Theorie enthält zudem manche apolo-
getische Spitzen und Winkelzüge, die heute nicht dienlich sind. 
Sie macht aber auf wenigstens drei Aspekte aufmerksam, die 
Sibylle Tönnies bei ihrer etwas pauschalen Kritik am westlichen 
Vorgehen beachten sollte: auf die Legitimierung der Taliban 
durch „interessierte Dritte“, auf die fanatische Rücksichtslosig-
keit der Terroristen gegenüber jeder zivilen Bindung und auf die 
– von Tönnies etwas einseitig erwähnte – Gefahr der Verteu-
felung des Gegners zum „absoluten Feind“: auf den „Abgrund 
der totalen Entwertung“, in den die asymmetrische Kriegs-
führung treibt. Schmitt ahnte bereits den heutigen „Indus-
trie-Partisanen“. Wiederholt zitierte er ein Wort Hegels: „Die 
Waffen sind das Wesen des Kämpfers selbst.“ Von den Vernich-
tungspotenzialen der Waffen her definieren sich die Rechtferti-
gungsideologien. Wir handeln dabei heute nicht zuletzt in der 
Sorge, dass Terroristen Verfügungsmacht über Massenvernich-
tungsmittel gewinnen können. Sie müssen dafür vielleicht nicht 
einmal pakistanische Täler erobern.
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2.3. Afghanistan – Ein Menetekel 
Replik auf Sibylle Tönnies
Erhard Crome

Der Krieg des Westens in Afghanistan tobt nun seit 2001. 
Sibylle Tönnies hat darauf aufmerksam gemacht, dass 

die Länder des Westens dort nicht als „erobernde Kolonia-
listen“ auftreten wollen, durch ihr „Police Bombing“ jedoch 
aus der Luft das Chaos geschaffen haben und immer wieder 
reproduzieren, das sie am Boden angeblich bekämpfen, und 
sich damit „unterhalb des humanitären Niveaus des alten 
Imperialismus“ bewegen.1

Reformulierung des Problems

Zunächst ist Widerspruch angesagt. Von einem „humani-
tären Niveau“ des alten Imperialismus kann keine Rede sein. 
Die Spanier eroberten Mittel- und Südamerika und rotteten 
dabei Millionen Menschen aus. Zwecks Goldproduktion für 
die Zentrale in Europa wurden die übelsten Produktionsver-
fahren angewendet, die den Arbeitssklaven unweigerlich den 
Tod brachten. Den Webern in Indien ging es unter der briti-
schen Herrschaft nicht besser. Da die Indigenen in Amerika 
diese Art Verwertung nicht lange aushielten, wurden in Afrika 
Sklaven gemacht und nach Amerika verbracht, um dort für die 
europäischen Herren zu schuften. Das war das ursprüngliche 
Gesicht des alten Kolonialismus. Es wandelte sich im Zeitalter 
der Aufklärung. Nicht zuletzt unter dem Einfluss der Franzö-
sischen Revolution wurde die Sklaverei dann auch schrittweise 
verboten, in den USA 1863 und in Brasilien 1888.2

Mit der europäischen Welteroberung seit dem 16. Jahrhun-
dert entstand ein Weltsystem, das im Kern ein hierarchisch 
aufgebautes Herrschaftssystem war. Die beiden Weltkriege 
hatten dies erschüttert. Die europäischen Mächte waren so 
stark geschwächt, dass sie am Ende den Zerfall ihrer Koloni-
alsysteme hinnehmen mussten, wenngleich dies mit blutigen 
Kolonialkriegen, die Kriegsverbrechen und Terror gegen die 

1	 Tönnies, Sibylle: Ganz oder gar nicht! Carl Schmitt und Afghanistan, in: WeltTrends Nr. 69, S. 99ff.
2	 Vgl. Crome, Erhard (2006): Sozialismus im 21. Jahrhundert, Berlin, Karl Dietz Verlag, S. 197ff.
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Zivilbevölkerung einschlossen, zu verhindern versucht wurde, 
so der Briten in Malaya, der Franzosen in Vietnam und Algerien.

Die staatliche Unabhängigkeit der früheren Kolonialvölker 
brachte jedoch keine wirtschaftliche Unabhängigkeit mit sich. Das 
kapitalistische Weltsystem bestand fort, damit auch die wirtschaft-
liche Abhängigkeit der weniger entwickelten Länder. Auch den 
realsozialistischen Ländern, die sich seit der russischen Oktoberre-
volution 1917 und erst recht nach der Herausbildung des „sozialis-
tischen Lagers“ im Gefolge des Zweiten Weltkrieges als Alternative 
zu den kapitalistischen Ländern verstanden, ist es realiter nicht 
gelungen, aus der Logik dieses Weltsystems auszubrechen.3

Nach dem Ende des Realsozialismus wähnte sich der Westen als 
Sieger des Kalten Krieges. Der Auflösung des Warschauer Vertrages 
folgte nicht die der NATO. Stattdessen wurde die NATO immer 
weiter nach Osten ausgedehnt und ihr wurden neue, weltweite 
Einsatzaufgaben zugeordnet. Afghanistan ist eine davon. Im Kern 
geht es darum, die Interessen der nordatlantischen Machtkonfigu-
ration militärisch abzusichern.

Die beiden Probleme des Westens

Das Hauptproblem besteht darin, dass der Westen innerhalb des 
kapitalistischen Weltsystems seine wirtschaftliche Dominanz 
zu verlieren begonnen hat. China und Indien waren die kultu-
rellen, wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Zentren der 
Menschheit. Dann kamen die Europäer als Räuber, nicht als 
„Zivilisatoren“, und eroberten die Welt. Betrachten wir die Welt 
von heute, so ist das globale Gravitationszentrum einmal um 
die Welt gewandert: von Ostasien/China nach Westeuropa, von 
dort über den Atlantik in die USA, dort von der Ost- an die 
Westküste und nun über den Pazifik zurück nach Ostasien.4 
Die riesigen Volkswirtschaften Chinas und Indiens haben ihren 
jetzigen Platz im Weltsystem aber nicht dadurch errungen, 
dass sie dieses infrage stellen, sondern indem sie sich in diesem 
bewegen. Dass nach Ausbruch der Weltwirtschaftskrise die 
„G-8“ stillschweigend beerdigt und durch die „G-20“ ersetzt 
wurden, ist Ausdruck der dauerhaften Kräfteverschiebung.

3	 Vgl. Wallerstein, Immanuel (2002): Utopistik. Historische Alternativen des 21. Jahrhunderts, Wien: 
Promedia Verlag, S. 80.

4	 Vgl. Frank, Andre Gunder (2005): Von der Neuen Welt zum Reich der Mitte. Orientierung im Weltsystem, 
Wien: Promedia Verlag.
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Das bedeutet, die „imperiale Überdehnung“, das heißt die „auf 
lange Frist sehr signifikante Korrelation von Produktionskapazi-
tät und Staatseinnahmen auf der einen Seite und militärischer 
Stärke auf der anderen“5 der USA bzw. der nordatlantischen 
Machtkonfiguration wird nicht geringer, sondern vergrößert sich 
weiter. Je mehr Kriege der Westen führt, desto stärker trägt er 
langfristig zu seiner materiellen und finanziellen Auszehrung bei. 
Und: Selbst wenn er „siegte“, ändert er damit nichts an seinen 
Schwierigkeiten mit der Gewichtung Asiens im Weltsystem.

Hinzu kommt die innere Verfasstheit der westlichen Gesellschaf-
ten. US-Präsident Bush II und sein Kriegsminister Rumsfeld haben 
ihre Kriege mit einem Schwall moralisierender Argumentationsfi-
guren zudecken müssen. Sie mussten ihre Bombardements stets mit 
dem Argument versehen, sie würden nur das Regime treffen wollen, 
nicht die Bevölkerung. Jedes getötete oder verwundete Kind, das in 
den Medien erschien, war ein Argument gegen den Krieg.

Konsequenz ist, dass in einem Krieg wie in Afghanistan nicht 
riesige Heere über Jahre einsetzbar sind. Damit leiden die Militär
operationen unter einem steten Mangel an kämpfender Truppe, 
und das „Police Bombing“ ist keine freie Entscheidung der Minis-
ter und Generäle, sondern jener Unterbesetzung geschuldet, die 
gesellschaftliche Ursachen hat. In diesem Sinne bleibt Tönnies’ 
Argument vom „humanitären Niveau“ an der Oberfläche; es ist 
keine Frage der Wahlfreiheit der heutigen Kriegführer, sondern ihrer 
wirtschaftlichen, politischen und innergesellschaftlich-moralischen 
Ressourcen. Die Gesellschaften wollen weder solche Kriege führen 
noch Kolonialherren sein, weshalb ein Anspruch, als „erobernder 
Kolonialist“ aufzutreten, jenseits jeder politischen Begründbarkeit 
steht. Und jeder Gefallene verstärkt den Argumentationsdruck auf 
die Herrschenden nach den Zwecken dieses Krieges.

Der afghanische Krieg

Bekommt der Westen jetzt sein „Afghanistan“? Bisher stand im 
öffentlichen Bewusstsein „Afghanistan“ für die Niederlage der 
Sowjetunion: Am 25. Dezember 1979 begann der Einmarsch 
der sowjetischen Truppen. Doch sie konnten das Land zu keinem 
Zeitpunkt wirklich beherrschen. Bis in die zweite Hälfte der 
1980er Jahre teilten die Moskauer Emissäre in jedem Frühjahr 

5	 Kennedy, Paul (1989): Aufstieg und Fall der großen Mächte. Ökonomischer Wandel und militärischer 
Konflikt von 1500 bis 2000, Frankfurt am Main, S. Fischer, S.12f.
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neu in den „Bruderländern“, so auch in Berlin mit, „in diesem 
Jahr“ werde man mit neuen Militäreinsätzen, Waffen und 
Truppen „das afghanische Problem“ lösen. Am Ende musste die 
sowjetische Führung ihr Scheitern eingestehen: 1988 verkündete 
Gorbatschow den Abzug, am 15. Februar 1989 verließ die letzte 
sowjetische Einheit Afghanistan. Insgesamt waren 620.000 sowje-
tische Soldaten im Einsatz, auf dem Höhepunkt über 100.000 
zur gleichen Zeit, etwa 15.000 sind gefallen, 400 vermisst.

Zbigniew Brzezinski, Ende der 1970er Jahre „Sicherheitsbe-
rater“ des US-Präsidenten Carter, betrachtet auch im Rückblick 
noch den damaligen Afghanistankrieg als eine grandiose Opera-
tion: Die Sowjetunion wurde zum Einmarsch provoziert – was 
sie in ihrem damaligen außenpolitischen Realitätsverlust auch 
tat, erlitt ihr „Vietnam“, gleichsam als historische Revanche für 
das tatsächliche Vietnam der USA wenige Jahre zuvor, konnte 
international als Aggressor identifiziert und angeklagt werden, 
ging ihres Ansehens unter den islamischen Ländern verlustig und 
erlitt eine Demoralisierung, die „schließlich zum Zusammen-
bruch des Sowjetimperiums führte“.

So hat Brzezinski das Le Nouvel Observateur im Januar 1998 
erläutert. Auf die Zwischenfrage, ob die USA damit nicht den 
islamischen Fundamentalismus gepäppelt, ihm Waffen und 
Ausrüstung geschickt und Ausbildung hätten angedeihen lassen, 
antwortete er: „Was ist für die Weltgeschichte wichtiger? Die 
Taliban oder der Zusammenbruch des Sowjetimperiums? Ein 
paar aufgeputschte Moslems oder die Befreiung Mitteleuropas 
und das Ende des Kalten Krieges?“6

Das ist die Perspektive des Kalten Krieges. Für Afghanistan 
heißt dies jedoch, es wurde dort vonseiten der Sowjetunion wie 
des Westens ein Stellvertreterkrieg geführt, der die Zerstörung 
des Landes, eine Zerrüttung der politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse und Generationen fanatisierter Männer zur 
Folge hatte, für die Krieg das „normale“ Leben und Nichtkrieg 
die Ausnahme ist. Heute, Jahre nachdem die Taliban gestürzt 
sind, unter tätiger Mitwirkung auch der deutschen Bundesregie-
rung Hamid Karsai als Präsident installiert wurde und Milliar-
den Euro in das Land geflossen sind, ist Afghanistan noch immer 
eines der sechs ärmsten Länder der Welt und das mit dem höchs-
ten Anteil unterernährter Menschen, 70 Prozent der Einwohner 
finden nicht genug Nahrung. Der Westen ist nicht imstande, 

6	 http://www.counterpunch.org/brzezinski.html (abgerufen am 18.11.2009).
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die von Brzezinski „aufgeputschten Moslems“ zum Frieden zu 
bringen, es sei denn auf dem Friedhof.

Gräbt man tiefer in den Schichten der Geschichte, so stellt sich 
heraus, dass die „Erfahrungen“, die der Westen heute in Afgha-
nistan zu sammeln genötigt ist, und die auch die sowjetischen 
Truppen machen durften, bereits von den Engländern gemacht 
wurden, als sie noch Indien beherrschten und sich die Herren der 
Welt dünkten. 1839 bis 1842 gab es Britanniens ersten Afghanis-
tankrieg. Nach ihrem Einmarsch schienen sie gut voranzukom-
men, bald schon meinten sie, die Eroberung sei abgeschlossen. 
Doch 1841 folgte ein Aufstand dem anderen, Ende des Jahres 
konnten sie Kabul nicht mehr halten, am 5. Januar 1842 zogen 
die Briten ab, mit 4.500 Soldaten und einem Tross von etwa 
12.000 Menschen. Sie wurden auf dem Marsch von allen Seiten 
angegriffen, am Ende kam nur ein einziger Mann in Indien 
wieder an, um von dem Vorgefallenen zu berichten.

Eine große deutsche Tageszeitung räsonierte vor einiger Zeit, 
es sei so schwierig, zu erkennen, wer Taliban sei, weil diese 
sich am Tage als Bauern tarnten und auf dem Felde arbeiteten, 
während sie des Nachts gegen „unsere“ Truppen kämpfen. Aber 
vielleicht ist es ja in Wirklichkeit umgekehrt: Es sind die Bauern, 
die tagsüber auf dem Feld sind, die nachts die Waffen herausho-
len und gegen die fremden Truppen in den Kampf ziehen, und 
„Taliban“ ist nur noch ein Sammelbegriff, um die Gegenseite, die 
man nicht versteht, mit einem pejorativen Terminus zu versehen. 
Ein Krieg gegen die Afghanen ist nicht gewinnbar. Die Politik des 
Westens, auch Deutschlands, hat einen abschüssigen Pfad betre-
ten, von dem aus im 19. Jahrhundert die Engländer und im 20. 
Jahrhundert die Russen in den Abgrund gestürzt sind.

Weshalb US-Präsident Obama von den beiden Kriegen, die er 
von Bush erbte, den im Irak für den falschen erklärte und auf Abzug 
orientierte, während er den in Afghanistan unbedingt zu einem 
siegreichen Ende führen will, ist politisch nicht nachvollziehbar. Es 
wird auf ein „Vietnam“ zumindest in dem Sinne hinauslaufen, dass 
in den 1960er Jahren das soziale Programm des demokratischen 
Präsidenten Lyndon B. Johnson von der „Großen Gesellschaft“ im 
Vietnamkrieg zermahlen wurde. Der Afghanistankrieg erweist sich 
als Menetekel. Das Scheitern bringt die Unfähigkeit des Westens 
offen zutage, seine schwindende wirtschaftliche Herrschaftsposi-
tion in dem von ihm geschaffenen Weltsystem durch Krieg und 
militärische Mittel auszugleichen.

Weiterlesen:
I. Wallerstein, 
Geopolitische Brüche 
im 21. Jahrhundert
WeltTrends 40
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2.4. Ein Plädoyer für das moderne Völkerrecht 
Replik auf Sibylle Tönnies
Hans J. Gießmann

Zwischen dem in der Charta der Vereinten Nationen veran-
kerten Gewaltverbot als einer politischen und rechtlichen 

Norm und seiner Umsetzung in den Beziehungen der Staaten-
welt bestehen nicht erst seit der Zeitenwende vor zwanzig Jahren 
unübersehbare Widersprüche.

Die Aporie liegt jedoch weniger in einer mangelnden Verträglich-
keit der Norm als in ihrer flagranten Missachtung im politischen 
Handeln. Dabei liegt die Gefahr für das moderne Völkerrecht als 
hegender und zähmender Ordnung paradoxerweise nicht so sehr in 
der Entfesselung größerer Gewaltbereitschaft aufseiten bestimmter 
Staaten infolge ungleicherer Machtverteilungen als noch zu Zeiten des 
Kalten Krieges. Schwerer wiegt die „wohlmeinende“ Kritik, die mit 
legitimierenden Schlüsselbegriffen wie der „Schutzverantwortung“ 
oder der „humanitären Intervention“ die moralische Hoheit über das 
geltende Recht zu erobern sucht, um das „Gewaltverbot“ schließlich 
mit Gewalt durchsetzen zu dürfen. In der Quintessenz ist das Resultat 
dasselbe: die Rückverlegung des Rechts, über den Einsatz von Gewalt 
zu befinden, aus der Obhut einer handlungsunfähigen universellen 
Rechtsgemeinschaft in die Verfügbarkeit eines handlungswilligen 
Kartells staatlicher Akteure und politischer Zweckbündnisse.

Rechtsordnungen dienen der Zähmung, sie sind aber keine Garantie 
gegen Rechtsbruch, wenn die Mitglieder der Gemeinschaft sich nicht 
zähmen lassen wollen. Insofern stimmt der Vorwurf, dass die größte 
Schwäche von Systemen kollektiver Sicherheit darin besteht, starke 
Mitglieder gegen Angriffe weder schützen, noch sie davon abhalten 
zu können, andere Staaten anzugreifen. Konsens unter den Starken 
ist insofern die Voraussetzung für die Sicherheit der Schwachen.

Dennoch ist zu fragen: Ist das Gewaltverbot tatsächlich so wirklich-
keitsfremd, weil es den Angreifenden – ob nach allen Maßstäben 
rechtmäßig oder nicht – stets zum Verbrecher stempelt, ohne nach 
den Motiven zu fragen, wie Carl Schmitt annahm und Sibylle 
Tönnies mit ihrer spannenden Ableitung insinuiert? Hat das moderne 
Völkerrecht anstelle einer verlässlicheren Weltordnung wirklich eine 
kriegstreibende Remoralisierung der Staatenpolitik bewirkt?

Prof. Dr. Hans J. Gießmann, 
geb. 1955, Direktor des 

Berghof Forschungs
zentrums für konstruktive 

Konfliktbearbeitung, 
Berlin.

giessmann@berghof-
center.org
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Das Gewaltverbot ist der Wesenskern der Charta der Vereinten 
Nationen. Es in eine Reihe mit vorhergehenden Regeln zum Angriffs-
kriegverbot zu stellen wird der „anthropozentrischen Wende des 
Völkerrechts“* nicht gerecht. Erstmals ersetzte 1945 eine staatenge-
meinschaftliche Ordnung das Recht auf Krieg durch die Pflicht zum 
Frieden. Selbst die strikt begrenzenden Ausnahmen vom Gewalt-
verbot wurden so gehalten, dass ihre Reichweite dessen normierendes 
Prinzip noch verstärkte. Die Norm selbst fiel insofern nicht hinter 
das Kriegsvölkerrecht vergangener Tage zurück. Dieser Eindruck 
entstand erst, als Versuche zunahmen, sich der Norm zu entziehen 
und sich das Recht herauszunehmen, über die Zulässigkeit der Reich-
weite und Intensität von Gewaltakten ungebunden zu entscheiden. 
Die freimütige Entfernung von der Norm schlägt jedoch unfreiwillig 
zurück, wenn das politische Misslingen des Gewaltaktes dazu führt, 
wieder Schutz unter ihren Fittichen zu suchen. Die aktuelle Rabulistik 
über die mutmaßliche Einsatzdauer bewaffneter Interventionen oder 
die Notwendigkeit sogenannter Exit-Strategien für die Beteiligung 
von einzelnen Staaten an solchen Einsätzen entlarvt das Scheitern 
des Versuchs einer Quadratur des Kreises, nämlich die Norm nach 
Gutdünken zu verletzen, ohne sie zugrunde gehen zu lassen.

Sibylle Tönnies’ Fazit „Ganz oder gar nicht“ wird jedoch das Problem 
nicht lösen. Es stimmt: Das Recht ist schwach, wo es Unrecht schützt 
– aber auch dort, wo es in der Realität nicht durchgesetzt wird. Das 
Prinzip der Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten 
souveräner Staaten legte einst einen Schutzpanzer des Völkerrechts 
um seinen Bruch im Innern vieler Länder. Fehlende Rechtssicherheit 
bietet freilich keinen Freibrief für Faustrecht. Dabei kann als Richt-
schnur auch nicht herhalten, dass die Frage des „Wie“ der Inter-
vention wichtiger sei als jene des „Ob“. Ein für die Alltagspraxis für 
untauglich gehaltenes Recht stellt sich nicht unbedingt selbst infrage, 
sondern vielmehr die für seine Durchsetzung verantwortliche Insti-
tution. Tatsächlich ruhte die Durchsetzungskraft des Gewaltverbots 
bisher – in Ermangelung kollektiver Mittel der Vereinten Nationen 
– in den Händen eines Mächtekartells von Staaten. Dass diese 
Hilfskonstruktion nicht immer funktioniert hat, ist Ausdruck ihrer 
Unvollkommenheit und Vorläufigkeit. Es ist aber unzutreffend, dass 
nur der Schwache das Recht für seinen Schutz benötigt. Auch der 
Starke braucht berechenbare Rahmenbedingungen für die Wahrung 
seiner Macht und seines Einflusses. Neue Rechtsordnungen 
entstehen aus der Stärke ihrer Urheber und ihren Interessen an der 

*	 Kotzur, Markus (2001): Theorieelemente des internationalen Menschenrechtsschutzes, Berlin, Duncker & 
Humblot, S. 143.
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Hegung ihres Umfeldes heraus, und natürlich erwächst hieraus auch 
eine Auffassung vom Recht als Funktion ihrer Politik. Universelle 
Rechtsordnungen bedürfen deshalb gerade in der Krise der Unter-
stützung ihrer stärksten Akteure. Nur unter diesen Voraussetzungen 
bindet das Recht auch sie auf Dauer. Weichen sie davon ab, ist die 
Auflösung der Rechtsordnung nur eine Frage der Zeit.

Die Verletzungen des Angriffsverbots durch die USA in Bezug auf 
Belgrad und Afghanistan in einem Atemzug zu nennen, ist insofern 
problematisch. Die Reaktion auf Anschläge im September 2001 
wurde keineswegs moralisch begründet, sondern die USA bemühten 
sich mit Teilerfolg 2001 und erfolglos 2003 ausdrücklich um eine 
rechtliche Legitimation und eine hierauf gestützte politische Sankti-
onierung ihres militärischen Handelns. Beide Fälle waren, so paradox 
es klingt, anders als 1999 – als das Selbstbewusstsein eigener Stärke 
noch ungetrübt schien – manifeste Belege für die Stärke des Rechts 
in den Wochen seiner größten Niederlagen.

Problematisch ist übrigens auch die Annahme, dass es der Bevöl-
kerung unter den Bedingungen der Landnahme und Besetzung 
„meistens besser“ erging. Die empirischen Belege fehlen, wer die 
Kritik am modernen Völkerrecht ernst nimmt, wird kaum an den 
Schwächen der Durchsetzung auch der Haager Landkriegsordnung 
vorbei argumentieren können. Dutzende Millionen von Opfern 
zweier Weltkriege sind hierfür ein bitterer Beleg. Die Beziehungslo-
sigkeit im Luftkrieg erwächst nicht aus dem Willen, der Zivilbevöl-
kerung zu schaden, sondern vor allem aus dem Interesse, die eigenen 
Soldaten zu schützen. Die Ursache der Lageverschlechterung liegt 
folglich auch nicht in der veränderten militärischen Strategie und 
Taktik, sondern in der mangelnden Plausibilität der Parteinahme 
für die Belange und Interessen der Zivilbevölkerung in den angegrif-
fenen Staaten. Der Luftkrieg bringt keine Entortung des Krieges, 
vielmehr haben wir es mit einer Entortung des Gefechtsfeldes zu 
tun, während der Krieg „totale“ Dimensionen annimmt, in denen 
das Schlachtfeld der Soldaten nur noch einen lediglich kleinen zeitli-
chen und örtlichen Raum besitzt. Die Dämonisierung des Gegners 
funktioniert unter diesen Vorzeichen nur sehr begrenzt.

„Ganz oder gar nicht“ erscheint insofern als ganz und gar unkluger 
Rat. Er erhebt anstelle legitimer Ziele die mutmaßlich erreichbaren 
Ergebnisse des Handelns zur wichtigsten Bewertungsgrundlage. Wer 
das Recht in seine Hände nimmt, hat die Pflicht, für seine Durch-
setzung zu sorgen. Wer aber die politische Verantwortung scheut, 
untergräbt den Bestand der Rechtsordnung nicht minder.
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2.5. Von allem ein bisschen, keine Bewegung? 
Eine Erwiderung
Sibylle Tönnies

Die Alternative „Ganz oder gar nicht“ stelle sich in Afghanistan 
nicht: Weder eine „effektive Beherrschung“ noch eine „strikte 

Nichtintervention“ sei das Richtige, hält Reinhard Mehring meinen 
Ausführungen in WeltTrends Nr. 70 entgegen. Aber: Will er dafür plä-
dieren, dass ein kleines bisschen Intervention, gefolgt von einer inef-
fektiven Beherrschung, das Richtige sei? Mit dieser Situation haben 
wir es ja tatsächlich zu tun, und sie ist – um es milde zu sagen – unbe-
friedigend. Sie ist so unbefriedigend wie eine halbherzige Machter-
greifung immer war. Man blickt ja heute nicht gern in die Geschichte; 
man lässt sich nicht gern von den jahrtausendealten Erfahrungen, die 
in Sachen Herrschaft erworben wurden, belehren. Man tut so, als 
gehe es gar nicht um Herrschaft, sondern um humanitäre Verbesse-
rungen. Als wenn das notwendigerweise ein Gegensatz sei!

Statt aus der Geschichte zu lernen, läuft man Theorien hinterher, 
die die jetzige Konstellation als völlig neu hinstellen und dadurch 
suggerieren, dass die alten Erfahrungen keine Bedeutung haben. 
„Neue Kriege“ sagt man zu den jetzigen Problemen. Dabei ist es 
doch ein altes Lied: Nicht die Machtspitze eines Landes ist der 
Aggressor, sondern Einheiten, die ihr nicht unterworfen sind. 
Uns Deutschen ist diese Konstellation aus den Befreiungskriegen 
vertraut, und sie hat viel zu unserer Identität beigetragen: 1812, als 
der preußische Staat gegen Napoleon stillhielt, griffen Freicorps zu 
den Waffen (bis heute sind Straßen nach ihren Anführern benannt). 
Insofern steht Bin Laden nicht anders da als Lützows wilde, verwe-
gene Jagd: In beiden Fällen handelt es sich um den Versuch einer 
„asymmetrischen privaten Gewalt“, Herrschaft abzuschütteln. Und 
Napoleon wird es auch so empfunden haben.

Da man sich heute – aus politischer Korrektheit – nicht von den 
historischen Erfahrungen mit Okkupation belehren lassen darf, 
springt nicht sofort die Tatsache ins Auge, dass alle Erfahrung 
dagegen spricht, einen Mittelweg zwischen „strikter Nichtinterven-
tion“ und „effektiver Beherrschung“ zu gehen.

„Ganz oder gar nicht“ ist das dringende Gebot von Machiavelli – 
zumal für den Fall, dass „Gebiete erworben werden in einem Land 
von fremder Sprache, Sitte und Verfassung“. Im anderen Fall – wenn 
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eine gewisse Verwandtschaft zu den neuen Gebieten besteht – 
genügt es, „das Haus des Fürsten, der sie beherrschte, auszurotten. 
Die Bevölkerung wird sich ruhig verhalten, wenn man ihr in allem 
Übrigen ihre alten Einrichtungen unangetastet lässt und keine 
Verschiedenheit in den Lebensgewohnheiten besteht … Aber wenn 
Gebiete erworben werden in einem Land von fremder Sprache, Sitte 
und Verfassung, da beginnen die Schwierigkeiten, und da gehört viel 
Glück und Geschick dazu, sie zu behaupten.“ Hören wir mal über 
das „Ausrotten“ hinweg (und ignorieren das Schicksal von Familie 
Saddam Hussein): Diese Unterscheidung allein hätte davor gewarnt, 
die guten Erfahrungen, die 1945 mit dem besiegten Deutschland 
gemacht wurden, auf Afghanistan zu übertragen.

Alt ist allerdings nicht nur die Unterwerfung, sondern auch das 
Problem, sie beim Namen zu nennen. Politische Korrektheit gab es 
schon immer, d. h.: Es war schon immer klug, das Ehrgefühl der 
Unterworfenen zu schonen und sie nicht als solche zu bezeichnen. 
„Wie verschleiern wir die De-Souveränisierung der eroberten Staaten?“ 
Diese Frage stellte sich offenbar auch schon bei der Ausdehnung der 
römischen Herrschaft. Denn, so heißt es bei Theodor Mommsen über 
die sogenannte Einigung Italiens, die tatsächlich die Unterwerfung 
Italiens war: „Zu Lande war der Kampf entschieden. Zum ersten Mal 
war Italien unter der Herrschaft der römischen Gemeinde zu einem 
Staat vereinigt. Welche politischen Befugnisse dabei die römische 
Gemeinde den sämtlichen übrigen Italiens entzog und in ihren allei-
nigen Besitz nahm, das heißt, welcher staatsrechtliche Begriff mit 
dieser Herrschaft Roms zu verbinden ist, wird nirgends ausdrücklich 
gesagt, und es mangelt selbst, in bezeichnender und klug berechnender 
Weise, für diesen Begriff an einem allgemeingültigen Ausdruck.“

Die strikte Nichtintervention verbiete sich aus humanitä-
ren Gründen, sagt Reinhard Mehring. Auch hier scheint mir eine 
historische Erfahrung wichtig, die in Vergessenheit geraten ist: 
Die „humanitäre Intervention“, die ja per definitionem nicht von 
Herrschaftswillen getragen ist, gilt schon seit Langem als außer-
ordentlich gefährlich; man machte im 19. Jahrhundert (zuletzt in 
Bulgarien) die Erfahrung, dass sie dem europäischen Frieden gefähr-
licher war als der hegemonial motivierte Krieg. Eher als dieser wurde 
sie dann auch völkerrechtlich geächtet, endgültig im Berliner Frieden 
1878. Der Angriffskrieg wurde dagegen erst 1919 im Völkerbund 
und 1928 im Kelloggspakt verboten. Die „humanitäre Interven-
tion“ (auch das kann man bei Carl Schmitt nachlesen) ist schwer 
zu beenden und birgt eine hohe Eskalationsgefahr in sich. Das 
können auch wir Heutigen bezeugen: Man erinnere sich daran, wie 
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1999 sowohl die NATO als auch die russische Armee den Belgrader 
Flugplatz beanspruchten und den westlichen Truppen befohlen war 
vorzurücken. Nur dadurch, dass General Michael Jackson – auch 
diesem Träger des großen Namens gebührt ein Denkmal – diesen 
Befehl verweigerte, wurde die Eskalation auf Weltebene vermieden.

Hans J. Gießmann und Erhard Crome möchte ich zugestehen, 
dass mein Wort vom „humanitären Niveau des Kolonialismus“ ein 
Fehlgriff war. Der Kolonialismus war unter günstigen Umständen 
leichter zu ertragen als die Anarchie, die das Police Bombing 
einführt, hätte ich sagen und hinzufügen sollen: Aber diese 
günstigen Umstände lagen meistens nicht vor.

Der Dissens zwischen Cromes und meiner Auffassung ist 
insoweit unvermeidlich, als wir die Stärke der USA unterschiedlich 
einschätzen. Geht man, wie er, davon aus, dass der Stern der USA 
im Sinken und der Krieg gegen die Afghanen unter gar keinen 
Umständen zu gewinnen ist, muss man allerdings energisch für 
den schnellen Abzug aller Truppen plädieren.

Crome hält die militärische Unterbesetzung gar nicht für maßgeb-
lich. Warum legt er andererseits so viel Wert darauf, ihre Gründe 
darzulegen? Es sind gesellschaftliche Gründe, sagt er; die westlichen 
Gesellschaften haben keine imperialistischen Ambitionen. Wenn 
man diesen Aspekt ernst nimmt, stellt sich die wichtige Frage: Wäre 
es besser, sie hätten sie? Anstelle des Police Bombing von der Luft aus, 
das nicht in die politische Verantwortung zwingt? Crome hält sich 
in dieser Frage bedeckt. Er begründet das Police Bombing mit dem 
Mangel an kämpfenden Truppen: „Es ist keine Frage der Wahlfreiheit 
der heutigen Kriegführer, sondern ihrer wirtschaftlichen, politischen 
und innergesellschaftlich-moralischen Ressourcen. Die Gesellschaften 
wollen weder solche Kriege führen noch Kolonialherren sein, weshalb 
ein Anspruch, als ‚erobernder Kolonialist‘ aufzutreten, jenseits jeder 
politischen Begründbarkeit steht.“ So ist es. Aber was ist mit uns – mit 
Crome, Gießmann, Mehring und Tönnies (mal beispielsweise)? Wir 
sind doch Teil der „innergesellschaftlich-moralischen Ressource“ und 
stehen deshalb am Anfang der Ursachenkette. Falls nun einer von uns 
zu der Auffassung gekommen ist, dass das Stigma des „erobernden 
Kolonisten“ (vielleicht durch die Einrichtung eines internationalen 
Protektorats) beseitigt und stattdessen das Police Bombing geächtet 
werden muss – dann sollte er (oder sie) doch keine Scheu haben, 
jenseits der derzeitigen „politischen Begründbarkeit“ Stellung zu 
nehmen. Wie soll denn Bewegung in die Sache kommen, wenn man 
nur das zur Zeit gerade „politisch Begründbare“ vorträgt?
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Den Krieg um Afghanistan hat der Westen verloren – wieder 
einmal. Die Frage des Abzugs bestimmt die außen- und sicher-
heitspolitische Agenda, nicht nur in Washington D. C. und 
Berlin. Ziel ist, das „Fiasko Afghanistan“ möglichst glimpfl ich 
enden zu lassen – aber wie? Die Frage hat auch 2011 nicht an 
Aktualität eingebüßt. 

Kenner der Region und außenpolitische Experten diskutie-
ren im vorliegenden WeltTrends Papier die Ausgangslage des 
Afghanistan-Komplexes und analysieren Abzugsstrategien –  
klar, kontrovers, pointiert.
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